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106 Rechtsverordnung 


zur Neuregelung des Erbhofrechtes. 
Vom 15. Mai 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 25, 26, 61, 86 und 89 ſowie des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) werden an Stelle der Erbhofverordnung 
vom 15. Mai 1935 (G. Bl. S. 653), der Erſten und Zweiten Verordnung zur Abänderung der Erb— 
hofverordnung vom 28. November 1935 (G. Bl. S. 1124) bezw. 15. Januar 1936 (G. Bl. S. 37), 
der Durchführungsverordnung zur Erbhofverordnung vom 3. Juli 1935 (G. Bl. S. 827) und der 
Erſten Verordnung zur Abänderung der Durchführungsverordnung vom 28. November 1935 (G. Bl. 
S. 1125) die nachſtehende Erbhofverordnung, Erbhofrechtsverordnung, Erbhofverfahrensverordnung vom 
15. Mai 1937 mit Geſetzeskraft erlaſſen: 


I. Erbhofverordnung 
Vom 15. Mai 1937. 
(ES V). 


Die Danziger Regierung will unter Sicherung alter deutſcher Erbſitte das Bauerntum erhalten. 

Die Bauernhöfe ſollen vor Überſchuldung und Zerſplitterung im Erbgang geſchützt werden, damit 
ſie dauernd als Erbe der Sippe in der Hand freier Bauern verbleiben. 

Es ſoll auf eine geſunde Verteilung der landwirtſchaftlichen Beſitzgrößen hingewirkt werden, da eine 
große Anzahl lebensfähiger kleiner und mittlerer Bauernhöfe möglichſt gleichmäßig über das ganze 
Land verteilt, die beſte Gewähr für die Geſunderhaltung von Volk und Staat bildet. 

Zur Durchführung dieſes Zieles wird daher folgende Verordnung erlaſſen. Die Grundgedanken 
der Verordnung ſind: 

Land- und forſtwirtſchaftlicher Beſitz in der Größe von mindeſtens einer Ackernahrung und 
von höchſtens 125 Hektar iſt Erbhof, wenn er einer bauernfähigen Perſon gehört. 

Der Eigentümer des Erbhofs heißt Bauer. 

Bauer kann nur ſein, wer Danziger Staatsbürger und ehrbar iſt. 

Der Erbhof geht ungeteilt auf den Anerben über. 

Die Rechte der Miterben beſchränken ſich auf das übrige Vermögen des Bauern. Nicht als 
Anerben berufene Abkömmlinge erhalten eine den Kräften des Hofes entſprechende Berufs⸗ 
ausbildung und Ausſtattung; geraten fie unverſchuldet in Not, ſo wird ihnen die Heimat⸗ 
zuflucht gewährt. 

Das Anerbenrecht kann durch Verfügung von Todes wegen nicht ausgeſchloſſen oder 
beſchränkt werden. ? 

Der Erbhof iſt grundſätzlich unveräußerlich und unbelaſtbar. 


— ——ẽ— 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 23. 5. 1937.) 
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1. Abſchnitt 
Der Erbhof 
8 1 
Begriff 
(1) Land- oder forſtwirtſchaftlich genutztes Grundeigentum iſt Erbhof, wenn es 
1. hinſichtlich ſeiner Größe den Erforderniſſen der SS 2, 3 entſpricht und 
2. ſich im Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon befindet. 
(2) Höfe, die ſtändig durch Verpachtung genutzt werden, ſind nicht Erbhöfe. 
(3) Die Erbhöfe werden von Amts wegen in die Erbhöferolle eingetragen. Dieſe Eintragung hat 
rechtserklärende, keine rechtsbegründende Bedeutung. 


8 2 
Mindeſtgröße 
(1) Der Erbhof muß mindeſtens die Größe einer Ackernahrung haben. 
(2) Als Ackernahrung iſt diejenige Menge Landes anzuſehen, welche notwendig iſt, um eine 
Familie unabhängig vom Markt und der allgemeinen Wirtſchaftslage zu ernähren und zu bekleiden 
ſowie den Wirtſchaftsablauf des Erbhofs zu erhalten. 


8 3 
Höchſtgrenze 
(1) Der Erbhof darf nicht größer fein als ein hundertfünfundzwanzig Hektar. 
(2) Er muß von einer Hofſtelle aus ohne Vorwerke bewirtſchaftet werden können. 


8 4 
Entſtehung von Erbhöfen durch Teilung 
Die Bildung mehrerer Erbhöfe durch Teilung größeren Grundbeſitzes iſt zuläſſig, wenn 
1. jeder Hof für Dë den Erforderniſſen der 58 1 bis 3 entſpricht und 
2. der Geſamtbetrag der Schulden des Eigentümers einſchließlich der auf den zu teilenden 
Grundbeſitz ruhenden dinglichen Laſten fünfzig vom Hundert des vor der Teilung zuletzt 
feſtgeſetzten ſteuerlichen Einheitswertes nicht überſteigt. 


8 5 
Entſtehung eines Erbhofs durch beſondere Zulaſſung 

(1) Der Senat kann nach Anhörung des Kreisbauernführers und des Landesbauernführers von 
den Erforderniſſen des $ 3 Ausnahmen zulaſſen. 

(2) Eine Größe von mehr als einhundertfünfundzwanzig Hektar ſoll jedoch in der Regel nur 
zugelaſſen werden, 

1. wenn es mit Rückſicht auf die Bodenart oder das Klima geboten erſcheint; 

2. wenn es ſich um einen wirtſchaftlich in ſich geſchloſſenen und in ſeinen Ländereien abge— 
rundeten Hof handelt, der ſich nachweislich ſeit mehr als einhundertundfünfzig Jahren im 
Eigentum des Bauerngeſchlechts befindet; 

3. wenn ein um das Geſamtwohl des Volkes beſonders verdienter Danziger in eigener Perſon 
oder in ſeinen Nachkommen geehrt werden ſoll; 

4. wenn das auf dem Hof anſäſſige Geſchlecht dort Werte (3. B. Bauwerke von künſtleriſcher 
oder kulturgeſchichtlicher Bedeutung) geſchaffen hat, die bei einer Größe des Hofs von nicht 
mehr als einhundertfünfundzwanzig Hektar keine genügende wirtſchaftliche Grundlage für ihre 
Erhaltung finden. 

(3) Von der Vorausſetzung, daß der Erbhof von einer Hofſtelle aus ohne Vorwerke bewirtſchaftet 
werden kann, ſoll nur abgeſehen werden, wenn beſondere betriebswirtſchaftliche Verhältniſſe das Vorwerk 
notwendig machen. 

8 6 
Gemüſe⸗ oder Obſtbau 

(1) Die Vorſchriften der SS 1 bis 5 gelten auch für Grundſtücke, die durch Gemüſe- oder Obſtbau 
genutzt werden. 

(2) Beim Gemüſe- oder Obſtbau iſt ein Betrieb als Ackernahrung anzuſehen, wenn der genutzte 
Grundbeſitz auch bei Umſtellung auf eine andere Art landwirtſchaftlicher Nutzung als Ackernahrung im 
Sinne des § 2 Abſ. 2 anzuſehen wäre. 
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8 7 
Der Erbhof 
(1) Zum Erbhof gehören alle im Eigentum des Bauern ſtehenden Grundſtücke, die regelmäßig von 
der Hofſtelle aus bewirtſchaftet werden, und das im Eigentum des Bauern ſtehende Zubehör. 
(2) Eine zeitweilige Verpachtung oder. ähnliche vorübergehende Benutzung von Hofgrundſtücken, 
z. B. als Altenteilsland, ſchließt die Hofzugehörigleit nicht aus. 8 


5 8 
Das Hofzubehör im einzelnen 
(1) Das Hofzubehör umfaßt insbeſondere das auf dem Hofe für die Bewirtſchaftung vorhandene 
Vieh, Wirtſchafts⸗ und Hausgerät einſchließlich des Leinenzeugs und der Betten, den vorhandenen 
Dünger und die für die Bewirtſchaftung dienenden Vorräte an landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen. 

(2) Zum Hofzubehör gehören außerdem die auf den Hof bezüglichen Urkunden, aus früheren 
Generationen ſtammende Familienbriefe, ferner Bilder mit Erinnerungswert, Geweihe und ähnliche 
auf den Hof und die darauf ſeßhafte Bauernfamilie bezügliche Erinnerungsſtücke. 

89 
Berfiherungsforderung. Tilgungsguthaben 
Zum Erbhof gehören auch die Forderungen aus den für den Hof und deſſen Zubehör einge⸗ 
gangenen Verſicherungen nebſt den hierauf ausgezahlten Entſchädigungsſummen, ſowie ein zur Abtragung 
einer Hofſchuld angeſammeltes Tilgungsguthaben. 
5 10 
Entſcheidung des Anerbengerichts über die Erbhofeigenſchaft 
Beſtehen Zweifel darüber, ob ein Hof als Erbhof anzuſehen iſt, ſo entſcheidet auf Antrag des 
Eigentümers oder des Kreisbauernführers das Anerbengericht. 


2. Abſchnitt 
Der Bauer 
S 11 
Begriff 


(1) Nur der Eigentümer eines Erbhofs heißt Bauer. 
(2) Der Eigentümer oder Beſitzer anderen land- oder forſtwirtſchaftlich genutzten Grundeigen⸗ 


tums heißt Landwirt. 
(3) Andere Bezeichnungen für Eigentümer oder Beſitzer land- oder forſtwirtſchaftlich genutzten 


Grundeigentums ſind unzuläſſig. 
(4) Die Berufsbezeichnung der Eigentümer im Grundbuch iſt allmählich entſprechend zu ändern. 
8 12 
Erfordernis der Danziger Staatsangehörigkeit 
Bauer kann nur ſein, wer die Danziger Staatsangehörigkeit beſitzt. 


δ 13 
Erfordernis der bäuerlichen Einſtellung 
Bauer kann nur ſein, wer ſeiner Herkunft nach die Vorausſetzungen erfüllt, die nach der allge⸗ 
meinen Volksanſchauung an einen Bauer geſtellt werden. 


8 14 
Ausſchluß durch Entmündigung 
Bauer kann nicht ſein, wer entmündigt iſt, ſofern die Anfechtungsklage rechtskräftig abgewieſen oder 
nicht innerhalb der geſetzlichen Friſt erhoben ilt. 
8 15 
Ehrbarkeit und Befähigung des Bauern 
(1) Der Bauer muß ehrbar fein. Er muß fähig fein, den Hof ordnungsmäßig zu bewirtſchaften. 
Mangelnde Altersreife allein bildet keinen Hinderungsgrund. 
2) Fallen die Vorausſetzungen des Abi. 1 fort oder kommt der Bauer ſeinen Schuldverpflich⸗ 
tungen nicht nach, obwohl ihm dies bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung möglich wäre, ſo kann 
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das Anerbengericht auf Antrag des Landesbauernführers die Verwaltung und Nutznießung des Erb— 
hofs dauernd oder auf Zeit auf den Ehegatten des Bauern oder auf denjenigen übertragen, der im 
Falle des Todes des Bauern der Anerbe wäre. 


(3) Sit ein Ehegatte oder Anerbe nicht vorhanden oder find dieſe nicht bauernfähig, jo kann das 
Anerbengericht das Eigentum am Erbhof auf Antrag des. Landesbauernführers auf eine von dieſem 


vorzuſchlagende bauernfähige Perſon übertragen. Der Landesbauernführer ſoll, falls geeignete Ver— 


wandte des Bauern vorhanden ſind, einen von dieſen vorſchlagen. 

(4) Das Eigentum am Erbhof geht mit der Rechtskraft des Übertragungsbeſchluſſes über. Das 
Anerbengericht hat das Grundbuchamt von Amts wegen um die Eintragung des neuen Eigentümers zu 
erſuchen. Die Vorſchriften des $ 419 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende Anwendung. 


δ 16 
Wirkung des Verluſts der Bauernfähigkeit 
Verliert der Bauer die Bauernfähigkeit, ſo darf er ſich nicht mehr Bauer nennen. Hierdurch wird 
ſein Eigentum am Hof vorbehaltlich des 8 15 ſowie die Erbhofeigenſchaft des Hofs nicht berührt. 
δ 17 
Miteigentum. Juriſtiſche Perſon 
(1) Ein Erbhof kann nicht zum Geſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft gehören oder ſonſt im 
Eigentum mehrerer Perſonen ſtehen. 
(2) Ein Erbhof kann nicht einer juriſtiſchen Perſon gehören. 


§ 18 
Entſcheidung des Anerbengerichts über die Bauernfähigkeit 


Beſtehen Zweifel darüber, ob eine Perſon bauernfähig iſt, ſo entſcheidet auf ihren Antrag oder 
auf Antrag des Kreisbauernführers das Anerbengericht. 


3. Abſchnitt 
Erbfolge kraft Anerbenrechts 
δ 19 
Erbfolge in den Erbhof 
(1) Beim Tode des Bauern bildet der Erbhof hinſichtlich der geſetzlichen Erbfolge und der Erb— 
teilung einen beſonderen Teil der Erbſchaft. . 
(2) Der Erbhof geht kraft Geſetzes ungeteilt auf den Anerben über. 


6 20 
Anerben ordnung 
Zum Anerben ſind in folgender Ordnung berufen: 0 
1. die Söhne des Erblaſſers; an die Stelle eines verſtorbenen Sohnes treten deſſen Söhne und 
Sohnesſöhne; 
2. der Vater des Erblaſſers; 
3. die Brüder des Erblaſſers; an die Stelle eines verſtorbenen Bruders treten deſſen Söhnd 
und Sohnesſöhne: 
4. die Töchter des Erblaſſers; an die Stelle einer verſtorbenen Tochter treten deren Söhne und 
Sohnesſöhne; 
5. die Schweſtern des Erblaſſers; an die Stelle einer verſtorbenen Schweſter treten deren Söhne 
und Sohnesſöhne; 
6. die weiblichen Abkömmlinge des Erblaſſers und die Nachkommen von ſolchen, ſoweit ſie nicht 
bereits zu Nr. 4 gehören. Der dem Mannesſtamm des Erblaſſers Näherſtehende ſchließt den 
Fernerſtehenden aus. Im übrigen entſcheidet der Vorzug des männlichen Geſchlechts. 


᾿ δ 21 
Einzelvorſchriften zur Anerbenordnung 
(1) Wer nicht bauernfähig iſt, ſcheidet als Anerbe aus. Der Erbhof fällt demjenigen an, welcher 
berufen ſein würde, wenn der Ausſcheidende zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte. 


(2) Ein Verwandter iſt nicht zur Anerbenfolge berufen, ſolange ein Verwandter einer vorhergehen⸗ 
den Ordnung vorhanden iſt. 
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(3) Innerhalb der gleichen Ordnung entſcheidet je nach dem in der Gegend geltenden Brauch 
Alteſten⸗ oder Jüngſtenrecht. Beſteht kein beſtimmter Brauch, [ο gilt Jüngſtenrecht. Iſt zweifelhaft, ob 
oder welcher Brauch beſteht, ſo entſcheidet auf Antrag eines Beteiligten das Anerbengericht. 

(4) Unter den Söhnen gehen die Söhne der erſten Frau den anderen Söhnen vor. Bei Brüdern 
oder Schweſtern gehen Vollbürtige vor Halbbürtigen. 

(5) Durch nachfolgende Ehe anerkannte Kinder ſtehen den nach Eingehung der Ehe geborenen 
ehelichen Kindern gleich. Für ehelich erklärte Kinder des Vaters gehen in derſelben Ordnung den ehe— 
lichen Kindern nach; uneheliche Kinder der Mutter gehen ſchlechthin den ehelichen Kindern nach. ö 

(6) An Kindes Statt angenommene Perſonen ſind nicht zur Anerbenfolge berufen. 

(7) Wenn zu der Zeit, zu der der Hof auf Grund dieſer Verordnung Erbhof wird, keine Söhne oder 
Sohnesſöhne vorhanden ſind, ſo ſind die Anerben der vierten Ordnung vor denen der zweiten und 
dritten Ordnung berufen. 

8 22 
Austauſch eines Erbhofs 

(1) Hat der Anerbe bereits einen Erbhof, Jo ſcheidet er als Anerbe aus. Der Erbhof fällt dem⸗ 
jenigen an, welcher berufen ſein würde, wenn der Ausſcheidende zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte. 

(2) Dies tritt jedoch nicht ein, wenn der Anerbe innerhalb ſechs Wochen nach dem Zeitpunkt, 
in dem er von dem Anfall Kenntnis erlangt hat, dem Anerbengericht gegenüber in öffentlich beglau⸗ 
| bigter Form oder zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle erklärt, daß er den angefallenen Hof über- 

nehme. 

(3) Im Falle des Abſ. 2 fällt das Eigentum an dem eigenen Hof des Anerben kraft Geſetzes 
dem nächſtberufenen Anerben des Erblaſſers an. Dieſer kann den Anfall ausſchlagen. Die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Annahme oder Ausſchlagung einer Erbſchaft finden entſpre— 
chende Anwendung. 

(4) Das Anerbengericht beſtimmt, in welcher Höhe dieſer Nächſtberufene verpflichtet iſt, den An- 
erben von den Nachlaßverbindlichkeiten zu befreien. 

(5) Die Vorſchrift des Abſ. 4 gilt auch für die mit dem übertragenen Hof zuſammenhängenden 
perſönlichen Verbindlichkeiten des Anerben. Inſoweit das Anerbengericht den Erwerber des Hofes zu 
ihrer Tragung verpflichtet, haftet er auch den Gläubigern gegenüber. 

8 23 
Mehrere Erbhöfe 

(1) Hinterläßt der Bauer mehrere Erbhöfe, [ο können die als Anerben Berufenen in der Reihen⸗ 
folge ihrer Berufung je einen Erbhof wählen, ſo daß niemand mehr als einen Erbhof bekommt. 

(2) Die Wahl iſt gegenüber dem Anerbengericht in öffentlich beglaubigter Form oder zur Nieder- 
ſchrift der Geſchäftsſtelle zu erklären. Der Vorſitzende des Anerbengerichts hat dem Wahlberechtigten 
auf Antrag eines nachſtehenden Wahlberechtigten eine angemeſſene Friſt zur Erklärung über die Wahl 
zu beſtimmen. Erfolgt die Wahl nicht vor Ablauf der Friſt, ſo tritt der Wahlberechtigte hinter die 
übrigen Wahlberechtigten zurück. 

(3) Jeder Anerbenberechtigte erwirbt das Eigentum an dem von ihm gewählten Hof mit der 
Vollziehung der Wahl. Mit der Vollziehung der letzten Wahl erwirbt ſogleich der Nächſtberufene das 
Eigentum an dem übrigbleibenden Hof. 

S 24 
Verfügungen von Todes wegen 

(1) Der Erblaſſer kann die Erbfolge kraft Anerbenrechts durch Verfügung von Todes wegen nicht 
ausſchließen oder beſchränken. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 ſchließt die Verfügung über einzelne für die Bewirtſchaftung des 
Hofs unweſentliche Zubehörſtücke nicht aus, ſofern es ſich nicht um Hofesurkunden oder um die im 
§ 8 Abf. 2 bezeichneten beſonderen Stücke handelt. 

(3) Zu den Verfügungen, durch welche die Erbfolge kraft Anerbenrechts beſchränkt wird, gehören 
auch Verfügungen von Todes wegen, durch die eine Belaſtung des Hofs angeordnet oder über den 
übrigen Nachlaß ſo verfügt wird, daß eine Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten gemäß den Vor⸗ 
ſchriften des $ 34 nicht mehr möglich iſt. 

8 25 
Beſtimmung des Anerben durch den Erblaſſer 
(1) Innerhalb der erſten Ordnung kann der Erblaſſer den Anerben beſtimmen. 
(2) Sind eheliche Söhne oder Sohnesſöhne nicht vorhanden, ſo kann der Erblaſſer mit Zu: 
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ſtimmung des Anerbengerichts beſtimmen, daß ein unehelicher Sohn, deſſen Vater er iſt, Anerbe wird. 
Vor der Entſcheidung hat das Anerbengericht den Landesbauernführer zu hören. 

(3) Mit Zuſtimmung des Anerbengerichts kann der Erblaſſer beſtimmen, daß eine Perſon der 
vierten Ordnung vor Perſonen der erſten, zweiten oder dritten Ordnung Anerbe wird. Das Anerben— 
gericht ſoll die Zuſtimmung erteilen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

(4) Innerhalb der zweiten und der folgenden Ordnungen kann der Erblaſſer den Anerben be— 
ſtimmen. Er kann dabei auch mit Zuſtimmung des Anerbengerichts eine oder mehrere Ordnungen über- 
ſpringen. 

(5) Sind Perſonen der im $ 20 bezeichneten Ordnungen nicht vorhanden, Io kann der Erblaſſer 
den Anerben beſtimmen. Iſt der vom Erblaſſer beſtimmte Anerbe nicht bauernfähig oder trifft der 
Bauer keine Beſtimmung, ſo beſtimmt der Landesbauernführer den Anerben. Bauernfähige Ver— 
wandte oder Verſchwägerte des Erblaſſers ſollen hierbei bevorzugt berückſichtigt werden. 


ξ 26 
Verwaltung und Nutznießung für Vater oder Mutter des Anerben 
Der Erblaſſer kann anordnen, daß dem Vater oder der Mutter des Anerben über die Voll— 
jährigkeit, jedoch nicht über das fünfundzwanzigſte Lebensjahr des Anerben hinaus, die Verwaltung 
und Nutznießung des Hofs zuſtehen ſoll. 
5 27 
Führung des Hofnamens 
Der Erblaſſer kann beſtimmen, daß der Anerbe als Zuſatz zu ſeinem Namen den Hofnamen führt. 


ξ 28 
Form der Anordnungen des Erblaſſers 

Der Erblaſſer kann die in 88 25 bis 27 vorgeſehenen Anordnungen nur durch Teſtament oder Erb— 
vertrag treffen. 

S 29 
Ausſchlagung 

(1) Der Anerbe kann den Anfall des Erbhofs ausſchlagen, ohne die Erbſchaft in das übrige Ver⸗ 
mögen auszuſchlagen. Auf dieſe Ausſchlagung finden die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über 
die Ausſchlagung der Erbſchaft entſprechende Anwendung. 

(2) Die Ausſchlagung iſt gegenüber dem A nerbengerichte zu erklären. Die Friſt für die Aus⸗ 
ſchlagung beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Anerbe von ſeiner Berufung zum Anerben 
Kenntnis erlangt, wenn jedoch die Berufung auf einer Verfügung von Todes wegen beruht, nicht vor 
der Verkündung der Verfügung. 

(3) Iſt der zum Anerben Berufene nicht Danziger Staatsangehöriger, ſo tritt fein Ausſcheiden 
als Anerbe (5 21 Abſ. 1, § 12) zunächſt nicht ein; es gilt aber als Ausſchlagung des Anfalls des 
Erbhofs, wenn er nicht die Verleihung der Danziger Staatsangehörigkeit innerhalb der im Abſ. 2 
bezeichneten Friſt nachgeſucht hat, oder wenn ſein Geſuch abgelehnt wird. 


8 30 
Verſorgung der Abkömmlinge des Erblaffers. Heimatzuflucht 

(1) Die Abkömmlinge des Erblaſſers werden, ſoweit ſie Miterben oder pflichtteilsberechtigt ſind, 
bis zu ihrer Volljährigkeit auf dem Hofe angemeſſen unterhalten und erzogen. 

(2) Sie ſollen auch für einen dem Stande des Hofs entſprechenden Beruf ausgebildet und bei ihrer 
Verſelbſtändigung, weibliche Abkömmlinge auch bei ihrer Verheiratung, ausgeſtattet werden, ſoweit die 
Mittel des Hofs dies geſtatten; die Ausſtattung kann insbeſondere auch in der Gewährung von Mitteln 
für die Beſchaffung einer Siedlerſtelle beſtehen. 

(3) Geraten ſie unverſchuldet in Not, jo können Te auch noch ſpäter gegen Leiſtung angemeſſener 
Arbeitshilfe auf dem Hofe Zuflucht ſuchen (Heimatzuflucht). Dieſes Recht ſteht auch den Eltern des 
Erblaſſers zu, wenn ſie Miterben oder pflichtteilsberechtigt ſind. 

S 31 
Altenteil des Ehegatten 

Der überlebende Ehegatte des Erblaſſers kann, wenn er Miterbe oder pflichtteilsberechtigt iſt und 
er auf alle ihm gegen den Nachlaß zuſtehenden Anſprüche verzichtet, von dem Anerben lebenslänglich 
den in ſolchen Verhältniſſen üblichen Unterhalt auf dem Hofe verlangen, ſoweit er ſich nicht aus eigenem 
Vermögen unterhalten kann. 
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6 32 
Regelung von Streitigkeiten 
Bei Streitigkeiten aus den 55 30 und 31 trifft das Anerbengericht die erforderliche Regelung unter 
billiger Berückſichtigung der Verhältniſſe der Beteiligten ſo, daß der Hof bei Kräften bleibt. Es 
kann das Verſorgungsrecht aufheben oder einſchränken, wenn der Verſorgungsberechtigte anderweit ge— 
ſichert iſt oder wenn dem Verpflichteten die Leiſtung nicht mehr zugemutet werden kann, insbeſondere 
wenn ſie die Kräfte des Hofes überſteigt. Die Entſcheidung des Anerbengerichts iſt endgültig. 


8 33 
Der übrige Nachlaß 

Das außer dem Erbhof vorhandene Vermögen des Bauern vererbt ſich nach den Vorſchriften des 

allgemeinen Rechts. 
f 8 34 
ö Nachlaßverbindlichkeiten 

(1) Die Nachlaßverbindlichkeiten einſchließlich der auf dem Hofe ruhenden Hypotheken, Grund- und 
Rentenſchulden, aber ohne die auf dem Hofe ruhenden ſonſtigen Laſten (Altenteil, Nießbrauch, Ent⸗ 
ſchuldungsrente u. a.) ſind, ſoweit das außer dem Hof vorhandene Vermögen dazu ausreicht, aus 
dieſem zu berichtigen. 

: (2) Soweit die Nachlaßverbindlichkeiten nicht in dieſer Weile berichtigt werden können, iſt der An⸗ 
erbe den Miterben gegenüber verpflichtet, ſie allein zu tragen und die Miterben von ihnen zu befreien. 
8 35 
Teilung des übrigen Nachlaſſes 

(1) Verbleibt nach Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten ein Überſchuß, Io iſt dieſer auf die 
Miterben des Anerben nach den Vorſchriften des allgemeinen Rechts zu verteilen. 

(2) Der Anerbe kann, falls er nach den Vorſchriften des allgemeinen Rechts überhaupt zu einem 
Erbteil an dem übrigen Nachlaß berufen iſt, eine Beteiligung an dem Überſchuß nur verlangen, inſo⸗ 
weit der auf ihn entfallende Anteil größer iſt als der laſtenfreie Ertragswert des Erbhofs. Der Er⸗ 
tragswert beſtimmt ſich nach dem Reinertrag, den der Hof nach ſeiner bisherigen wirtſchaftlichen Be⸗ 
ſtimmung nachhaltig gewähren kann. 

S 36 
Verbindlichkeiten bei mehreren Erbhöfen 

(1) Gehören zum Nachlaß mehrere Erbhöfe ($ 23), Io können die gemäß Së 30, 31 zur Ver⸗ 
ſorgung Berechtigten wählen, auf welchem Hof ſie den Unterhalt beziehen wollen. Die Pflicht zur Be⸗ 
rufsausbildung und Ausſtattung wird von allen Anerben gemeinſchaftlich, und zwar im Verhältnis zu⸗ 
einander entſprechend dem Wert der Höfe, getragen. 

(2) Die Anerben tragen die Nachlaßverbindlichkeiten im Verhältnis zueinander entſprechend dem 
Wert der Höfe. 

(3) Entſteht Streit über die Anwendung von Abſ. 1 Satz 2 oder Abſ. 2, jo entſcheidet das An- 
erbengericht endgültig. 

4. Abſchnitt 
Beſchränkungen der Veräußerung und Belaſtung des Erbhofs. Zwangsvollſtreckung 
8 37 
Veräußerung und Belaſtung des Erbhofs 

(1) Der Erbhof ift grundſätzlich unveräußerlich und unbelaſtbar. Dies gilt nicht für eine Verfügung 
über Zubehörſtücke, die im Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung getroffen wird. 

(2) Das Anerbengericht kann die Veräußerung oder Belaſtung genehmigen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Die Genehmigung kann auch unter einer Auflage erteilt werden. 

(3) Das Anerbengericht ſoll die Genehmigung zur Veräußerung des Erbhofs erteilen, wenn der 
Bauer den Hof einem Anerbenberechtigten übergeben will, der beim Erbfall der Nächſtberechtigte wäre 
oder vom Erblaſſer gemäß $ 25 zum Anerben beſtimmt werden könnte. Das Anerbengericht ſoll die 
Genehmigung nur erteilen, wenn der Übergabevertrag den Erbhof nicht über ſeine Kräfte belaſtet. 


S 38 
Vollſtreckungsſchutz 
1) In den Erbhof kann wegen einer Geldforderung nicht vollſtreckt werden. 
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(2) Auch in die auf dem Erbhof gewonnenen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe kann wegen einer 
Geldforderung nicht vollſtreckt werden, jedoch vorbehaltlich der Vorſchriften der SS 39, 59. 


5 39 
Vollſtreckung wegen öffentlich-rechtlicher Geldforderungen 

(1) Wegen öffentlicher Abgaben, wegen eines Anſpruchs aus öffentlichen Laſten oder wegen einer 
ſonſtigen öffentlich⸗rechtlichen Geldforderung kann in die auf dem Erbhof gewonnenen landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſe vollſtreckt werden, ſoweit dieſe nicht zum Zubehör gehören und nicht zum Unterhalt 
des Bauern oder ſeiner Familie bis zur nächſten Ernte erforderlich ſind. 

(2) Die Vollſtreckung gemäß Abſ. 1 darf nur beginnen, wenn der Gläubiger einen Monat vorher 
dem Kreisbauernführer den Vollſtreckungstitel ſowie die Erklärung hat zuſtellen laſſen, daß er die 
Zwangsvollſtreckung gegen den Bauern einzuleiten beabſichtige. 

(3) Innerhalb der Friſt kann der Kreisbauernführer, falls er von der Danziger Bauernkammer 
dazu ermächtigt iſt, dem Gläubiger gegenüber ſchriftlich die Erklärung abgeben, daß er die Schuld für 
die Danziger Bauernkammer übernehme. Durch dieſe Erklärung wird die Danziger Bauernkammer ver— 
pflichtet, den Gläubiger gegen Aushändigung des Vollſtreckungstitels nebſt einer öffentlich beglaubigten 
Empfangsbeſtätigung zu befriedigen. Der Gläubiger kann die Forderung nicht mehr gegen den Bauern 
geltend machen. 

(4) Soweit die Danziger Bauernkammer den Gläubiger befriedigt, geht die Forderung des Gläu- 
bigers kraft Geſetz auf ſie über. Die Danziger Bauernkammer kann aus dem Vollſtreckungstitel gegen 
den Bauern mit der Beſchränkung des § 38, $ 39 Abſ. 1 vollſtrecken. 

(5) Die Vorſchriften der Abſ. 2 bis 4 finden keine Anwendung, wenn die Forderung ohne Zinſen 
und Koſten den Betrag von einhundertfünfzig Gulden nicht überſteigt. 


5. Abſchnitt 
Die Auerbenbehörden 
$ 40 
Grundſatz 
(1) Zur Durchführung der beſonderen Aufgaben dieſer Verordnung werden Anerbengerichte und 
ein Erbhofgericht gebildet. 
(2) In den durch dieſe Verordnung den Anerbenbehörden zur Entſcheidung überwieſenen Angelegen⸗ 
heiten können die ordentlichen Gerichte nicht angerufen werden. 


8 41 
Das Anerbengericht 

(1) Die Anerbengerichte werden den Amtsgerichten in Danzig und Tiegenhof, das Erbhofgericht 
dem Obergericht in Danzig angegliedert. 

(2) Das Anerbengericht entſcheidet in der Beſetzung von einem Richter als Vorſitzenden und zwei 
Bauern. 

(8) Der Vorſitzende und ſein ſtändiger Stellvertreter werden von dem Senat ernannt, und zwar 
regelmäßig für die Dauer des Kalenderjahrs. Sie ſollen mit den Erbgewohnheiten der bäuerlichen Be- 
völkerung vertraut ſein. 

8 42 
Ortliche Zuſtändigkeit des Anerbengerichts 

(1) Zuſtändig iſt das Anerbengericht, in deſſen Bezirk ſich die Hofſtelle des Erbhofs befindet. 

(2) Beſtehen Zweifel, ſo beſtimmt der Vorſitzende des Erbhofgerichts das zuſtändige Anerben- 
gericht. 

§ 43 
Das Erbhofgericht 

(1) Das Erbhofgericht entſcheidet in der Beſetzung von einem Richter als Vorſitzenden, zwei wei⸗ 
teren Richtern und zwei Bauern. 

(2) Die Vorſchriften des 8 41 Abſ. 3 finden entſprechende Anwendung. 


8 44 
Ernennung der bäuerlichen Beiſitzer 


Die bäuerlichen Beiſitzer der Anerbengerichte und des Erbhofgerichts werden auf Vorſchlag des 
Landesbauernführers vom Senat ernannt. 
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8 45 
Rechtsverhältniſſe der bäuerlichen Beiſitzer 

(1) Für die Rechtsverhältniſſe der bäuerlichen Beiſitzer gelten die für die Schöffen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften der 88 31 bis 33, $ 35 Nr. 1 und 5, Së 51 bis 56 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ſinn— 
gemäß mit der Maßgabe, daß es einer Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft hier nicht bedarf. 

(2) Wird das Fehlen einer Vorausſetzung für die Berufung zum Beiſitzeramt nachträglich be: 
kannt oder fällt eine Vorausſetzung nachträglich fort, ſo wird der Beiſitzer von der Stelle, welche ihn er— 
nannt hat, ſeines Amtes enthoben; vor der Entſcheidung iſt der Beiſitzer zu hören. Die Entſcheidung 


iſt endgültig. 
S 46 


Verfahren 
(1) Das Verfahren vor den Anerbengerichten und dem Erbhofgericht wird in Anlehnung an die 
Grundſätze des Verfahrens in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit durch Senats-Verord— 
nung geregelt. 
(2) Die Verordnung kann eine Vorentſcheidung des Vorſitzenden und die Erhebung von Beweiſen 
durch einzelne Mitglieder des Gerichts vorſehen. 


§ 47 (fällt fort) 


8 48 
a Sofortige Beſchwerde 

(1) Gegen die Entſcheidungen des Anerbengerichts findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. Die Be- 
ſchwerdefriſt beträgt zwei Wochen. 

(2) Gegen Entſcheidungen, welche das Anerben gericht auf Grund des $ 10, § 15 Abſ. 3, 8 18, 
§ 21 Abſ. 3, 8 25, $ 37 Abf. 2 getroffen hat, kann die ſofortige Beſchwerde auch von dem Kreis⸗ 
bauernführer eingelegt werden. Das Anerbengericht hat die vorerwähnten Entſcheidungen dem Kreis— 
bauernführer von Amts wegen zuzuſtellen. 

(3) ber die Beſchwerde entſcheidet das Erbhofgericht. 


§ 49 (fällt fort) 


§ 50 
Vollſtreckung der Entſcheidungen 
Aus den rechtskräftigen Entſcheidungen der Anerbengerichte und des Erbhofgerichts findet die 
Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ſtatt. 


S 51 
Koſten 
Die Gebühren und Koſten für das Verfahren vor den Anerbenbehörden werden durch Senats- 
Verordnung geregelt. 
6. Abſchnitt 
Erbhöferrolle und Grundbuch 

8 52 
(1) Die Erbhöferrolle ($ 1 Abſ. 3) wird beim Anerbengericht geführt. 
(2) Die Eintragung der Erbhöfe erfolgt gebührenfrei. 
(3) Die Einrichtung der Höferolle und das Eintragungsverfahren wird durch Senatsverordnung 


geregelt. 
8 53 


Grundbuchvermerk 
(1) Die Eintragung in die Höferolle iſt auf Erſuchen des Vorſitzenden des Anerbengerichts bei den 
zum Erbhof gehörenden Grundſtücken im Grundbuch zu vermerken. Der Vermerk erfolgt gebührenfrei. 
(2) Die zum Erbhof gehörenden Grundſtücke ſind auf ein beſonderes Grundbuchblatt einzutragen. 
Das Grundbuchamt ſoll tunlichſt darauf hinwirken, daß der Bauer ſie durch entſprechende Eintragung 
im Grundbuch zu einem Grundſtück vereinigen läßt. 
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7. Abſchnitt 
Schlußvorſchriften 
8 54 
Ortliche Zuſtändigkeit der Kreisbauernführer 
Für die örtliche Zuſtändigkeit der Kreisbauernführer iſt der Ort maßgebend, an dem ſich die Hof⸗ 
ſtelle des Erbhofes befindet. 
S 55 
Befreiung von der Erbſchafts- und Grunderwerbsſteuer 
Der Anerbe hat für den Übergang des Erbhofes keine Erbſchaftsſteuer oder Grundwechſelſteuer 
zu zahlen. 
S 56 
Auslegungsregel 
Entſtehen bei Anwendung dieſer Verordnung Zweifel, ſo hat der Richter ſo zu entſcheiden, wie 
es dem in den Einleitungsworten dargelegten Zweck der Verordnung entſpricht. 


8 57 
Inkrafttreten 

(1) Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 22. Mai 1935 in Kraft. 

(2) Sie hat Wirkung für die Erbfälle, die nach dieſem Zeitpunkt eintreten. 

(3) Maßnahmen, die ſeit dem 1. Oktober 1933 getroffen worden ſind, um den Zweck der Ber- 
ordnung zu vereiteln, können auf Antrag des Lan desbauernführers durch das Erbhofgericht für nichtig 
erklärt werden. 

(4) Hat der Hof nach dem 1. 1. 1927 außer durch Erbgang oder Gutsüberlaſſungsvertrag 
ſeinen Eigentümer gewechſelt oder it die Entſcheidung nach Së 5 und 6 der Verordnung zur Rege⸗ 
lung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 (G. Bl. S. 444) in der 
Faſſung der Verordnung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499) abgelehnt worden, ſo kann auf An⸗ 
trag des Kreisbauernführers durch Beſchluß des Anerbengerichts beſtimmt werden, daß der Hof nicht 
Erbhof iſt. 

5 58 
Übergangsvorſchrift zu $ 23 (Mehrere Erbhöfe) 

Beſitzt der Erblaſſer mehrere Erbhöfe, ſo kann er durch Teſtament oder Erbvertrag in Ab⸗ 
weichung von $ 23 beſtimmen, daß bei dem erſten nach dem Inkrafttreten dieſer Erbhofverordnung 
eintretenden Erbfall insgeſamt zwei Erbhöfe auf einen Anerben entfallen, wenn der Anerbe ein Sohn 
oder Sohnesſohn iſt und beide Höfe zuſammen ein hundertfünfundzwanzig Hektar nicht überſteigen. 


8 59 
Übergangsvorſchriften zu 8838,39 (Vollſtreckung) 

(1) Die Vorſchriften des $ 39 über die Vollſtreckung in die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe des 
Erbhofs finden bis zu einer anderen, im Wege der Durchführungsverordnung zu treffenden Regelung 
auch auf die Vollſtreckung wegen privatrechtlicher Geldforderungen Anwendung. 

(2) Wird aus Anſprüchen, die gemäß der Verordnung vom 28. 2. 1933 (G. Bl. S. 97), 17. 4. 
1934 (G. Bl. S. 267), 8. 3. 1935 (G. Bl. S. 421), 14. 3. 1935 (G. Bl. S. 421), 20. 2. 1936 (G. Bl. 
S. 104), 30. 12. 1936 (G. Bl. 1937 S. 3) zur Sicherung der Frühjahrsdüngung und Saatgutver⸗ 
ſorgung oder gemäß der Verordnung zur Sicherſtellung des Verſicherungsſchutzes vom 3. 7. 1935 
durch ein geſetzliches Pfandrecht geſichert ſind, in die dem Pfandrecht unterliegenden Gegenſtände 
vollſtreckt, jo unterliegt die Vollſtreckung nicht den aus $ 39 Abſ. 2 bis 4 Dë ergebenden Beſchrän⸗ 
kungen. 

§ 60 (fällt fort) 


§ 61 
Ausführungsvorſchriften 
(1) Der Senat hat die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen Rechtsverordnungen 
und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 
(2) Er kann hierbei, ſoweit er es zur Erreichung des Zwecks dieſer Verordnung für erforderlich 
hält, auch Vorſchriften ergänzenden oder abweichenden Inhalts treffen. 


369 
(3) Mit der Verkündung diefer Verordnung treten die Erbhofverordnung vom 15. Mai 1935 
(G. Bl. S. 653), die Erſte und Zweite Verordnung zur Abänderung der Erbhofverordnung vom 
28. November 1935 (G. Bl. S. 1124) bezw. 15. Januar 1936 (G. Bl. S. 37), die Durchführungs⸗ 
verordnung zur Erbhofverordnung vom 3. Juli 1935 (G. Bl. S. 827) und die Erſte Verordnung zur 
Abänderung dieſer Durchführungsverordnung vom 28. November 1935 (G. Bl. S. 1125) außer Kraft. 


Danzig, den 15. Mai 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 
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107 II. Erbhofrechtsverordnung. 
(ES RV). 
Vom 15. Mai 1937. 
Inhalts überſicht 

ο μμ e d 88 1 bis 4 Seite 370 
r . e BE DEE ` ZE ϐ8 5 und 6 „ 371 
r . ERTIETIRDE, β τις 16 e 372 
eee ee ß EE τςυ 88 17 bis 25 „ 374 
5. Abſchnitt. Beſchränkungen der Veräußerung oder Belaſtung des Erbhof. .. 88 26 bis 36 „ 376 
6. Abſchnitt. Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckundddndnsnn. 88 37 bis 41 „ 379 
7. Abſchnitt. Steuerliche und ähnliche VergünſtigungenXXnN.NnNnnnd. 88 42 und 43 „ 380 
8. öfchnittse Beföndere r Güterarten „e, πο Όρο dee Ash; 88 44 bis 46 „ 381 
e . pb an 88 47 bis 53 „ 381 
αθώα Schlußvorſchziftenn aun tene den ene ee elf ere sch Uns Së 54 und 55 „ 383 


Auf Grund der 58 46, 51, 52, 61 der Erbhofverordnung vom 15. Mai 1937 (G. Bl. S. 359) 
wird zur Durchführung und Ergänzung der Erbhofverordnung folgendes verordnet: 


1. Abſchnitt 


A Der Erbhof 
8 1 
Berückſichtigung der Schulden des Eigentümers bei der Erſtehung eines Erbhofs 


(J) Eine Beſitzung, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung noch nicht Erbhof geworden iſt 
kann Erbhofeigenſchaft nur erlangen, wenn | 
1. die allgemeinen ſachlichen und perſönlichen Erforderniſſe für die Entſtehung der Erbhofeigen- 
ſchaft gegeben find und 
2. der Geſamtbetrag der Schulden des Eigentümers den Betrag von ſiebzig vom Hundert des 
zuletzt feſtgeſtellten ſteuerlichen Einheitswerts der Beſitzung nicht überſteigt. 

(2) In dem anerbengerichtlichen Verfahren, das die Klärung der Erbhofeigenſchaft einer Beſitzung 
der im Abſ. 1 erwähnten Art zum Gegenſtand hat, hat der Eigentümer über den Schuldenſtand Aus— 
kunft zu geben und die Richtigkeit ſeiner Angaben auf Verlangen des Richters an Eides Statt zu ver— 
ſichern. 

(3) Bei der Prüfung des Geſamtbetrags der Schulden im Sinne des Abſ. 1 Nr. 2 gilt als Wert 
der vom Eigentümer geſchuldeten wiederkehrenden Leiſtungen die Hälfte des Betrags, der ſich bei An— 
wendung der Vorſchriften des $ 22 Abſ. 1, 2, 5 der Koſtenordnung vom 6. März 1937 (G. Bl. S. 217) 
ergibt. 

(4) Sobald die Beſitzung in die Erbhöferolle eingetragen iſt, gilt die Vorausſetzung des Abſatzes 1 
Nr. 2 als erfüllt, auch wenn ſich ſpäter herausſtellen ſollte, daß der Schuldenſtand zum maßgebenden 
Zeitpunkt die zuläſſige Höhe überſchritten hat. 

(5) Das im Abſ. 2 Nr. 2 vorgeſchriebene Erfordernis gilt nicht 


1. für Höfe, die in einem Verfahren zur Neubildung deutſchen Bauerntums (Neuſiedlungs- oder 
Anliegerſiedlungsverfahren) auf Grund der Rechtsverordnung über die Agrarreform und das 
Landwirtſchaftliche Siedlungsweſen vom 17. April 1934 (G. Bl. S. 257) gebildet werden; 

2. für Beſitzungen, hinſichtlich deren der Senat gemäß § 5 der Erbhofverordnung eine Aus— 
nahme von den Erforderniſſen des § 3 der Erbhofverordnung zuläßt. 


’ 
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8 2 
Vergrößerung eines Erbhofs über die zugelaſſene Höchſtgrenze 

(1) Soll ein Erbhof durch Hinzunahme von Grundſtücken über eine Geſamtfläche von hundertfünf⸗ 
undzwanzig Hektar hinaus vergrößert werden, ſo werden die hinzugenommenen Flächen nur dann Be— 
ſtandteil des Erbhofs, wenn der Senat gemäß $ 5 der Erbhofverordnung eine Ausnahme von den Er⸗ 
forderniſſen des $ 3 der Erbhofverordnung zuläßt. 

(2) Dasſelbe gilt, wenn eine Beſitzung, die auf Grund des 8 5 der Erbhofverordnung Erbhof ge⸗ 
worden iſt, vergrößert werden ſoll. 

(3) Die Vorſchriften der SS 44, 45 der Erbhofverfahrensordnung finden entſprechende Anwendung. 

8 3 ' 
Grundſtücke im Umlegungsverfahren 

Sind Grundſtücke in ein Verfahren zur Grundſtücksumlegung (Flur- oder Feldbereinigung) ein⸗ 
bezogen und im Laufe dieſes Verfahrens durch vorläufige Beſitzeinweiſung einem anderen am Um⸗ 
legungsverfahren Beteiligten zugewieſen, ſo wird hierdurch für die Anwendung der Erbhofverordnung, 
insbeſondere des $ 7 der Erbhofverordnung, ihre Zugehörigkeit zu dem Grundbeſitz, von dem aus ſie 
bisher bewirtſchaftet wurden, noch nicht berührt. 

8 4 5 
Nutzungsrechte und Anteile 

(1) Forſtnutzungsrechte, ſonſtige dem Erbhof dienende dingliche Nutzungsrechte, Anteile an einer 
Waldgenoſſenſchaft und ähnliche dem Erbhof dienende Rechte gehören zum Erbhof, gleichviel ob ſie 
mit dem Eigentum am Erbhof verbunden ſind oder dem Bauern perſönlich zuſtehen. Dasſelbe gilt für 
Miteigentumsanteile an einem Grundſtück, die dem Erbhof dienen, falls dieſe Anteile im Verhältnis zu 
dem ſonſtigen den Erbhof bildenden Grundbeſitz von untergeordneter Bedeutung ſind. 

(2) Anteile an einer Molkerei, Zuckerfabrik oder ähnlichen Einrichtung, in der Erzeugniſſe des Erb⸗ 
hofs verarbeitet oder verwertet werden, gehören zum Erbhof, gleichviel ob ſie mit dem Eigentum am Erb⸗ 
hof verbunden ſind oder dem Bauern perſönlich zuſtehen. Das gleiche gilt für Anteile an einer gemein⸗ 
ſchaftlich betriebenen Dreſchmaſchine oder ähnlichen Anlage. 

2. Abſchnitt 
Der Bauer 
8 5 
Befreiung vom Erfordernis der Danziger Staatsangehörigkeit 

(1) Von dem im 8 12 der Erbhofverordnung vorgeſehenen Erfordernis der Danziger Staatsan⸗ 
gehörigkeit kann der Senat auf Antrag Befreiung gewähren. 

(2) Fällt der Erbhof jemandem an, der nicht Danziger Staatsangehöriger iſt, ſo gilt es als 
Ausſchlagung des Anfalls des Erbhofs, wenn der zum Anerben Berufene innerhalb der Friſt des 8 29 
Abſ. 2 der Erbhofverordnung weder das Einbürgerungsgeſuch gemäß 8 29 Abſ. 3 der Erbhofver- 
ordnung noch den im obigen Abſ. 1 vorgeſehenen Befreiungsantrag Heft, 

(3) Wird das Einbürgerungsgeſuch rechtzeitig geſtellt, aber abgelehnt, ſo gilt es als Ausſchlagung 
des Anfalls des Erbhofs, wenn der zum Anerben Berufene nicht innerhalb von ſechs Wochen nach Ab— 
lehnung feines Geſuchs den im Abſ. 1 vorgeſehenen Befreiungsantrag ſtellt, oder wenn auch der 6: 
freiungsantrag abgelehnt wird. 

(4) Wird der im Abſ. 1 vorgeſehene Befreiungsantrag innerhalb der im $ 29 Abſ. 2 der Erb- 
hofverordnung vorgeſehenen Friſt geitellt, aber abgelehnt, jo gilt es als Ausſchlagung des Anfalls des 
Erbhofs, wenn der zum Anerben Berufene nicht innerhalb von ſechs Wochen nach Zuſtellung des ab— 
lehnenden Beſcheides das Einbürgerungsgeſuch ſtellt, oder wenn auch das Einbürgerungsgeſuch abgelehnt 
wird. 

(5) Zur Wahrung der Friſten, die im $ 29 Abſ. 3 der Erbhofverordnung ſowie in den vor— 
ſtehenden Abſätzen vorgeſehen ſind, reicht es aus, wenn das Einbürgerungsgeſuch oder der Befreiungs— 
antrag innerhalb der Friſt bei einer inländiſchen Behörde oder bei der Danziger Bauernkammer ein— 
geht. Geht das Geſuch oder der Antrag bei einer nicht zuſtändigen Stelle ein, ſo hat dieſe das Geſuch 
oder den Antrag unverzüglich an die für die Entſcheidung zuſtändige Stelle abzugeben. 

8 6 
Nachweis der Danziger Staatsangehörigkeit 

Beſcheinigungen von Verwaltungs- oder Kirchenbehörden, die zur Durchführung des $ 12 der Erb- 

hofverordnung erforderlich werden, ſind gebührenfrei. 
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3. Abſchnitt 
Erbfolge kraft Anerbenrechts 
8 7 
Kinder aus mehreren Ehen ($ 21 Abſ. 4 der Erbhofverordnung) 
(1) Hat der Ehegatte, dem der Erbhof gehört, Söhne aus mehreren Ehen, ſo gehen die Söhne 
aus der erſten Ehe den anderen Söhnen vor. 
(2) Hat der Ehegatte, dem der Erbhof gehört, Töchter aus mehreren Ehen, ſo gehen die Töchter 
aus der erſten Ehe den anderen Töchtern vor. 
(3) Die Vorſchriften der Abſätze 1, 2 gelten entſprechend, wenn in einer der übrigen Ordnungen 
Söhne oder Töchter aus mehreren Ehen vorhanden ſind. 
(4) Will der Erblaſſer unter Übergehung eines Sohnes aus ſeiner erſten Ehe einen Sohn aus 
ſeiner zweiten Ehe zum Anerben beſtimmen, ſo bedarf er hierzu der Zuſtimmung des Anerbengerichts. 
Das Anerbengericht ſoll die Zuſtimmung nur erteilen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 


8 8 
Ausſcheiden eines Anerben, der bereits einen Erbhof hat (8 22 A bſ. 1 der Erbhof— 
verordnung) 

(1) Hat der Erblaſſer, deſſen Anerbe ausſcheidet, weil er bereits einen Erbhof hat, einen anderen 
Verwandten der gleichen Anerbenordnung (3. B. einen weiteren Sohn oder Bruder oder eine weitere 
Tochter oder Schweſter) und hat weder dieſer Verwandte noch deſſen Ehegatte noch einer der Ab— 
kömmlinge dieſes Verwandten einen Erbhof, ſo hat dieſer Verwandte den Vorrang vor den Abkömm⸗ 
lingen des ausſcheidenden Anerben. 

(2) Iſt der Verwandte geſtorben oder wird er aus einem anderen Grunde nicht Anerbe, ſo gilt 
der im Abſ. 1 vorgeſehene Vorrang auch zugunſten ſeines Sohnes oder Sohnesſohns. 


8 9 
Überſpringen eines Anerbenberechtigten (6 25 der Erbhofverordnung) 

(1) Der Erblaſſer kann mit Zuſtimmung des Anerbengerichts unter Überſpringen eines noch nicht 
durch Tod, Erbverzicht oder auf andere Weiſe weggefallenen Sohnes deſſen Sohn oder Sohnesſohn 
zum Anerben beſtimmen, wenn hierfür ein wichtiger Grund vorliegt. 

(2) Dasſelbe gilt entſprechend, wenn ein Bruder leine Tochter, eine Schweſter) des Erblaſſers zu⸗ 
gunſten eines Sohnes oder Sohnesſohns des Bruders (der Tochter, der Schweſter) überſprungen 
werden ſoll. 

(3) Abſ. 1 gilt ferner entſprechend, wenn ein zur ſechſten Ordnung gehörender Abkömmling des 
Erblaſſers zugunſten eines Nachkommen dieſes Abkömmlings überſprungn werden ſoll. 


S 10 
Hofſatzung über die Anerbenfolge im Mannesſtamm (8 25 der Erbhofverordnung) 

(1) Der Bauer kann in einer Hofſatzung mit Geltung für alle künftigen Erbfälle beſtimmen, daß 
der Hof ſich zunächſt ausſchließlich im Mannesſtamm vererbt, alſo nur auf Perſonen männlichen Ge⸗ 
ſchlechts, die durch Männer mit dem Bauern verwandt find. Hierbei können Anerbenberechtigte der 
vierten bis ſechſten Ordnung hinter männlichen Verwandten, die nicht zu den Anerbenberechtigten im 
Sinne des § 20 der Erbhofverordnung gehören, zurückgeſetzt oder ganz ausgeſchloſſen werden. 

(2) In der Hofſatzung iſt ferner zu regeln, inwieweit der jeweilige Erbhofeigentümer innerhalb 
der feſtgelegten Folgeordnung den Anerben beſtimmen kann. 

(3) Die Hoſſatzung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 

(4) Die Hofſatzung unterliegt der Genehmigung des Senats. Vor der Entſcheidung iſt der Landes⸗ 
bauernführer zu hören. Bei der Genehmigung kann angeordnet werden, daß die Beſtimmung des An⸗ 
erben in gewiſſen Fällen der Zuſtimmung des Anerbengerichts bedarf. 

(5) Die Entſcheidung über den Antrag auf Genehmigung der Hofſatzung wird dem Antragſteller 
von Amts wegen zugeſtellt. Für das Genehmigungs verfahren wird eine volle Gebühr im Sinne der 
Koſtenordnung vom 6. März 1937 (G. Bl. S. 217) erhoben; der Geſchäftswert beſtimmt ſich nach 
deren 5 24 Abſ. 2; die Vorſchriften der SS 7, 28 der Koſtenordnung gelten entſprechend. 

(6) Die Entſcheidung, durch welche die Hofſatzung genehmigt wird, wird mit einer beglaubigten 
Abſchrift der Hofſatzung dem Anerbengericht zugefertigt. Das Anerbengericht trägt von Amts wegen 
und gebührenfrei in die Erbhöferolle (Spalte Bemerkungen) ein, daß die Anerbenfolge ſich nach der ge- 
nehmigten Hofſatzung richtet. 

(7) Für die Anderung oder Aufhebung der Hofſatzung gelten die Vorſchriften der vorſtehenden Ab— 
ſätze 3 bis 6 entſprechend. | 
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S 11 
Verwaltung und Nutznießung des Ehegatten des Erblaffers (5 26 der Erb- 
hofverordnung) 

(1) Durch Teſtament oder Erbvertrag kann beſtimmt werden, daß dem Ehegatten des Erblaſſers 
die Verwaltung und Nutznießung des Erbhofs zuſtehen ſoll, und zwar für den Fall, daß der Anerbe 
zur erſten oder vierten Anerbenordnung gehört, bis zur Vollendung des fünfundzwanzigſten Lebens⸗ 
jahres des Anerben, für andere Fälle auch hierüber hinaus. 

(2) Hat der Anerbe das dreißigſte Lebensjahr vollendet, ſo kann das Anerbengericht auf Antrag 
des Landesbauernführers die im Abſ. 1 bezeichnete Verwaltung und Nutznießung aufheben. 


8 12 
Hofname (8 27 der Erbhofverordnung) 

(1) Hat der Erblaſſer gemäß 56 27, 28 der Erbhofverordnung durch Verfügung von Todes 
wegen beſtimmt, daß der Anerbe als Zuſatz zu feinemNamen den Hofnamen führt, jo tritt die Namens- 
änderung mit dem Anfall des Erbhofs ein; ſie erſtreckt ſich nicht auf den Ehegatten oder die Kinder 
des Anerben. 

(2) Der Hofname wird im Falle des Abſatzes 1 durch einen Bindeſtrich mit dem Familiennamen 
des Anerben verbunden. Beſtehen Zweifel über den Hofnamen, ſo entſcheidet auf Antrag eines Betei⸗ 
ligten oder von Amts wegen das Anerbengericht endgültig. Das Anerbengericht ſoll vor der Entſcheidung 
den Kreisbauernführer hören. Das Anerbengericht teilt dem Nachlaßgericht beglaubigte Abſchrift ſeiner 
Entſcheidung mit. 

(3) Der Anerbe kann, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, die Führung des Namenszuſatzes durch 
Erklärung gegenüber dem Anerbengericht ablehnen. Die Vorſchriften über die Ausſchlagung einer Erb⸗ 
ſchaft finden entſprechende Anwendung. Darüber, ob ein wichtiger Grund vorliegt, entſcheidet von 
Amts wegen nach Anhörung des Kreisbauernführers das Anerbengericht endgültig. Das Anerben⸗ 
gericht teilt dem Nachlaßgericht beglaubigte Abſchrift ſeiner Entſcheidung mit. 

(4) Sobald der Namenszuſatz und feine Annahme feſtſtehen, veranlaßt das Nachlaßgericht die Ein- 
tragung eines Randvermerks im Geburts- und Heiratsregiſter des Anerben. 

(5) Für das Verfahren des Anerbengerichts und des Nachlaßgerichts gemäß den Abſätzen 2 bis 4 
werden keine Gebühren erhoben. 

§ 13 
Form der Beſtimmung des Anerben oder der Anordnung der Verwaltung 
und Nutznießung 

(1) Der Erblaſſer kann die Erklärung, durch die er für den Erbhof einen Anerben beſtimmt oder die 
nach ſeinem Tode eintretende Verwaltung und Nutznießung am Erbhof anordnet, außer durch Teſta— 
ment oder Erbvertrag (8 28 der Erbhofverordnung) auch mündlich zur Niederſchrift vor dem Vor⸗ 
ſitzenden des zuſtändigen Anerbengerichts oder vor einem Notar abgeben. 

(2) Die Form der Beurkundung richtet ſich nach den für die gerichtliche oder notarielle Beurkun⸗ 
dung eines Rechtsgeſchäfts unter Lebenden geltenden Vorſchriften. Die Urkunde ſoll nicht als Teſtament 
bezeichnet werden werden. Im übrigen ſteht die Urkunde einem vor einem Richter oder Notar in ordent— 
licher Form errichteten Teſtament gleich; dies gilt insbeſondere für die Verwahrung, den Widerruf, 
die Eröffnung und die Beweiskraft der Urkunde. 

S 14 

Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten (884 der Erbhofverordnung) 

(1) Der Anerbe haftet, auch wenn er am übrigen Nachlaß nicht als Miterbe beteiligt iſt, für die 
Nachlaßverbindlichkeiten als Geſamtſchuldner. 

(2) Der Anerbe haftet für die Erfüllung der Nachlaßverbindlichkeiten mindeſtens mit den pfänd⸗ 
baren Nutzungen des Erbhofs. Das durch Pfändung zugunſten eines Nachlaßgläubigers begründete 
Pfandrecht an den Nutzungen des Erbhofs hat (in Abweichung von § 804 Abſ. 3 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung) ohne Rückſicht auf die zeitliche Reihenfolge der Pfändungen den Vorrang vor dem Pfändungs- 
pfandrecht eines Gläubigers des Anerben, deſſen Anſpruch vor dem Erbfall begründet iſt. 

S 15 
Erbſchein 

(1) Gehört zu einem Nachlaß ein Erbhof, jo it in dem Erbſchein auch der Anerbe als ſolcher auf— 
zuführen. 

(2) Der Anerbe kann auch beantragen, daß ihm das Nachlaßgericht einen Erbſchein ausſtellt, in 
dem lediglich ſeine Folge in den Erbhof beſcheinigt wird. { 
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(3) Auf den Nachweis des Übergangs des Erbhofs gemäß § 22 Abſ. 3 der Erbhofverordnung, 
$S 20, 21, 22, 24 dieſer Verordnung finden die Vorſchriften über den Erbſchein entſprechende Anwendung. 


S 16 
Feſtſtellung, daß kein Anerbe vorhanden Wi 

(1) Beſteht Grund zu der Annahme, daß kein Anerbe vorhanden iſt (5 25 Abſ. 5 Satz 2 der 
Erbhofverordnung), [ο hat das Nachlaßgericht von Amts wegen den Sachverhalt aufzuklären. 

(2) Das Nachlaßgericht kann eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung des Anerbenrechts er- 
laſſen. Die Art der Bekanntmachung und die Dauer der Anmeldefriſt beſtimmen ſich nach den für das 
Aufgebotsverfahren geltenden Vorſchriften der SS 948 bis 950 der Zivilprozeßordnung. Die öffent⸗ 
liche Aufforderung ſoll auch in dem amtlichen Blatt der Landesbauernſchaft und in einer örtlichen 
Tageszeitung veröffentlicht werden. 

(3) Ergeben die Ermittlungen, daß kein Anerbe vorhanden iſt, ſo ſtellt das Nachlaßgericht dies 
in einem Beſchluß feſt. Der Beſchluß iſt dem Landesbauernführer, gegebenenfalls auch demjenigen, der 
behauptet, Anerbe zu ſein, von Amts wegen zuzuſtellen. Das Verfahren iſt gebührenfrei. 

(4) Der Kreisbauernführer kann beim Nachlaßgericht den Erlaß eines Beſchluſſes des im Abſ. 3 
vorgeſehenen Inhalts beantragen. Wird der Antrag abgelehnt, ſo ſteht dem Kreisbauernführer das 
Recht der ſofortigen Beſchwerde zu. 

(5) Die Feſtſtellung (Abſ. 3) begründet die Vermutung, daß ein Anerbe nicht vorhanden iſt. 

(6) Wer ein berechtigtes Intereſſe glaubhaft macht, kann die Ermittlungen des Nachlaßgerichts 
einſehen. Er kann auch eine Abſchrift der einzuſehenden Schriftſtücke fordern. Die Abſchrift iſt auf Ver⸗ 
langen zu beglaubigen. 

4. Abſchnitt 
Ehegattenerbhöfe 
8 17 
Erbhöfe im Miteigentum von Ehegatten 

(1) Befindet ſich am 22. Mai 1935 (dem Tage des Inkrafttretens der Erbhofverordnung) eine Be— 
ſitzung, die, abgeſehen vom Alleineigentum, den Vorausſetzungen der SS 1 bis 4, 6 der Erbhofverord— 
nung entſpricht, im Geſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft oder ſonſt im Miteigentum von bauern⸗ 
fähigen Ehegatten, ſo iſt die Beſitzung vom Inkrafttreten der Erbhofverordnung ab Erbhof. 

(2) Erfüllt beim Inkrafttreten dieſer Verordnnung eine Beſitzung, die bis dahin noch nicht Erb⸗ 
hob geworden iſt, die im Abſ. 1 vorgeſehenen Vorausſetzungen (abgeſehen von dem dort vorgeſe⸗ 
henen Stichtag), ſo iſt ſie vom Inkrafttreten dieſer Verordnung ab Erbhof. Die Vorſchriften des 8 1 
dieſer Verordnung finden keine Anwendung. , 

(3) Eine Beſitzung, die noch nicht Erbhof iſt, wird Erbhof, ſobald ſie nach dem Inkrafttreten 
dieſer Verordnung die Vorausſetzungen des vorſtehenden Abſatzes 1 und die des $ 1 dieſer der, 
ordnung erfüllt. 

(4) Auf Antrag eines der Ehegatten oder des Kreisbauernführers kann das Anerbengericht be— 
ſtimmen, daß das Fehlen der Bauernfähigkeit eines der Ehegatten die Entſtehung der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft nicht hindert. Das Anerbengericht darf dem Antrag nur entſprechen, wenn der nichtbauern— 
fähige Ehegatte wenigſtens die Erforderniſſe der 88 12, 13 der Erbhofverordnung erfüllt und 
wenn der andere Ehegatte bauernfähig iſt und nach ſeiner Perſönlichkeit die Gewähr dafür bietet, daß 
der Hof ordnungsmäßig bewirtſchaftet wird. Die Vorſchriften des 8 48 Abſ. 2 der Erbhofverord— 
nung finden entſprechende Anwendung. Sobald der dem Antrag entſprechende Beſchluß rechtskräftig 
geworden iſt, gilt die Befreiung als erteilt, und zwar mit Wirkung vom Beginn des Tages ab, 
an dem der Antrag beim Anerbengericht eingegangen iſt. 


§ 18 
Ehegattenerbhöfe, die ſich aus verſchie denen Eigentumsarten zuſammenſetzen 
(J) Befindet ſich am 22. Mai 1935 (dem Tage des Inkrafttretens der Erbhofverordnung) eine 
von einer Hofſtelle aus bewirtſchaftete Beſitzung 
1. zum Teil im Alleineigentum des Ehemannes und zum Teil im Alleineigentum der Ehefrau 
oder 
2. zum Teil im gemeinſchaftlichen Eigentum beider Ehegatten und zum Teil im Alleineigentum 
eines oder jedes der Ehegatten 
und entſpricht die Beſitzung zu dieſem Zeitpunkt, abgeſehen von dieſen Eigentumsverhältniſſen, den 
Vorausſetzungen der 88 1 bis 4, 6 der Erbhofverordnung, namentlich auch hinſichtlich der Bauernfähig⸗ 
keit beider Ehegatten, ſo iſt die Beſitzung von dieſem Zeitpunkt ab Erbhof. 
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(2) Erfüllt beim Inkrafttreten diefer Verordnung eine Beſitzung, die bis dahin noch nicht Erb— 
hof geworden iſt, die im Abſ. 1 vorgeſehenen Vorausſetzungen (abgeſehen von dem dort bezeichneten 
Stichtag), jo wird fie mit dem Inkrafttreten eler Verordnung Erbhof. Die Vorſchriften des § 1 
dieſer Verordnung finden keine Anwendung. 

(3) Eine Beſitzung, die noch nicht Erbhof iſt, wird Erbhof, ſobald ſie nach dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung die Vorausſetzungen des vorſtehenden Abſatzes 1 und die des $ 1 dieſer Verordnung 
erfüllt. 

(4) Die Vorſchriften des § 17 Abſ. 4 finden entſprechende Anwendung. 


S 19 
Rechtliche Behandlung der Ehegattenerbhöfe 
Für die Ehegattenerbhöfe ſind dieſelben Vorſchriften maßgebend, welche allgemein für Erbhöfe 
gelten, ſoweit ſich nicht aus den nachſtehenden §§ 20 bis 23 etwas anderes ergibt. 


S 20 
Beſtimmung des Anerben 

(1) Jeder Ehegatte kann den anderen Ehegatten zum Anerben beſtimmen. 

(2) Die Ehegatten können ferner durch gemeinſchaftliches Teſtament oder durch Erbvertrag be— 
ſtimmen, daß der Erbhof nach dem Tode des Erſtverſterbenden oder des Überlebenden an eine Perſon 
als Anerben fallen ſoll, die nach der Erbhofverordnung als Anerbe des einen oder des anderen Ehe 
gatten berufen wäre oder beſtimmt werden könnte. 

(3) Der überlebende Ehegatte, der Anerbe geworden iſt, kann, falls er nicht durch eine gemein- 
ſchaftliche Verfügung von Todes wegen gebunden iſt, auch einſeitig beſtimmen, daß der Hof nach 
ſeinem Tode an eine Perſon fallen ſoll, die nach der Erbhofverordnung Anerbe des einen oder des 
anderen Ehegatten berufen wäre oder beſtimmt werden könnte. 

(4) Die Vorſchriften, nach denen in gewiſſen Fällen die Zuſtimmung des Anerbengerichts erfor- 
derlich iſt, bleiben unberührt. Dies gilt nicht für Verfügungen von Todes wegen, die bei Ehegatten⸗ 
erbhöfen aus 56 17 und 18 vor dem Inkrafttreten der Erbhofverordnung errichtet worden ſind. 


§ 21 
Recht der Ehefrau, in beſonderen Fällen den Anerben einſeitig zu beſtimmen 

(1) Hat die Ehefrau den wirtſchaftlich bedeuten deren Teil des den Erbhof bildenden Beſitzes in die 
Ehe eingebracht, ſo kann ſie, ſolange ſie nicht durch eine gemeinſchaftliche Verfügung von Todes wegen 
gebunden iſt, mit Zuſtimmung des Anerbengerichts auch ohne Mitwirkung des Mannes beſtimmen, 
daß ſie ſelbſt Anerbin des Mannes ſein ſoll, oder daß der Hof beim Tode des Mannes oder bei 
ihrem eigenen Vorverſterben an eine Perſon als Anerben fallen ſoll, die nach der Erbhofverordnung 
als Anerbe des einen oder des anderen Ehegatten beſtimmt werden könnte, oder daß ihr ſelbſt oder 
dem anderen Ehegatten die Verwaltung und Nutznießung am Erbhof zuſtehen ſoll, und zwar auch über 
das fünfundzwanzigſte Lebensjahr des Anerben hinaus. 

(2) Die Frau kann die im Abſ. 1 vorgeſehenen Verfügungen nur bei Lebzeiten des Mannes und 
nur in Form eines öffentlichen Teſtaments vornehmen ;die Errichtung des Teſtaments durch Übergabe 
einer verſchloſſenen Schrift iſt ausgeſchloſſen. Die Beſtimmung iſt nur wirkſam, wenn dem Ehemann eine 
beglaubigte Abſchrift zugeſtellt wird; der beurkundende Richter oder Notar hat die Zuſtellung von 
Amts wegen zu veranlaſſen. 

(3) Jeder der Ehegatten kann beim Anerbengericht den Antrag auf Entſcheidung über die Zu⸗ 
ſtimmung zu dem Teſtament ſtellen. 

(4) Das Anerbengericht kann auf Antrag beſtimmen, daß dem überlebenden Ehegatten, falls er 
nicht Anerbe wird, die Verwaltung und Nutznießung zuſtehen ſoll, und zwar auch über das fünfund- 
zwanzigſte Lebensjahr des von der Frau beſtimmten Anerben hinaus. 

(5) In den Fällen der vorſtehenden Abſätze finden die Vorſchriften des 8 48 Abſ. 2 der Erbhof— 
verordnung entſprechende Anwendung. 

8 22 
Geſetzliche Anerbenfolge 

(1) Machen die Ehegatten von dem Recht, den Anerben gemäß SS 20, 21 zu beſtimmen, keinen 
Gebrauch, ſo fällt der Erbhof beim Tode der Frau dem Manne als Anerben an. 

(2) Stirbt der Mann, gleichviel ob vor oder nach der Frau, ſo fällt der Hof derjenigen Perſon 
als Anerben an, die nach der Erbhofverordnung als Anerbe des Mannes berufen iſt. 

(3) Im Falle des Abſatzes 2 ſteht der Frau bis zur Vollendung des fünfundzwanzigſten Lebens— 
jahres des Anerben die Verwaltung und Nutznießung des Hofes zu, ſoweit dieſes Recht nicht durch 
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eine gemeinſchaftliche Verfügung von Todes wegen ausgeſchloſſen oder beſchränkt iſt. Unter der glei- 
chen Vorausſetzung kann das Anerbengericht in beſonderen Fällen zur Vermeidung einer unbilligen 
Härte auf Antrag beſtimmen, daß der überlebenden Ehefrau auch über das fünfundzwanzigſte Lebens⸗ 
jahr des Anerben hinaus die Verwaltung und Nutz nießung des Erbhofs zuſtehen ſoll. 


8 23 f 
Eheſcheidung 
(1) Die Erbhofeigenſchaft eines Ehegattenerbhofs wird nicht dadurch berührt, daß die Ehe rechts⸗ 
kräftig geſchieden wird. 
(2) Auf Antrag eines der geſchiedenen Ehegatten leitet das Anerbengericht das Verfahren zur 
Auseinanderſetzung über den Erbhof ein (886 67 ff. der Erbhofverfahrensordnung). 


8 24 
Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 

(1) Gehört eine Beſitzung, die, abgeſehen vom Alleineigentum, den Vorausſetzungen der 88 1 
bis 4, 6 der Erbhofverordnung entſpricht, beim Inkrafttreten der Erbhofverordnung zum Geſamtgut einer 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, ſo iſt ſie vom Inkrafttreten der Erbhofverordnung ab Erbhof. Die 
Entſtehung der Erbhofeigenſchaft wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß nicht alle anteilsberechtigten Ab- 
kömmlinge bauernfähig ſind. Jedoch muß der überlebende Ehegatte und mindeſtens einer der anteils— 
berechtigten Abkömmlinge bauernfähig ſein. 

(2) Haben die Ehegatten vor Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gemeinſchaftlich einen An— 
erben beſtimmt (etwa gemäß $$ 1515, 1516 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), ſo fällt der Erbhof beim 
Tode des überlebenden Ehegatten dieſer Perſon als Anerben an, falls ſie nach der Erbhofverordnung 
zum Anerben des einen oder des andern Ehegatten hätte beſtimmt werden können. 

(3) Haben die Ehegatten den Anerben nicht gemeinſchaftlich beſtimmt, ſo kann mit Zuſtimmung 
des Anerbengerichts auch der überlebende Ehegatte allein unter den anteilsberechtigten Abkömmlingen 
den Anerben beſtimmen. 

(4) Haben die Ehegatten den Anerben nicht gemeinſchaftlich beſtimmt und hat auch der über⸗ 
lebende Ehegatte von dem Recht des Abſatzes 3 keinen Gebrauch gemacht, fo fällt der Hof bei Beendi- 
gung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft derjenigen Perſon als Anerben an, die nach der Erbhofverord— 
nung als Anerbe des Mannes berufen iſt. Hierbei gehen die anteilsberechtigten Abkömmlinge andern 
Anerbenbexechtigten vor. 

(5) Die Vorſchriften des Abſatzes 4 gelten nicht, wenn alle Anteile an der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft ſich in der Hand des überlebenden Ehegatten vereinigen (§8 1490, 1491 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs). 

(6) Im Falle des Abſatzes 4 kann das Aner bengericht auf Antrag beſtimmen, daß in der Zeit 
nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft dem überlebenden Ehegatten die Verwaltung und 
Nutznießung des Erbhofs zuſtehen ſoll, und zwar auch über das fünfundzwanzigſte Lebensjahr des 
Anerben hinaus. Das gilt nicht, wenn die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft auf Grund des § 1495 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs durch Urteil aufgehoben worden iſt. S 

(7) In den Fällen der Abſätze 3, 6 finden die Vorſchriften des 8 48 Abſ. 2 der Erbhofverord— 
nung entſprechende Anwendung. 

8 25 
Siedlungsverträge, die vor dem 22. Mai 1935 mit Ehegatten abgeſchloſſen ſind 

(1) Erwerben bauernfähige Eheleute in einem Verfahren im Sinne der Rechtsverordnung über die Agrar- 
reform und das landwirtſchaftliche Siedlungsweſen vom 17. April 1934 (G. Bl. S. 257) auf Grund eines 
vor dem 22. Mai 1935 abgeſchloſſenen Vertrages nach dem 21. Mai 1935 eine Siedlungsſtelle als 
Teil des Geſamtguts ihrer ehelichen Gütergemeinſchaft oder ſonſt als ihr gemeinſames Eigentum 
und entſpricht dieſe Beſitzung, abgeſehen vom Alleineigentum, den Vorausſetzungen der 88 1 bis 4, 6 
der Erbhofverordnung, ſo wird die Beſitzung mit der Überführung in das Eigentum der Ehegatten 
Erbhof. 

(2) Die Vorſchriften der 88 19 bis 23 dieſer Verordnung finden Anwendung. 


5. Abſchnitt 
Beſchränkungen der Veräußerung oder Belaſtung des Erbhofs 
S 26 
Eigentümergrundſchuld. Auszahlung einer Hypothek 
(1) Als Belaſtung des Grundſtücks im Sinne des 8 37 der Erbhofverordnung gilt auch die Ver- 
äußerung oder Belaſtung einer Eigentümergrundſchuld. 
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(2) Iſt bei einer Beſitzung vor dem Zeitpunkt, in dem ſie Erbhof geworden iſt, eine Hypothek ein⸗ 


getragen, der Gegenwert aber noch nicht ausgezahlt, [ο hindert die Vorſchrift des 5 37 Abſ. 1 der Erb⸗ 
hofverordnung den Gläubiger nicht, durch Auszahlung des Gegenwerts die Hypothek zu erwerben. 


§ 27 
Teilung eines Erbhofs. Entziehung der Erbhofeigenſchaft 
(1) Vom Inkrafttreten der Erbhofverordnung ab bedarf die Bildung mehrerer Erbhöfe durch 
Teilung eines beſtehenden Erbhofs der Genehmigung des Anerbengerichts. 
(2) Einzelnen Teilen des Erbhof kann die Erbhofeigenſchaft nur mit Genehmigung des Anerben⸗ 
gerichts entzogen werden. 
(3) $ 48 Abſ. 2 der Erbhofverordnung findet entſprechende Anwendung. 


6 28 
Tilgungsverſicherung 
(i) It ein Erbhof von einer öffentlich-rechtlichen Kreditanſtalt, insbeſondere von einer Land⸗ 

ſchaft beliehen, jo kann das Anerbengericht gemäß 55 9, 37 Abſ. 2 der Erbhofverordnung genehmigen, 
daß ein zur Abtragung der Hofſchuld angeſammeltes Tilgungsguthaben und künftige Tilgungsbeträge 
gemäß den Satzungen der Kreditanſtalt als Gegenleiſtung für eine Lebensverſicherung verwendet werden. 
Die Genehmigung iſt nicht erforderlich, wenn die Vereinbarung über dieſe Art der Verwendung der 
Tilgungsbeträge ſchon vor dem Zeitpunkt getroffen iſt, in dem die Beſitzung Erbhof geworden iſt. 
| (2) Der Verlierer hat die ihm aus einer ſolchen Tilgungsverſicherung obliegenden Leiſtungen 
(Verſicherungsſumme, Rückvergütung bei vorzeitiger Beendigung des Verſicherungsverhältniſſes) bei 
Fälligkeit mindeſtens inſoweit an die Kreditanſtalt abzuführen, als ſich bei dieſer ohne den Abſchluß der 
Verſicherung aus pflichtmäßigen Tilgungsbeträgen ein Tilgungsguthaben ergeben hätte. 

(3) Die Kreditanſtalt hat die gemäß Abſ. 2 an ſie abzuführenden Beträge zum Tilgungsfonds zu 
vereinnahmen und zur Abdeckung rückſtändiger Darlehnszinſen ſowie des Darlehns ſelbſt zu verwenden. 

(4) Beim Vorliegen eines wichtigen Grundes kann das Anerbengericht genehmigen, daß die Kre- 
ditanſtalt in Abweichung von Abſ. 3 die Leiſtungen des Verſicherers ganz oder teilweiſe zur Aus⸗ 
zahlung für andere Zwecke freigibt. 

(5) Für die Anwendung der Abſätze 2 bis 4 macht es keinen Unterſchied, ob die Vereinbarung über 
die im Abſ. 1 vorgeſehene Art der Verwendung der Tilgungsbeträge vor oder nach dem Zeitpunkt 
getroffen worden iſt, in dem die Beſitzung Erbhofeigenſchaft erlangt hat. 


S 29 
Beſtandteilszuſchreibung 

(1) Soll ein Erbhofgrundſtück einem mit einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld belaſteten 
Erbhofgrundſtück als Beſtandteil zugeſchrieben werden (8 53 der Erbhofverordnung, $ 890 Abſ. 2, 
$ 1131 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), jo iſt gemäß 8 37 Abſ. 2 der Erbhofverordnung hierzu die 
Genehmigung des Anerbengerichts erforderlich, es ſei denn, daß die Belaſtung des Hauptgrundſtücks ſich 
bereits vor der Zuſchreibung auf das zuzuſchreibende Grundſtück erſtreckt. 

(2) Hat das Grundbuchamt vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung in Abweichung von Abſ. 1 
ohne die Genehmigung des Anerbengerichts eine ſolche Zuſchreibung vorgenommen, fo gilt fie unbe- 
ſchadet der Vorſchriften zugunſten derjenigen, die Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, als eine 
zur Zeit der Zuſchreibung erfolgte Vereinigung im Sinne des $ 890 Ab. 1 des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs. Das Grundbuchamt hat die Eintragung von Amts wegen zu berichtigen. Die Berichtigung 
iſt gebührenfrei. 

(3) In den Fällen des Abſatzes 2 ſteht es dem Bauern frei, beim Anerbengericht die Genehmigung 
dazu nachzuſuchen, daß das Grundſtück dem belaſteten Grundſtück als Beſtandteil zugeſchrieben wird. 
Macht er von dieſer Befugnis binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung Ge: 
brauch, ſo ergeht die Entſcheidung des Anerbengerichts gebührenfrei; auch die Eintragung der Beſtand— 
teilszuſchreibung im Grundbuch erfolgt gebührenfrei, wenn der Bauer ſie binnen einem Monat nach 
Rechtskraft der Entſcheidung des Anerbengerichts beantragt. a : 


S 30 
Verpachtung des Erbhofs 
(1) Ein Vertrag, durch den der Erbhof oder ein Teil des Erbhofs für einen Zeitraum von mehr 
als einem Jahr oder auf unbeſtimmte Zeit verpachtet wird, bedarf der Genehmigung des Anerben⸗ 


gerichts. 
(2) 6 48 Abſ. 2 der Erbhofverordnung findet entſprechende Anwendung. 
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S 31 
Alte Veräußerungs- oder Belaſtungsanträge 
(1) Die im §S37 der Erbhofverordnung vorgeſehene anerbengerichtliche Genehmigung iſt auch dann erfor— 
derlich, wenn zu dem Zeitpunkt, in dem die Beſitzung Erbhof geworden iſt, die auf Veräußerung oder Be— 
laſtung gerichtete Erklärung des Eigentümers bindend und der Antrag auf Eintragung beim Grundbuch— 
amt geſtellt, die Eintragung aber vor dem vorbezeichneten Zeitpunkt noch nicht bewirkt worden iſt. 
(2) Das Anerbengericht ſoll in den Fällen des Abſatzes 1 in der Regel die Genehmigung er— 
teilen, wenn nicht beſondere Gründe dagegen ſprechen. 


8 32 
Ausnahmen vom Belaſtungs- und Veräußerungsverbot 

(1) Die im 8 37 der Erbhofverordnung vorgeſehene anerbengerichtliche Genehmigung iſt nicht er: 
forderlich 

1. für die Belaſtung τη Erbhofs mit Grunddienſtbarkeiten, beſchränkten perſönlichen Dienſtbar— 
keiten oder öffentlichen Laſten; 

2. zur Einbeziehung eines Erbhofs in ein Verfahren zur Grundſtücksumlegung (Flur- oder Feld— 
bereinigung); 

3. für die von der Siedlungsbehörde zugelaſſene Belaſtung derjenigen Erbhöfe, die in einem 
Verfahren auf Grund der Rechtsverordnung über die Agrarreform und das landwirtſchaftliche 
Siedlungsweſen vom 17. April 1934 (G. Bl. S. 257) gebildet werden; 

4. für die Belaſtung eines Erbhofs, wenn die Beſitzung erſt durch ein Veräußerungsgeſchäft Erb— 
hofeigenſchaft erlangt und die Belaſtung im Zuſammenhang mit dem Veräußerungsgeſchäft 
erfolgt; 

5. für die Eintragung der im § 128 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes vorgeſehenen Sicherungs— 
hypothek gegen den Erſteher. 

(2) Erbhöfe, die ſich bei Inkrafttreten der Erbhofverordnung in einem Entſchuldungsverfahren ge— 
mäß der Verordnung vom 22. September 1933 befinden, können ohne Genehmigung des Anerbenge— 
richts mit einem Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtück zugunſten der Staatlichen Treuhand— 
geſellſchaft m. b. H. belaftet werden ($ 28 der Verordnung vom 22. September 1933 in der Faſſung 
der Verordnung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499). Desgleichen iſt die anerbengerichtliche Geneh— 
migung nicht erforderlich zur Durchführung einer Landabgabe gemäß 5 33 b und e der Verordnung zur 
Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 (G. Bl. S. 444) in der 
Faſſung der Verordnung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499). 

8 33 
Verpflichtungsgeſchäft 

(1) Bedarf eine Verfügung über den Erbhof der anerbengerichtlichen Genehmigung, To iſt dieſe 
auch zu einem Rechtsgeſchäft erforderlich, das die Eingehung einer Verpflichtung zu einer ſolchen Ver— 
fügung zum Gegenſtand hat. Dies gilt nicht für Verpflichtungsgeſchäfte, die vor dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung abgeſchloſſen worden ſind. 

(2) Wird das Verpflichtungsgeſchäft genehmigt, ſo gilt die Genehmigung auch für das dieſem 
Verpflichtungsgeſchäft entſprechende Erfüllungsgeſchäft als erteilt. 

(3) Die Ausübung eines Vorkaufsrechts iſt nicht davon abhängig, daß das Rechtsgeſchäft, auf 
das ſich das Vorkaufsrecht erſtreckt, die anerbengerichtliche Genehmigung gefunden hat. Hinſichtlich des 
Vertragsverhältniſſes, das durch die Ausübung des Vorkaufsrechts zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten 
und dem Verpflichteten zuſtande kommt, bewendet es bei den Vorſchriften der Abſätze 1, 2. 


8 34 
Verhältnis zu den Verfügungsbeſchränkungen des Landwirtſchafts- und 
Siedlungsrechts 

(1) Die Verordnung über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken vom 15. März 1918 
(Reichsgeſetzbl. S. 123) ſowie die ſonſtigen Vorſchriften, welche die Veräußerung, Teilung oder Be— 
laſtung von Grundſtücken oder die Aufhebung ihrer wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit (oder die Eingehung 
einer Verpflichtung zu einer ſolchen Maßnahme) verbieten oder beſchränken, finden auf Erbhöfe keine 
Anwendung. 

(2) Rechtsgeſchäfte, die der zuſtändigen Behörde noch nicht gemäß den im Abſ. 1 erwähnten Vor— 
ſchriften zur Genehmigung vorgelegt worden ſind oder über deren Genehmigung die zuſtändige Behörde 
beim Inkrafttreten dieſer Verordnung noch nicht rechtskräftig entſchieden hat, ſind ſo anzuſehen, als 
wenn die Behörde die Genehmigung ohne Einſchränkung erteilt hätte. 
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S 35 
Verhältnis zu ſonſtigen ſiedlungsrechtlichen Beſchränkungen 

(1) Auf einem Siedlungs- oder Rentengutsverfahren beruhende Wiederkaufs-, Ankaufs⸗ und 
Heimfallrechte ſowie ähnliche auf einem ſolchen Verfahren beruhende Beſchränkungen des Eigentums 
am Erbhof erlöſchen mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung, bei künftig entſtehenden Erbhöfen 
mit der Erlangung der Erbhofeigenſchaft. 

(2) Soweit Rechte der im Abſ. 1 bezeichneten Art in das Grundbuch eingetragen ſind, werden ſie 
nach und nach von Amts wegen gebührenfrei gelöſcht. Die Vorſchriften des § 46 Abſ. 2 dieſer Ver⸗ 
ordnung gelten entſprechend. 

(3) Das Vorkaufsrecht des Siedlungsamtes gemäß 86 28 ff. der Rechtsverordnung über die 
Agrarreform und das landwirtſchaftliche Siedlungsweſen vom 17. April 1934 (G. Bl. S. 257) bleibt 
unberührt. 

S 36 
Streitigkeiten über vertragliche Verſorgungsanſprüche 

(1) Das Anerbengericht iſt zuſtändig für die Entſcheidung von Streitigkeiten über Verjorgungs- 
anſprüche, die dem Übergeber eines Erbhofs oder ſeinen Familienangehörigen auf Grund des Übergabe— 
vertrags oder auf Grund eines aus Anlaß der Übergabe geſchloſſenen Rechtsgeſchäfts gegenüber dem 
Übernehmer zuſtehen, und zwar gleichviel, ob der Vertrag vor oder nach Entſtehung der Erbhofeigen— 
ſchaft des Anweſens abgeſchloſſen worden iſt. 

(2) Das gleiche gilt für Veroſrgungsanſprüche von Familienangehörigen des Bauern, die auf 
einer vom Bauern mit ſeiner Familienangehörigen oder dem Anerben getroffenen Vereinbarung oder 
auf einer Verfügung von Todes wegen beruhen und gegen einen Anerben des Bauern geltend gemacht 
werden, auf den der Erbhof nicht durch Übergabevertrag, ſondern von Todes wegen übergegangen iſt. 

(8) Das Anerbengericht kann die Verſorgungsleiſtungen (Abſ. 1, 2), ſoweit dies unter Berückſich⸗ 
tigung der Umſtände des Falles der Billigkeit entſpricht, auf Antrag anderweitig feſtſetzen. Dies gilt 
insbeſondere dann, wenn die Verhältniſſe, welche für die Bemeſſung der Leiſtungen maßgebend waren, 
ſich ſeit dem Abſchluß des Vertrags oder ſeit der Errichtung der Verfügung von Todes wegen weſent⸗ 
lich verändert haben. 

(4) Soweit die Verſorgungsanſprüche bereits den Gegenſtand einer anerbengerichtlichen Entſcheidung 
gebildet haben (etwa bei Genehmigung eines Übergabevertrags), können ſie nur dann auf Grund des 
Abſatzes 3 anderweitig feſtgeſetzt werden, wenn die Verhältniſſe, welche für die Bemeſſung der Lei- 
ſtungen maßgebend waren, ſich ſeit Erlaß der Entſcheidung weſentlich verändert haben. 

(5) Für Verfahren, die bei Inkrafttreten dieſer Verordnung bereits anhängig ſind, bleiben die 
bisher geltenden Vorſchriften maßgebend. 

6. Abſchnitt 
Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung 
§ 37 
Vollſtreckung in Forderungen 

(1) Die Zwangsvollſtreckung in Forderungen, die dem Bauern aus dem Verkauf von Erzeugniſſen 
des Erbhofs, oder in Miet- oder Pachtzinsforderungen, die dem Bauern aus der Vermietung oder Ver— 
pachtung von Erbhofgrundſtücken zuſtehen, unterliegt folgenden Beſchränkungen. 

(2) Die Pfändung iſt auf Antrag des Bauern vom Vollſtreckungsgericht (im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren von der Vollſtreckungsbehörde) inſoweit aufzuheben, als der Bauer die Einkünfte braucht, um 
ſich und ſeine Familie zu ernähren und zu bekleiden ſowie den Wirtſchaftsablauf des Hofs zu erhalten. 

(3) Die Vorausſetzungen des Abſatzes 2 ſind insbeſondere inſoweit nicht erfüllt, als der Bauer den 
vorbezeichneten Bedarf unmittelbar aus den Erzeugniſſen des Hofs entnehmen (5 2 Abſ. 2, 5 39 Abſ. 1 
der Erbhofverordnung) oder aus ſonſtigen Einkünften decken kann. 


S 38 
Eigentümergrundſchuld 


Das im 8 38 der Erbhofverordnung ausgeſprochene Verbot, in einem Erbhof zu vollitreden, be- 
wirkt, daß auch eine Eigentümergrundſchuld am Erbhof wegen einer Geldforderung nicht gepfändet 
werden kann. 
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6 39 

Maßnahmen gegen mißbräuchliche Beanſpruchung des Vollſtreckungsſchutzes 

(1) Iſt ein Grundjtüd, das keine Erbhofeigenſchaft hat, durch eine Rechtshandlung, die der An- 
fechtung wegen Gläubigerbenachteiligung unterliegt, veräußert worden und macht der Anfechtungsbe⸗ 
klagte geltend, daß das Grundſtück Erbhofeigenſchaft erlangt habe, jo kann das Prozeßgericht dem An- 
trage, den Beklagten ohne Vorbehalt des Vollſtreckungsſchutzes des §8 38 der Erbhofverordnung zur 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück zu verurteilen, nur entſprechen, nachdem das An⸗ 
erbengericht in einem auf Antrag eingeleiteten Verfahren rechtskräftig die Erbhofeigenſchaft verneint 
hat (Abſ. 3). 

(2) Hat ein Schuldner ein Grundſtück, das keine Erbhofeigenſchaft hat, veräußert, nachdem es zum 
Zwecke der Zwangsvollſtreckung beſchlagnahmt worden iſt, und wird geltend gemacht, daß das Grund— 
ſtück Erbhofeigenſchaft erlangt habe, ſo darf das Vollſtreckungsgericht, falls die Behauptung der Erb— 
hofeigenſchaft nicht offenbar unrichtig iſt, das Verſteigerungsverfahren erſt fortſetzen, nachdem das An— 
erbengericht in einem auf Antrag eingeleiteten Verfahren rechtskräftig die Erbhofeigenſchaft des Grund— 
ſtücks verneint hat (Abſ. 3). Gelangt das Anerbengericht rechtskräftig zur Bejahung der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft, ſo hebt das Vollſtreckungsgericht die Beſchlagnahme auf. 

(3) In den Fällen der Abſätze 1, 2 hat das Anerbengericht die Erbhofeigenſchaft auch dann zu verneinen, 
wenn die Veräußerung ſich als eine unlautere Machenſchaft oder als ein Verſuch zur mißbräuchlichen 
Beanſpruchung des im 5 38 der Erbhofverordnung vorgeſehenen Vollſtreckungsſchutzes darſtellt. 

(4) Die vorſtehenden Vorſchriften gelten auch für Verfahren, die beim Inkrafttreten dieſer Ver— 
ordnung bereits anhängig ſind. 

S 40 
Niederſchlagung von Koſten 

Wird infolge des Vollſtreckungsverbots des § 38 der Erbhofverordnung ein Zwangsverſteige— 
rungs- oder Zwangsverwaltungsverfahren aufgehoben, ſo werden die ſtaatlichen Gebühren des Ver— 
fahrens niedergeſchlagen; bereits gezahlte Beträge ſind zurückzuerſtatten. 

9 41 
Beitreibung öffentlich- rechtlicher Geldforderungen 

(1) Unterliegt eine unter 8 39 Abſ. 1 der Erbhofverordnung fallende öffentlich-rechtliche Geldfor⸗ 
derung der Beitreibung im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens, ſo gelten die folgenden Beſtim⸗ 
mungen: 

(2) Die mit der Beitreibung befaßte Vollftredungsbehörde ſtellt eine Erklärung aus, in der ſie 

1. Gläubiger und Schuldner ſowie Grund und Höhe des Anſpruchs bezeichnet, 

2. die Verfügung (Entſcheidung, Anordnung, Beſchluß) angibt, aus der die Verpflichtung zur 
Zahlung hervorgeht, 

3. beſcheinigt, daß der Anſpruch vollſtreckbar und im Verwaltungszwangsverfahren beizu⸗ 
treiben iſt. S 

(3) Die Vollſtreckungsbehörde läßt dieſe Beſcheinigung dem Kreisbauernführer zuſtellen. Gier. 
durch wird die im 8 39 Abſ. 2 der Erbhofverordnung vorgeſehene Zuſtellung des Vollſtreckungstitels erſetzt. 

(4) Will der Kreisbauernführer gemäß 8 39 Abſ. 3 der Erbhofverordnung die Schuld für die 
Bauernkammer übernehmen, ſo hat er dies der Vollſtreckungsbehörde gegenüber zu erklären. Die Bauern- 
kammer befriedigt den Gläubiger durch Zahlung an die Vollſtreckungsbehörde. Die Verpflichtung der 
Bauernkammer zur Befriedigung des Gläubigers iſt abhängig von der Aushändigung einer von der 
Vollſtreckungsbehörde vollzogenen und mit dem Dienſtſiegel verſehenen Beſcheinigung, die den im Abſ. 2 
angegebenen Inhalt hat und außerdem die Beſtätigung enthält, daß die Bauernkammer die Schuld über— 
nommen und beglichen hat und daß gemäß $ 39 Abſ. 3 der Erbhofverordnung die Forderung gegen 
den Schuldner auf die Bauernkammer übergegangen iſt. 

(5) Iſt die im Abſ. 4 bezeichnete Beſcheinigung dem Kreisbauernführer ausgehändigt worden, fo 
iſt die Bauernkammer berechtigt, die Forderung nach den Vorſchriften über die Beitreibung öffent- 
licher Abgaben beitreiben zu laſſen. 

7. Abſchnitt 
Steuerliche und ähnliche Vergünſtigungen 
8 42 
Befreiung von Steuern 

(1) Von der Erbſchaftſteuer, Grundwechſelſteuer und den Stempelabgaben ſind ausgenommen: 

1. der Übergang des Erbhofs auf den Anerben im Wege der Erbfolge oder des Übergabe⸗ 
vertrags; 
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2. die vom Anerbengericht gemäß $ 37 der Erbhofverordnung ausnahmsweiſe zugelaſſene 
Übertragung des Erbhofs auf eine nicht anerbenberechtigte Perſon, wenn der Vertrag ſeinem 
ſachlichem Inhalt nach einem Übergabevertrag entſpricht; 

3. der Übergang eines Erbhofs, der im Eigentum mehrerer Perſonen ſteht, in das Alleineigen⸗ 
tum einer bauernfähigen Perſon; 

4. der Erwerb von Grundbeſitz, wenn durch den Erwerb ein neuer Erbhof gebildet wird. Wird 
eine Beſitzung durch den zeitlich aufeinanderfolgenden Erwerb von einzelnen Grundſtücken 
auf eine Adernahrung vergrößert, jo gilt die Befreiung nur für den letzten Erwerb, durch 
den die Beſitzung unmittelbar Erbhofeigenſchaft erlangt; 

5. der Übergang einer über hundertfünfundzwanzig Hektar großen Beſitzung in das Alleineigen⸗ 
tum einer bauernfähigen Perſon oder in das Eigentum eines bauernfähigen Ehepaares, 
wenn innerhalb von drei Monaten ſeit dem Übergang der im $ 5 der Erbhofverordnung vor⸗ 
geſehene Antrag auf Befreiung von den Erforderniſſen des § 3 der Erbhofverordnung beim 
Anerbengericht eingereicht wird und die Beſitzung nach Genehmigung des Antrags Erbhof- 
eigenſchaft erlangt. 

(2) Wenn im Falle des Abſatzes 1 Nr. 5 die Vorausſetzung für die Steuerbefreiung erſt nach 
Entſtehung der Steuerſchuld eintritt, werden die bezeichneten Steuern auf Antrag erlaſſen oder er⸗ 
ſtattet; der Antrag kann nur innerhalb eines Jahrs ſeit dem Zeitpunkt geſtellt werden, in dem die 
Beſitzung Erbhofeigenſchaft erlangt hat. 

f 8 43 
Notarielle oder gerichtliche Gebühren 

(1) Die notariellen oder gerichtlichen Gebühren für die Beurkundung von Erklärungen, welche für 
den nach 5 42 Abſ. 1 Nrn. 3 bis 5 ſteuerlich begünſtigten Grundſtückserwerb erforderlich ſind, werden 
auf die Hälfte ermäßigt. Dasſelbe gilt für die notariellen oder gerichtlichen Gebühren für die Vermitt⸗ 
lung der in dieſem Zuſammenhang erforderlich werdenden Auseinanderſetzung einer Gemeinſchaft. Die 
Gerichtskoſten für die Umſchreibung im Grundbuch werden in dieſen Fällen nicht erhoben. 

(2) Beträge, die ſich bei Anwendung des Abſatzes 1 als zuviel gezahlt erweiſen, ſind zurückzu⸗ 
erſtatten. 

8. Abſchnitt 
Beſondere Güterarten 
§ 44 (fällt fort) 
6 45 (fällt fort) 
8 46 
Landesrechtliches Anerbenrecht bei Renten- und Anſiedlungsgütern 

(1) Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Anerbenrecht bei Rentengütern 
und preußiſchen Anſiedlungsgütern von nicht mehr als hundertfünfundzwanzig Hektar, ſoweit dieſe 
Güter nicht Erbhof werden. 

(2) Iſt das Anweſen in die Erbhöferolle eingetragen und der Anerbengutsvermerk im Grundbuch 
gelöſcht worden, ſtellt ſich aber nachträglich heraus, daß die Eintragung in die Erbhöferolle zu Unrecht 
erfolgt iſt, ſo gilt die Aufhebung der Anerbengutseigenſchaft als nicht eingetreten; die Vorſchriften zu⸗ 
gunſten derjenigen, die Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, bleiben unberührt. Bei Löſchung des 
Guts in der Erbhöferolle iſt das Grundbuch von Amts wegen durch Wiedereintragung des Vermerks 
gebührenfrei zu berichtigen. 

9. Abſchnitt 
Übergangs vorſchriften 
8 47 A 
Rechtsſtellung des angenommenen Kindes ($ 21 Abſ. 6 der Erbhofverordnung) 

(1) Hat der Erblaſſer vor dem 22. Mai 1935 eine Perſon an Kindes Statt angenommen, ſo ſteht 
dieſes Kind hinſichtlich der Anerbenfolge einem ehelichen Kinde gleich. 

(2) Hat der Bauer eine Perſon erſt nach dem 21. Mai 1935 an Kindes Statt angenommen, ſo 
kann er ſie mit Zuſtimmung des Anerbengerichts und nur für den erſten auf die Entſtehung der Erb⸗ 
hofeigenſchaft folgenden Erbfall zum Anerben beſtimmen, wenn die Perſon ſchon vor der Entſtehung der 
Erbhofeigenſchaft längere Zeit wie ein Kind im Hauſe des Bauern gelebt hat. 

(8) Sit bei einem Ehegattenerbhof zunächſt der überlebende Ehegatte Anerbe geworden, ſo gilt bei 
Anwendung des vorſtehenden Abſatzes 2 der Tod des überlebenden Ehegatten noch als erſter Erbfall. 
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(4) Hat eine an Kindes Statt angenommene Perſon einen Erbhof durch Erbgang oder Übergabe- 
vertrag von dem Annehmenden erworben, ſo findet beim Tode des Angenommenen die Erbfolge in 
den Erbhof ſo ſtatt, als ob der Angenommene ein eheliches Kind des Annehmenden wäre. Hierbei 
macht es keinen Unterſchied, ob der Hof vor oder nach Entſtehung der Erbhofeigenſchaft auf den An— 
genommenen übergegangen iſt. 

8 48 
Anerbenſtellung der Tochter des Erblaſſers (6 21 Abſ. 7 der Erbhofverordnung) 

(1) Der im 8 21 Abſ. 7 der Erbhofverordnung vorgeſehene Vorrang der Tochter des Erblaſſers 
und der ſonſtigen Anerben der vierten Ordnung vor den Anerben der zweiten und dritten Ordnung gilt 
nur für den erſten Erbfall nach dem Zeitpunkt, in dem die Beſitzung Erbhof geworden iſt. Bei Anwen— 
dung der Vorſchrift macht es keinen Unterſchied, ob die Söhne oder Sohnesſöhne ſchon zu dem vorbe— 
zeichneten Zeitpunkt nicht vorhanden oder nicht bauernfähig waren oder erſt ſpäter weggefallen ſind. 

(2) Wenn bei einem Ehegattenerbhof zunächſt der überlebende Ehegatte Anerbe geworden iſt, wird 
bei Anwendung des vorſtehenden Abſatzes der Tod des überlebenden Ehegatten noch als erſter Erb— 
fall angeſehen. 

§ 49 
Mehrere Erbhöfe (88 23, 58 der Erbhofverordnung) 

Wenn bei einem Ehegattenerbhof zunächſt der überlebende Ehegatte Anerbe geworden iſt, wird bei 
Anwendung des $ 58 der Erbhofverordnung der Tod des überlebenden Ehegatten noch als erſter Erb— 
fall angeſehen. 

S 50 

Gemeinſchaftliche Verfügungen von Todes wegen aus der Zeit vor dem Ein— 

tritt der Erbhofgemeinſchaft 

(1) Haben Ehegatten vor dem Zeitpunkt, in dem die Beſitzung Erbhof geworden iſt, ſich gegen— 
ſeitig zu Erben eingeſetzt und iſt der eine Ehegatte vor dieſem Zeitpunkt geſtorben und ſoll nach den Be— 
ſtimmungen der Verfügung von Todes wegen nach dem Tode des Überlebenden der Nachlaß an Ver— 
wandte des Erſtverſtorbenen fallen, ſo fällt der Erbhof beim Tode des Überlebenden demjenigen der ein— 
geſetzten Verwandten als Anerben an, der nach der Erbhofverordnung als Anerbe des Erſtverſtorbenen 
berufen wäre. 

(2) Soll nach der gemeinſchaftlichen Verfügung von Todes wegen ein Verwandter des Erſtver— 
ſtorbenen allein den Hof übernehmen, fo fällt der Hof dieſem Verwandten als Anerben an, falls er zu 
den Perſonen gehört, die nach der Erbhofverordnung zum Anerben des Erſtverſtorbenen hätten beſtimmt 
werden können. 

(3) Haben die Ehegatten den Anerben nicht beſtimmt, auch keine Beſtimmung des im Abſ. 2 vor- 
geſehenen Inhalts getroffen, ſo kann der überlebende Ehegatte mit Zuſtimmung des Anerbengerichts 
unter den eingeſetzten Verwandten den Anerben beſtimmen. 


5 51 
Vorerbſchaft 

(1) Die Entſtehung eines Erbhofs wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Beſitzung dem Eigen— 
tümer lediglich als Vorerben gehört. 

(2) Beim Eintritt des Falles der Nacherbfolge fällt der Erbhof demjenigen als Anerben an, 
der Anerbe wäre, wenn der Erblaſſer im Zeitpunkt des Falles der Nacherbfolge verſtorben wäre. 

(3) Hat der Erblaſſer in einer Verfügung von Todes wegen beſtimmt, daß einer der Nacherben 
allein den Hof übernehmen ſoll, ſo fällt der Hof dieſem Nacherben als Anerben an, falls er zu den Per- 
ſonen gehört, die nach der Erbhofverordnung als Anerbe des Erblaſſers hätten beſtimmt werden 
können. 

(4) Hat der Erblaſſer den Anerben nicht beſtimmt, auch keine Beſtimmung des im vorſtehenden Ab— 
ſatz vorgeſehenen Inhalts getroffen, ſo kann der Vorerbe mit Zuſtimmung des Anerbengerichts unter den 
Nacherben den Anerben beſtimmen. f 

$ 52 
Volleigentum und Vorerbſchaftseigentum 

(1) Hat eine Beſitzung am 22. Mai 1935 dem Eigentümer teils als Volleigentümer, teils als Vor⸗ 
erben gehört, jo ſteht dieſer Umſtand dem nicht entgegen, daß die Beſitzung in dieſem Zeitpunkt Erb⸗ 
hofeigenſchaft erlangt. 
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(2) Erreicht der Wert des Teils der Beſitzung, der dem Eigentümer bereits beim Anfall der Vor— 
erbſchaft zu Volleigentum gehört, mindeſtens die Hälfte des Wertes der ganzen Beſitzung, ſo richtet ſich 
die Anerbenfolge nach der Perſon des Eigentümers. Mit Zuſtimmung des Anerbengerichts kann der 
Eigentümer auch eine Perſon zum Anerben beſtimmen, die nach der Erbhofverordnung zum Anerben 
des urſprünglichen Erblaſſers hätte beſtimmt werden können. 

(3) Iſt der Wert des Teils der Beſitzung, der dem Eigentümer beim Anfall der Vorerbſchaft zu 
Volleigentum gehört, geringer als der Wert des zur Vorerbſchaft gehörenden Teils der Beſitzung, ſo 
richtet ſich die Anerbenfolge nach § 51 Abſätze 2 bis 4 dieſer Verordnung. Mit Zuſtimmung des An— 
erbengerichts kann der Eigentümer auch eine Perſon zum Anerben beſtimmen, die nach der Erbhof— 
verordnung zum Anerben des Eigentümers beſtimmt werden könnte, wenn die Anerbenfolge ſich nach 
ſeiner Perſon richtete. 

(4) Tritt der Fall der Nacherbfolge vor dem Tode des Eigentümers ein, jo kann das Anerben- 
gericht auf Antrag des Eigentümers beſtimmen, daß dem Eigentümer die Verwaltung und Nutznießung 
des Erbhofs zuſtehen ſoll, und zwar auch über das fünfundzwanzigſte Lebensjahr des Anerben hinaus. 
Die Vorſchrift des § 48 Abſ. 2 der Erbhofverordnung findet entſprechende Anwendung. 


S 53 
Beſtimmung des Anerben aus der Sippe des Ehegatten 

(1) Iſt jemand Eigentümer eines Erbhofs, den er vor dem Zeitpunkt, in dem die Beſitzung Erb- 
hof geworden iſt, durch Erbgang oder Rechtsgeſchäft von ſeinem Ehegatten oder von einer Gemeinſchaft 
(3. B. einer Erbengemeinſchaft), an der ſein Ehegatte beteiligt war, erworben hat, jo kann er zum An- 
erben auch eine Perſon beſtimmen, die zum Anerben des anderen Ehegatten hätte beſtimmt werden 
können. 

(2) Macht der Berechtigte von der Befugnis des Abſatzes 1 Gebrauch, ſo finden die Vorſchriften, 
nach denen zur Beſtimmung des Anerben in gewiſſen Fällen die Zuſtimmung des Anerbengerichts er- 
forderlich iſt, Anwendung; hierbei iſt der Fall ſo anzuſehen, als wenn es ſich um die Beſtimmung des 
Anerben nach dem andern Ehegatten handelte. Der vorſtehende Satz gilt nicht bei Verfügungen von 
Todes wegen, die vor dem Inkrafttreten der Erbhofverordnung errichtet worden ſind. 


10. Abſchnitt 
Schluß vorſchriften 
6 54 
Zulaſſung einer Abweichung von der geſetzlichen Anerbenfolge 

(1) Falls die kraft Geſetzes eingetretene Erbfolge in den Erbhof nach den beſonderen Umſtänden 
des Falles zu einer als ungerecht und unbillig anzuſehenden ſchweren Härte führen ſollte, ſo kann der 
Senat auf den binnen drei Monaten nach dem Erbfall zu ſtellenden Antrag des Landesbauernführers 
nach Anhörung des Erbhofgerichts mit Wirkung vom Erbfall ab einen anderen Anerbenberechtigten 
zum Anerben beſtimmen. 

(2) Die Vorſchrift des Abſatzes 1 gilt entſprechend beim Übergang eines Erbhofs in den Fällen 
des 6 22 Abi. 3 der Erbhofverordnung. Die für den Antrag des Landesbauernführers vorgeſehene 
Friſt beginnt in dieſen Fällen mit dem Zeitpunkt, an dem die Übernahmeerklärung des Anerben beim 
Anerbengericht eingeht. 

(3) Die Vorſchriften der Abſätze 1, 2 finden bei Erbfällen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung eingetreten ſind, keine Anwendung. Auf Antrag des Landesbauernführers kann von den Vor⸗ 
ſchriften der Abſätze 1, 2 ausnahmsweiſe auch bei Erbfällen Gebrauch gemacht werden, die in dem 
Zeitraum zwiſchen dem 22. Mai 1935 und dem Inkrafttreten dieſer Verordnung eingetreten ſind; der 
Antrag iſt ſpäteſtens binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung zu ſtellen. 

(4) Die Vorſchriften der Abſätze 1 bis 3 treten mit Ende des 31. Dezember 1938 außer Kraft. 


§ 55 
Inkrafttreten 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 15. Mai 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Greiſer Rettelsky 
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108 III. Erbhofverfahrensverordnung. 
(6615). 
Vom 15. Mai 1937. 
Inhaltsüberfiät 
1. Abſchnitt. Einrichtung der Unerbenbehörden `... 88 1 bis 10 Seite 384 
2. Abſchnitt. Allgemeine Vorſchriften über das Verfahren ο. Anerbenbehörden 
1. Unterabſchnitt. Vorſchriften für alle Anerbenbehörden `... 88 11 bis 21 „ 386 
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Auf Grund der 558 46, 51, 52, 61 der Erbhofverordnung vom 15. Mai 1937 (G. Bl. S. 359) 
wird folgendes verordnet: 
1. Abſchnitt 
Einrichtung der Anerbenbehörden - 
8 1 
Amtsbezeichnung und Entſchädigung der bäuerlichen Beiſitzer 

(1) Die Amtsbezeichnung der bäuerlichen Beiſitzer lautet bei den Anerbengerichten Anerbenrichter 
und bei dem Erbhofgericht Erbhofrichter. 

(2) Auf die Entſchädigung der bäuerlichen Beiſitzer finden die Vorſchriften der Verordnung über 
die Entſchädigung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiſitzer der Arbeitsgerichtsbehörden vom 12. März 
1929 (G. Bl. S. 34) in der Faſſung der Verordnung vom 5. November 1929 (G. Bl. S. 146) ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Die Anerbenrichter erhalten die Entſchädigungsſätze der Arbeitsrichter und die 
Erbhofrichter die der Landesarbeitsrichter. 


8 2 
Beſtellung der Anerbenrichter 

(1) Der Landesbauernführer reicht durch die Hand des Vorſitzenden des Anerbengerichts dem 
Senat für den Bezirk eines jeden Anerbengerichts eine Vorſchlagslitte für die Beſtellung von ſechs An— 
erbenrichtern ein. 

(2) Es find nur Bauern vorzuſchlagen, die mit einem Erbhof im Bezirk des Anerbengerichts an- 
geſeſſen ſind und bei denen keiner der Eerad ber 85 31 bis 33 des Gerihtsverfaffungs- 
geſetzes vorliegt. 

(3) Der Vorſitzende des Anerbengerichts prüft vor Weitergabe der Vorſchlagsliſte, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen des Abſatzes 2 bei den Vorgeſchlagenen vorliegen. 

(4) Sind die Vorausſetzungen des Abſatzes 2 gegeben, ſo beſtellt der Senat die vorgeſchlagenen 
Bauern zu Anerbenrichtern. Er kann, falls mehr Bauern vorgeſchlagen ſind, als zu beſtellen ſind, unter 
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den Vorgeſchlagenen wählen. Er teilt die Lifte der Beſtellten dem Anerbengericht und dem Landes- 
bauernführer mit. h 

(5) Die Anerbenrichter werden auf die Dauer von drei Jahren, erſtmalig bis zum 31. Dezember 
1938, beſtellt. Der Landesbauernführer macht mindeſtens drei Monate vor Ablauf der Amtszeit dem 
Senat durch die Hand des Vorſitzenden des Anerbengerichts die Vorſchläge für die Neubeſtellung 
der Beiſitzer. Die bisherigen Beiſitzer können wiederbeſtellt werden. 

(6) Reicht die Zahl der Beiſitzer nicht aus, ſo können weitere beſtellt werden. 


9 3 
Einzelvorſchriften über die Anerbenrichter 


(1) Die Anerbenrichter ſollen zu den Sitzungen nach der Reihenfolge einer Liſte herangezogen 
werden, die der Vorſitzende des Anerbengerichts vor Beginn des Geſchäftsjahres aufſtellt. Hierbei kann 
der Vorſitzende beſtimmen, daß einzelne Anerbenrichter nur bei Behinderung eines anderen Anerben⸗ 
richters heranzuziehen ſind. 

(2) Jeder Anerbenrichter wird bei ſeiner erſten Dienſtleiſtung im Anerbengericht auf die Dauer des 
Richteramts vereidigt. Der Vorſitzende des Anerbengerichts richtet an die zu Vereidigenden die Worte: 
„Sie ſchwören bei Gott, dem Allmächtigen und Allwiſſenden, die Pflichten eines Anerbenrichters ge— 
treulich zu erfüllen und Ihre Stimme nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen abzugeben.“ Der Anerben⸗ 
richter leiſtet den Eid, indem er die rechte Hand erhebt und die Worte ſpricht: „Ich ſchwöre es, ſo wahr 
mir Gott helfe.“ 

(3) Iſt ein Anerbenrichter Mitglied einer Religionsgeſellſchaft, für die ein Geſetz den Gebrauch ge- 
wiſſer Beteuerungsformeln an Stelle des Eides geſtattet, ſo wird die Abgabe einer Erklärung unter 
der Beteuerungsformel dieſer Religionsgeſellſchaft der Eidesleiſtung gleichgeachtet. Erklärt der Anerben⸗ 
richter, daß er gegen die Eidesleiſtung in religiöſer Form Bedenken habe, ſo iſt der Eid unter Fort⸗ 
laſſung der religiöſen Beteuerung abzunehmen. 

(4) Die Anerbenrichter üben während der Sitzung des Anerbengerichts das Richteramt in vollem 
Umfang und mit gleichem Stimmrecht wie der Vorſitzende aus. 

(5) Die Vorſchriften der 88 41 bis 48 der Zivilprozeßordnung über die Ausſchließung und Ab⸗ 
lehnung der Gerichtsperſonen gelten hinſichtlich der Anerbenrichter ſinngemäß. Über die Ausſchließung 
oder Ablehnung eines Anerbenrichters entſcheidet der Vorſitzende endgültig. 

(6) Ein zum Anerbenrichter beſtellter Kreis- oder Landesbauernführer iſt kraft Geſetzes von der 
Ausübung des Richteramts ausgeſchloſſen, wenn er das Verfahren durch ſeinen Antrag in Gang ge⸗ 
bracht oder in der Sache Beſchwerde eingelegt hat. 


8 4 
Beſtellung der Erbhofrichter 

(1) Die Erbhofrichter werden von dem Senat beſtellt. 

(2) Der Landesbauernführer ſchlägt der beſtellenden Stelle für das Erbhofgericht die erforderliche 
Zahl von Bauern für die Beſtellung zu Erbhofrichtern vor. Es ſind nur Bauern vorzuſchlagen, die mit 
einem Erbhof im Bezirk des Erbhofgerichts angeſeſſen ſind und bei denen keiner der Hinderungsgründe. 
der 86 31 bis 33 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vorliegt. Sind dieſe Vorausſetzungen erfüllt, ſo 
werden die Vorgeſchlagenen von der im Abſ. 1 bezeichneten Stelle beſtellt. 

(3) Im übrigen finden die Vorſchriften des $ 2 Abſ. 4 bis 6, 8 3 entſprechende Anwendung. 


8 5 
Vertretung des Vorſitzenden des Anerbengerichts oder des Erbhofgerichts 

(1) Der Vorſitzende des Anerbengerichts oder des Erbhofgerichts wird durch ſeinen ſtändigen Stell- 
vertreter (88 41, 43 der Verordnung) und, wenn auch dieſer verhindert iſt, durch denjenigen vertreten, der 
den Vorſitzenden allgemein im Richteramt vertritt. Iſt hiernach eine Vertretung nicht möglich, Io be— 
ſtimmt die für die Geſchäftsverteilung zuſtändige Stelle den Vertreter. 

(2) Hört der Vorſitzende oder der ſtändige Stellvertreter auf, Richter an dem Ort zu ſein, an dem 
er tätig war, als er zum Vorſitzenden oder Vertreter ernannt wurde, ſo endet damit zugleich auch ſein 
Amt beim Anerbengericht oder Erbhofgericht. 

§ 6 (fällt fort) 


$ 7 (fällt fort) 
$ 8 (fällt fort) 
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8 9 
Geſchäftsſtelle 

Bei den Anerbengerichten und dem Erbhofgericht wird eine Geſchäftsſtelle eingerichtet. 

(2) Auf die Ausſchließung des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle finden die Vorſchriften der 55 6, 
7 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entſprechende Anwendung. 

(3) Zu Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle bei den Anerbengerichten ſoll der mit der Dienſtaufſicht 
betraute Amtsrichter tunlichſt diejenigen Beamten beſtimmen, denen auch die Bearbeitung der Grund— 
buchſachen obliegt. 

(4) Die Obliegenheiten der Geſchäftsſtelle bei den Anerbengerichten und dem Erbhofgericht werden 
durch die Geſchäftsordnung und durch weitere Verwaltungsvorſchriften geregelt. 


§ 10 
Nichtöffentlichkeit der Verhandlung. Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit 

(1) Die Verhandlungen vor den Anerbenbehörden ſind nicht öffentlich. Dem Kreis- und Landes— 
bauernführer oder ſeinem Beauftragten iſt die Anweſenheit bei der mündlichen Verhandlung geſtattet. 
Der Vorſitzende kann Perſonen, die ein berechtigtes Intereſſe nachweiſen, die Anweſenheit geſtatten. 

(2) Die Mitglieder der Anerbenbehörden ſind zur Amtsverſchwiegenheit verpflichtet. Dasſelbe gilt 
für den Kreis- und Landesbauernführer hinſichtlich der Sachen, mit denen er auf Grund der Erbhof- 
verordnung oder ſeiner Durchführungsvorſchriften befaßt iſt. 


2. Abſchnitt 
Allgemeine Vorſchriften über das Verfahren der Anerbenbehörden 
1. Unterabſchnitt 
Vorſchriften für alle Anerbenbehörden 
S 11 
Grundſatz 
Soweit nicht in der Erbhofverordnung oder in den zu ſeiner Durchführung ergangenen Vor— 
ſchriften etwas anderes beſtimmt iſt, finden auf das Verfahren vor den Anerbenbehörden die Vor— 
ſchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſinngemäß An— 
wendung. 9 12 


Amtsbetrieb. Rechtliches Gehör. Einſtweilige Anordnungen 

(1) Das Gericht hat von Amts wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Ermitt— 
lungen anzuſtellen und die erforderlich erſcheinenden Beweiſe aufzunehmen. 

(2) Eine Entſcheidung ſoll nur ergehen, nachdem den Beteiligten zuvor Gelegenheit zur Außerung 
gegeben iſt. Wer im Sinne dieſer Vorſchrift als Beteiligter anzuſehen iſt, entſcheidet das Gericht nach 
freiem Ermeſſen. 

(3) Das Gericht kann, ſoweit es ihm nach den Umſtänden geboten erſcheint, auf Antrag oder 
von Amts wegen ſichernde Maßnahmen oder einſtweilige Anordnungen treffen. Die Anordnungen 
können nur zuſammen mit der Hauptentſcheidung angefochten werden. Auf die Vollſtreckung dieſer 
Anordnungen finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Zwangsvollſtreckung entſpre— 
chende Anwendung. 

§ 13 
Mündliche Ver handlung 

(1) Die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung ſteht im Ermeſſen des Gerichts. 

(2) Das Gericht kann einem Beteiligten, der die mündliche Verhandlung beantragt, aufgeben, 
den übrigen Beteiligten die Koſten vorzuſchießen oder zu erſtatten, die ihnen durch die perſönliche 
Wahrnehmung des Termins oder die Beſtellung eines Bevollmächtigten erwachſen. 

(3) Für die mündliche Verhandlung gelten die Vorſchriften des 6 136 der Zivilprozeßordnung 
entſprechend. Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle nimmt über die Verhandlung eine Niederſchrift 
auf, die von ihm und dem Vorſitzenden zu unterſchreiben iſt. Die Niederſchrift ſoll Ort und Tag der 
Verhandlung, die Bezeichnung der mitwirkenden Gerichtsperſonen und der Beteiligten ſowie das Er- 
gebnis der Verhandlung enthalten. 

8 14 
Vertretung vor den Anerbenbehörden 

(1) Die Beteiligten können vor den Anerbenbehörden mit Beiſtänden erſcheinen. Sie können ſich, 
ſoweit nicht das perſönliche Erſcheinen angeordnet wird, auch durch Bevollmächtigte vertreten laſſen. 
Das Gericht kann die Vorlage einer öffentlich beglaubigten Vollmacht verlangen. 
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(2) Perſonen, die, ohne Rechtsanwalt zu fein, das Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig be— 
treiben, ſind vor den Anerbenbehörden als Beiſtände oder Prozeßbevollmächtigte ausgeſchloſſen. Wer— 
den von dieſen Perſonen ſchriftliche Eingaben eingereicht, ſo ſoll der Vorſitzende oder das Gericht ſie 
zurückweiſen; das gleiche gilt für Eingaben, die von einem anderen eingereicht, aber von dieſen Perſonen 
angefertigt find. Im übrigen finden die Vorſchriften des $ 157 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung entſprechende Anwendung. 

(3) Zur Vertretung vor den Anerbenbehörden iſt jeder bei einem Danziger Gericht zugelaſſene 
Rechtsanwalt berechtigt. 

§ 15 
Güteverſuch. Vergleich 
8 (1) Im Verfahren über die Anſprüche der Verſorgungsberechtigten (6 32 der Erbhofverordnung, 
§ 36 der Erbhofrechtsverordnung) ſowie über die Verteilung von Verbindlichkeiten (SS 22, 36 der 
Erbhofverordnung) ſoll in allen geeigneten Fällen zunächſt der Verſuch einer gütlichen Einigung ge— 
macht werden. | 

(2) Kommt ein Vergleich zuſtande, jo iſt er in der Niederſchrift feſtzuſtellen. Die Niederſchrift iſt, 
ſoweit ſie einen Vergleich enthält, den Beteiligten vorzuleſen oder zur Durchſicht vorzulegen. In der 
Niederſchrift iſt zu bemerken, daß dies geſchehen und die Genehmigung erteilt iſt. 

(3) Aus dem Vergleich findet die Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften der Zivilprozeß 
ordnung ſtatt. 

S 16 
Vorbereitung der Entſcheidung 

(1) Der Vorſitzende oder ein von ihm zu beſtimmendes Mitglied des Gerichts hat ſchon vor der 
mündlichen Verhandlung oder der Sitzung alle Anordnungen zu treffen, die angebracht erſcheinen, da⸗ 
mit die Sache tunlichſt in einer Sitzung erledigt wird; § 272 b der Zivilprozeßordnung gilt ſinngemäß. 

(2) Der Vorſitzende kann insbeſondere auch, wenn die Eignung eines Hofes zum Erbhof in Frage 
ſteht (66 2, 3 der Erbhofverordnung), einem bäuerlichen Beiſitzer des Gerichts aufgeben, den Hof Dor: 
her zu beſichtigen. 

§ 17 
Beweisaufnahme 

(1) über Art und Umfang der Beweisaufnahme entſcheidet das Gericht nach freiem Ermeſſen. 

(2) Das Gericht kann eines ſeines Mitglieder mit der Beweisaufnahme oder mit örtlichen Er— 
mittlungen oder mit Verhandlungen mit den Beteiligten beauftragen. Die Vorſchriften der Zivilprozeß 
ordnung über das Verfahren vor einem beauftragten Richter, einſchließlich des $ 576 der Zivilprozeß— 
ordnung, gelten ſinngemäß. Zur Abnahme von Eiden ſind die bäuerlichen Beiſitzer des Gerichts auch 
dann nicht befugt, wenn ſie mit der Durchführung einer Beweisaufnahme beauftragt ſind. 


S 18 
Amtshilfe 

(1) Die Anerbenbehörden, für die Zwecke der Durchführung des § 5 der Erbhofverordnung und 
der S$ 10, 54 der Erbhofrechtsverordnung auch der Senat, können andere Gerichte und Behörden um 
Amtshilfe erſuchen. Sie können insbeſondere die Gemeinde- oder Polizeibehörden erſuchen, die für die 
Eignung eines Hofes zum Erbhof weſentlichen Tatſachen (55 2, 3 der Erbhofverordnung, $ 1 der Erb— 
hofrechtsverorrdnung) feſtzuſtellen. Sie können auch die Gemeinde- oder Polizeibehörden ſowie den 
Kreis- oder Landesbauernführer um eine gutachtliche Außerung erſuchen. 

(2) Die im Abſ. 1 bezeichnete erſuchende Behörde kann auch den Vorſitzenden eines Anerben— 
gerichts um die Aufnahme von Beweiſen erſuchen. Bei der Einnahme des Augenſcheins durch das erſuchte 
Anerbengericht kann ein Bauer, der Beiſitzer des Anerbengerichts iſt, als ſachkundiger Beiſitzer zuge— 
zogen werden. 

S 19 
Vorentſcheidung des Vorſitzenden 

(1) In Fällen, in denen das Anerbengericht endgültig entſcheidet oder in denen eine Beſchwerde 
als unzuläſſig verworfen wird, ſowie in den Fällen des § 22 Abſ. 4, 5 der Erbhofverordnung kann 
der Entſcheidung des Gerichts eine Vorentſcheidung durch den Vorſitzenden vorangehen. 

(2) Die Vorentſcheidung wird endgültig, wenn nicht binnen zwei Wochen ſeit ihrer Zuſtellung 
Einſpruch eingelegt wird. Hierauf iſt bei der Zuſtellung hinzuweiſen. 
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6 20 
Einſpruch 
(1) Der Einſpruch iſt bei dem Gericht, deſſen Vorſitzender die Vorentſcheidung erlaſſen hat, einzu⸗ 
legen, und zwar ſchriftlich oder zur Niederſchrift des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle. 

(2) Der Einſpruch kann auf neue Tatſachen oder Beweiſe geſtützt werden. 

(3) Der Vorſitzende gewährt einem Einſpruchsberechtigten, der ohne ſein Verſchulden verhindert 
war, die Einſpruchsfriſt einzuhalten, auf Antrag die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, wenn der 
Einſpruchsberechtigte binnen zwei Wochen nach Beſeitigung des Hinderniſſes den Einſpruch einlegt und 
die Tatſachen, welche die Wiedereinſetzung begründen, glaubhaft macht. 

(4) Die vorſtehenden Abſätze gelten auch für den Einſpruch, der im Verfahren zur Anlegung oder 
Ergänzung der Erbhöferolle eingelegt wird (88 40, 46, 47 dieſer Verordnung). 


8 21 
Entſcheidung 

(1) Das Gericht entſcheidet durch begründeten Beſchluß. 

(2) Der Beſchluß enthält die Bezeichnung des Gerichts und der Sache, die Namen der bei der 
Entſcheidung beteiligten Gerichtsmitglieder und den Tag der Entſcheidung. 

(3) Der mit Gründen verſehene Beſchluß wird beim Anerbengericht vom Vorſitzenden, beim Erb— 
hofgericht von dem Vorſitzenden und den beamteten Mitgliedern unterzeichnet. Wenn der Be— 
ſchluß nach Vorentſcheidung des Vorſitzenden ergeht, wird die Formel des Beſchluſſes beim Anerben— 
gericht auch von den Anerbenrichtern mitunterſchrieben. 

(4) Ergeht die Entſcheidung im Anſchluß an eine mündliche Verhandlung, ſo iſt ſie, wenn die 
Beteiligten anweſend ſind, durch den Vorſitzenden zu verkünden. Die Verkündung beſteht in der Ver⸗ 
leſung der Beſchlußformel. Der Vorſitzende kann auch die Entſcheidungsgründe verleſen oder deren 
weſentlichen Inhalt mitteilen. 

(5) Die Entſcheidung iſt den Beteiligten von Amts wegen zuzuſtellen. 


2. Unter abſchnitt 
Verfahren vor dem Erbhofgericht 
5 22 
Allgemeines 

In Ergänzung der 88 11 bis 21 gelten für das Verfahren vor dem Erbhofgericht die folgenden 
beſonderen Vorſchriften. 

8 23 
Schriftliche Vorbereitung. Vertretung durch Rechtsanwälte 
Beiordnung eines Beiſtandes 

(1) Das Gericht kann die ſchriftliche Vorbereitung der Sache anordnen. In einem ſolchen Falle 
finden die Së 130 bis 134 der Zivilprozeßordnung ſinngemäß Anwendung. 

(2) Das Gericht kann auch anordnen, daß ſich ein Beteiligter durch einen Rechtsanwalt vertreten 
läßt. In dieſem Falle finden hinſichtlich dieſes Beteiligten auf das weitere Verfahren die für den 
Anwaltsprozeß geltenden Vorſchriften des § 78, $ 115 Abſ. 1 Nr. 3 und Abf. 2, § 129, 8 135 
Abſ. 1, 2 der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 

(3) Das Gericht kann einem armen Beteiligten in entſprechender Anwendung des $ 116 der Zivil— 
prozeßordnung einen nicht als Richter angeſtellten Juſtizbeamten oder einen Rechtskundigen, der die 
vorgeſchriebene erſte Prüfung für den Juſtizdienſt beſtanden hat, beiordnen. 

§ 24 (fällt fort) 
§ 25 (fällt fort) 
§ 26 (fällt fort) 


3. Abſchnitt 

Erbhöferrolle. Erbhofbuch 

1. Unter abſchnitt 

Allgemeine Beſtimmungen über die Er bhöferolle 
8 27 
Eintragungen 

(1) In der Erbhöferrolle find die zum Erbhof gehörigen Grundſtücke aufzuführen. Bei jedem 
Grundſtück iſt die Wirtſchaftsart (3. B. Acker, Wieſe), die Größe und das Grundbuchblatt, auf dem 
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es eingetragen ift, anzugeben. Dies gilt auch für diejenigen Grundftüde, welche der Bauer nach der Ein- 
tragung des Hofes zum Hof hinzuerwirbt. 

(2) Für die Erbhöferolle ſoll ein Vordruck nach anliegendem Muſter (Anlage 1) verwendet werden. 

S 28 . 
Löſchungen 

(1) Verliert der Erbhof die Erbhofeigenſchaft, jo iſt der Hof in der Rolle zu löſchen (8 47 Abſ. 3 
dieſer Verordnung). 

(2) Werden einzelne Grundſtücke vom Erbhof abgetrennt, ſo werden dieſe Grundſtücke in der 
Rolle gelöſcht. 

(3) Stellt ſich nachträglich heraus, daß der Eigentümer bei der Eintragung des Hofes nicht Dan— 
ziger Staatsangehöriger war, und daß der Hof infolgedeſſen nicht Erbhof geworden iſt, ſo iſt dem 
Eigentümer eine angemeſſene Friſt zu ſetzen, innerhalb deren er den Erwerb der Danziger Staats⸗ 
angehörigkeit oder die Befreiung gemäß $ 5 der Erbhofrechtsverordnung nachzuweiſen hat. Bei frucht⸗ 
loſem Ablauf der Friſt iſt die Eintragung zu löſchen. 

S 29 
Form der Eintragungen und Löſchungen 

Die Eintragungen und Löſchungen in der Rolle werden vom Vorſitzenden des Anerbengerichts unter 
Angabe des Wortlauts verfügt, vom Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle ausgeführt und von beiden 
gemeinſchaftlich unter Angabe des Unterzeichnungstages unterſchrieben. 

8 30 
5 Benachrichtigung des Bauern 

Von allen Eintragungen und Löſchungen in der Rolle iſt der Bauer zu benachrichtigen. Im 
Falle der Eintragung eines Erbhofs iſt der Nachricht eine beglaubigte Abſchrift des die Eintragung 
enthaltenden Blatts der Erbhöferolle beizufügen. 

S 91 
Außere Einrichtung der Erbhöferolle 

(1) Die Erbhöferolle iſt in der Form des gebundenen Buchs anzulegen. 

(2) Für jede Gemeinde iſt mindeſtens ein Band anzulegen. Von der Anlegung eines beſonderen 
Dë für die Gemeinde ſoll nur abgeſehen werden, wenn die Zahl ihrer Erbhöfe geringer iſt 
als zehn. 

8 32 
Bedeutung der Eintragung in der Erbhöferolle 

(1) Die Eintragung eines Grundſtücks in die Erbhöferolle begründet die Vermutung, daß das 
Grundſtück Erbhofeigenſchaft beſitzt. 

(2) Sobald die Erbhöferolle als angelegt anzuſehen iſt, wird vermutet, daß Grundſtücke, die 
nicht in die Erbhöferolle eingetragen ſind, die Erbhofeigenſchaft nicht beſitzen. 

(3) Der Zeitpunkt, in dem die Erbhöferolle als angelegt anzuſehen it, wird vom Senat im Geſetz— 
blatt bekanntgegeben. 

(4) Bei Anwendung des Abſatzes 1 macht es keinen Unterſchied, ob die Erbhofeigenſchaft aus 
Anlaß der Anlegung oder Ergänzung der Erbhöferolle oder aus Anlaß eines gemäß $ 10 der Erb- 
hofverordnung geſtellten Antrags geprüft worden iſt. 

8 33 
Einſicht in die Erbhöferolle 
Die Einſicht in die Erbhöferolle iſt jedem geſtattet, der ein berechtigtes Intereſſe darlegt. 


2. Unterabſchnitt 
Anlegung der Erbhöferolle 
8 34 
Gemeinde verzeichnis der Höfe bis zu einer Größe von 125 Hektar 
(Verzeichnis A) 

(1) Die Gemeindevorſteher ſtellen ein Verzeichnis der in ihrem Bezirk gelegenen Beſitzungen 
auf, die durch Land- oder Forſtwirtſchaft oder durch Gemüfe- oder Obſtbau genutzt werden und 
deren Umfang mindeſtens 7% Hektar, aber nicht mehr als 125 Hektar beträgt. Beſitzungen unter 
7% Hektar find nur aufzunehmen, wenn ſie eine Ackernahrung im Sinne der 66 2, 6 der Erbhof⸗ 


verordnung darſtellen. 
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In dem Verzeichnis it bei jeder Beſitzung anzugeben 

. Zus und Vorname des Eigentümers, 

. gegebenenfalls der gebräuchliche Hofname und die Nummer der Häuſerliſte, 

. die Art der Beſitzung (3. B. Vollhof, Halbhof, Kätnerſtelle), 

. die Größe der Beſitzung in Hektar, 

nach Möglichkeit das Grundbuchblatt, auf dem die Hofſtelle ſowie die übrigen zum Hof gehö— 
renden Grundſtücke eingetragen ſind. Bei den Grundſtücken it auch die Wirtſchaftsart (3. B. 
Acker, Wieſe) ſowie die Größe in Hektar anzugeben. 

(3) Der Gemeindevorſteher bemerkt bei jeder Beſitzung, ob ſie als Erbhof im Sinne der 
SS 1 bis 4, 6, 11 bis 17 der Erbhofverordnung oder der ſonſtigen Vorſchriften anzuſehen iſt. Die 
Stellungnahme iſt nötigenfalls kurz zu begründen. Beſtehen Zweifel, ob der Eigentümer Danziger 
Staatsangehöriger iſt, ſo iſt dies beſonders zu vermerken. 

(4) Für das Gemeindeverzeichnis ſoll ein Vordruck verwendet werden, der dem anliegenden Muſter 
entſpricht (Anlage 2). Der Vordruck beſteht aus einem Umſchlag bogen und Einlageblättern, die mit 
fortlaufenden Blattzahlen zu verſehen ſind. Es empfiehlt ſich, für jeden Hof ein beſonderes Einlage— 
blatt zu verwenden. Auf dem Umſchlagbogen iſt die Zahl der Einlageblätter anzugeben. 

(5) Der Gemeindevorſteher beſcheinigt die Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes. 

(6) Der Gemeindevorſteher überſendet das Verzeichnis A ſpäteſtens bis zum 1. November 1935 
dem Landrat. 

(7) Der Landrat nimmt zu den einzelnen Nummern des Verzeichniſſes A gutachtlich Stellung und 
überſendet die Verzeichniſſe ſämtlicher Gemeinden ſpäteſtens bis zum 1. Dezember 1935 dem Anerben— 
gericht. 
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S 35 
Gerichtliches Verzeichnis 

(1) Der Vorſitzende des Anerbengerichts ſtellt unter Zugrundelegung der Verzeichniſſe A die 
gerichtlichen Verzeichniſſe der Erbhöfe für den Bezirk des Anerbengerichts auf. 

(2) Er hat hierbei auf Grund des beim Grundbuchamt geführten Eigentümerverzeichniſſes die 
Vollſtändigkeit der Verzeichniſſe A nachzuprüfen und dafür zu ſorgen, daß ſämtliche zu den einzelnen 
Beſitzungen gehörenden Grundſtücke unter Angabe des Grundbuchblatts im gerichtlichen Verzeichnis 
bei der betreffenden Beſitzung vermerkt werden. Nötigenfalls kann er weitere Ermittlungen anſtellen. 

(3) Für das gerichtliche Verzeichnis ſoll ein amtlicher Vordruck nach anliegendem Muſter (An— 
lage J) verwendet werden. Der Vordruck beſteht aus einem Umſchlagbogen und Einlageblättern, 
die mit Blattzahlen zu verſehen ſind. 

§ 36 
Zuſtellung eines Auszugs aus dem gerichtlichen Verzeichnis an den Eigentümer 

Der Vorſitzende des Anerbengerichts ſoll jedem in das gerichtliche Verzeichnis aufgenommenen Ei- 
gentümer einen Auszug aus dem Verzeichnis zuſtellen und den Eigentümer hierbei auffordern, wenn 
ſein Hof zu Unrecht in das Verzeichnis aufgenommen ſei oder wenn die zum Hof gehörigen Grund— 
ſtücke nicht richtig, insbeſondere nicht vollſtändig angegeben ſeien, dies binnen einem Monat nach der 
Zuſtellung durch Einſpruch beim Anerbengericht geltend zu machen. 


8 37 
Aushang des gerichtlichen Verzeichniſſes an der Gerichtstafel 
(1) Das gerichtliche Verzeichnis iſt einen Monat lang durch Aushang an der Gerichtstafel öffent— 
lich bekanntzumachen. 
(2) Das Verzeichnis iſt am Schluß mit dem Hinweis zu verſehen, daß jeder Eigentümer, deſſen 
Hof in das Verzeichnis zu Unrecht nicht eingetragen iſt, binnen zwei Wochen nach Beendigung des Aus— 
hangs an der Gerichtstafel beim Anerbengericht Einſpruch erheben kann. 


8 38 

Auslegung des gerichtlichen Verzeichniſſes beim Gemeindevorſteher 

(1) Der Vorſitzende des Anerbengerichts läßt jedem Gemeindevorſteher eine Abſchrift des ſeine 
Gemeinde betreffenden gerichtlichen Verzeichniſſes einſchließlich des im § 37 Abſ. 2 vorgeſehenen 
Hinweiſes zuſtellen mit der Aufforderung, die Abſchrift zu jedermanns Einſicht auszulegen. 

(2) Der Gemeindevorſteher hat den Eingang des gerichtlichen Verzeichniſſes zweimal in der Ge— 
meinde in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen und hierbei auf die im § 37 Abi. 2 bezeichnete Ein- 
ſpruchsfriſt hinzuweiſen. 
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S 39 
Mitteilung des gerichtlichen Verzeichniſſes an den Kreisbauernführer 
Der Vorſitzende des Anerbengerichts läßt dem Kreisbauernführer eine Abſchrift des ſeinen Bezirk 
betreffenden gerichtlichen Verzeichniſſes zuſtellen mit der Aufforderung, das Verzeichnis auch ſeinerſeits 
nachzuprüfen und gegen etwaige Unrichtigkeiten (Eintragung oder Nichteintragung eines Hofes oder 
einzelner Grundſtücke) binnen einem Monat nach Zuſtellung beim Anerbengericht Einſpruch einzulegen. 


8 40 
Entſcheidung über den Einſpruch. Eintragung in die Erbhöferolle 

(1) Über den Einſpruch (58 36, 37, 39) entſcheidet das Anerbengericht. In der Formel des Beſchluſſes, 
durch den über den Einſpruch ſachlich entſchieden wird, iſt zum Ausdruck zu bringen, ob das Grundſtück 
Erbhof iſt oder nicht. 

(2) Die Entſcheidung wird dem Eigentümer und dem Kreisbauernführer zugeſtellt. 

(3) Die Höfe, gegen deren Eintragung kein Einſpruch eingelegt iſt, oder bei denen der Einſpruch 
rechtskräftig abgewieſen iſt, werden in die Erbhöferolle eingetragen. 


8 41 
Eintragung der durch die Erbhofrechtsverordnung geſchaffenen Ehegatten 
erbhöfe in die Erbhöferolle 
(1) Alsbald nach dem Inkrafttreten der Erbhofrechtsverordnung ſtellen die Gemeindevorſteher ein 
Verzeichnis der in ihrem Bezirk gelegenen Beſitzungen auf, die durch Land- oder Forſtwirtſchaft oder 
durch Gemüfe- oder Obſtbau genutzt werden, deren Umfang mindeſtens 7½ Hektar, aber nicht mehr 
als 125 Hektar beträgt und die im Eigentum von Ehegatten ſtehen. 

(2) Dieſes Ergänzungsverzeichnis zur Erfaſſung der durch 8 17 Abi. 2, § 18 Abſ. 2 der Erb⸗ 
hofrechtsverordnung geſchaffenen Ehegattenerbhöfe enthält nur Beſitzungen, bei denen folgende Eigen⸗ 
tumsverhältniſſe gegeben ſind: 

1. Geſamthandeigentum oder ſonſtiges gemeinſchaftliches Eigentum von Ehegatten oder 

2. teils Alleineigentum des Mannes und teils Alleineigentum der Frau oder 

3. teils gemeinſchaftliches Eigentum von Ehegatten und teils Alleineigentum eines oder jedes der 
Ehegatten. 

(3) Beſitzungen unter 7½ Hektar find nur aufzunehmen, wenn fie eine Ackernahrung im Sinne der 
SS 2, 6 der Erbhofverordnung darſtellen. Beſitzungen, die bereits in das bei Beginn der Anlegung 
der Erbhöferolle aufgeſtellte Gemeindeverzeichnis aufgenommen ſind, werden in das Ergänzungsverzeichnis 
der Abſätze 1, 2 nicht aufgenommen. 

(4) Der Gemeindevorſteher überſendet das Ergänzungsverzeichnis ſpäteſtens bis zum 1. Juli 1937 
dem Landrat. Der Landrat nimmt zu den einzelnen Nummern des Verzeichniſſes gutachtlich Stellung 
und überſendet die Verzeichniſſe ſämtlicher Gemeinden ſpäteſtens bis zum 1. Oktober 1937 dem An⸗ 
erbengericht. 

(5) Die Vorſchriften des § 34 Abſ. 2 bis 5 dieſer Verordnung finden entſprechende Anwendung. 

(6) Der Vorſitzende des Anerbengerichts ſtellt unter Zugrundelegung der Gemeindeverzeichniſſe, 
die ihm gemäß 8 34 dieſer Verordnung und gemäß den Vorſchriften der vorſtehenden Abſätze 1 bis 5 
eingereicht ſind, ein gerichtliches Ergänzungsverzeichnis der Beſitzungen auf, die auf Grund des $ 17 
Abſ. 2, § 18 Abſ. 2 der Erbhofrechtsverordnung Erbhof geworden find. Die Vorſchriften der vor⸗ 


ſtehenden SS 35 bis 40 finden entſprechende Anwendung. 
(7) Der Senat kann Abweichungen von den Vorſchriften der vorſtehenden Abſätze 1 bis 6 zulaffen. 


8 42 
Liſte der Beſitzungen aus den Gemeindeverzeichniſſen, die nicht in die 
Erbhöferolle aufgenommen werden 
(1) Will der Vorſitzende des Anerbengerichts eine im Gemeindeverzeichnis (SS 34, 41) ſtehende 
Beſitzung nicht in das gerichtliche Verzeichnis aufnehmen, ſo hat er die Gründe hierfür zu den Akten 


zu vermerken. - 2. 
(2) Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle führt eine Liſte (Anlage 4), in welche die im Abf. 1 be⸗ 


zeichneten Fälle aufzunehmen ſind. 

(3) In Fällen, in denen eine Beſitzung zur Eintragung als Erbhof ſachlich geeignet iſt, aber zur 
Zeit nicht eingetragen werden kann aus Gründen, die in der Perſon des Eigentümers liegen (88 12 bis 15, 
17 der Erbhofverordnung), hat der Vorſitzende des Anerbengerichts durch entſprechende Wiedervorlage— 
verfügung dafür zu ſorgen, daß die Eintragung erfolgt, ſobald der Hinderungsgrund weggefallen iſt. 
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3. Unterabſchnitt 
Beſitzungen von mehr als 125 Hektar 
5 43 

Statiſtiſches Verzeichnis der Beſitzungen über 125 Hektar (Verzeichnis B) 

(1) Die Gemeindevorſteher ſtellen ein Verzeichnis der in ihrem Bezirk gelegenen Beſitzungen auf, 
die durch Land- oder Forſtwirtſchaft oder durch Gemüſe⸗ oder Obſtbau genutzt werden und größer 
ſind als 125 Hektar (Verzeichnis B). 

(2) Für das Verzeichnis ſoll ein amtlicher Vordruck nach anliegendem Muſter (Anlage 5) ver- 
wendet werden. Die Vorſchriften des § 34 Abſ. 2 finden entſprechende Anwendung. 

(3) Der Gemeindevorſteher ſoll in dem Verzeichnis die Beſitzungen ſo anordnen, daß zuerſt die im 
Alleineigentum einer natürlichen Perſon ſtehenden Beſitzungen aufgeführt werden und erſt danach die Be⸗ 
ſitzungen, die im Eigentum mehrerer Perſonen oder einer juriſtiſchen Perſon ſtehen. 

(4) Der Gemeindevorſteher reicht das Verzeichnis ſpäteſtens bis zum 1. November 1935 dem 
Landrat ein. Dieſer überſendet das Verzeichnis nach Prüfung der Vollſtändigkeit alsbald durch die 
Hand des Kreisbauernführers an den Landesbauernführer. 

(5) Der Landesbauernführer überſendet die Verzeichniſſe, nach Kreisbauernſchaften geordnet, als⸗ 
bald dem Senat. 

8 44 
Antrag auf Zulaſſung einer Beſitzung von mehr als 125 Hektar 

(1) Grundbeſitz von mehr als 125 Hektar kann im allgemeinen nur auf Antrag des Eigentümers 
gemäß $ 5 der Erbhofverordnung als Erbhof zugelaſſen werden. 

(2) Der Eigentümer reicht den mit einer Begründung verſehenen Antrag beim Anerbengericht 
ein. Für den Antrag iſt ein Formblatt nach anliegendem Muſter (Anlage 6) zu verwenden, das beim 
Anerbengericht angefordert werden kann. Der Eigentümer verſichert die Richtigkeit ſeiner Angaben an 
Eides Statt. f | | 

(3) Das Anerbengericht prüft, ob, abgeſehen von SS 3, 5 der Erbhofverordnung, die Vor— 
ſetzungen für die Zulaſſung gegeben ſind. Iſt dies offenbar nicht der Fall, ſo lehnt das Anerbengericht 
durch begründeten Beſchluß die Weiterleitung des Antrags ab. 

(4) Andernfalls überſendet das Anerbengericht den Antrag mit ſeiner gutachtlichen Stellungnahme 
dem Kreisbauernführer. Dieſer reicht den Antrag mit ſeiner Stellungnahme an den Landesbauernführer 
weiter. Dieſer nimmt gleichfalls Stellung und legt den Antrag dem Senat vor. 


8 45 
Entſcheidung des Senats über den Antrag aus 8 44 

(J) Die Entſcheidung, durch welche der Senat auf Grund des § 5 der Erbhofverordnung eine 
Ausnahme von den Erforderniſſen des 8 3 der Erbhofverordnung zuläßt, wird dem Eigentümer zuge⸗ 
ſtellt und dem Anerbengericht zugefertigt. Die Entſcheidung wird mit der Zuſtellung an den Eigen— 
tümer, oder, falls die Entſcheidung dem Anerbengericht eher zugeht, mit dem Zeitpunkt des Eingangs 
beim Anerbengericht wirkſam. 

(2) Das Anerbengericht trägt, falls die ſonſtigen Vorausſetzungen für die Entſtehung der Erbhof— 
eigenſchaft gegeben ſind, den Hof in die Erbhöferolle ein. Es benachrichtigt hiervon den Eigentümer und 
überſendet ihm eine Abſchrift der Eintragung. 


4. Unterabſchnitt 
Ergänzende Vorſchriften über die Erbhöferolle 
6 46 
Regelmäßige Nachprüfung der Erbhöferolle 

(1) Im Jahre 1940 und danach im Zeitraum von regelmäßig zehn Jahren hat der Vorſitzende 
des Anerbengerichts dem Landrat ein Verzeichnis der eingetragenen Erbhöfe zu überſenden. 

(2) Der Landrat prüft, ob die Eintragung in die Erbhöferolle noch zu Recht beſteht und ob im 
Bezirk noch andere Beſitzungen vorhanden ſind, die als Erbhöfe anzuſehen, aber noch nicht eingetragen 
ſind. 

(3) Der Landrat teilt das Ergebnis der Prüfung dem Anerbengericht mit. Der Vorſitzende des 
Anerbengerichts entſcheidet nach Anhörung des Eigentümers und nötigenfalls nach Anſtellung wei- 
terer Ermittlungen über die Berichtigung der Erbhöferolle. Die Entſcheidung iſt dem Eigentümer und 
dem Kreisbauernführer zuzuſtellen. Dieſen ſteht binnen einem Monat nach Zuſtellung der Einſpruch bei 
dem Anerbengericht zu. 
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5 47 
Ergänzung der Erbhöferolle 

(1) Der Vorſitzende des Anerbengerichts hat auch in der Zeit zwiſchen den im $ 46 vorgejehenen 
regelmäßigen Nachprüfungen dafür zu ſorgen, daß die Erbhöferolle auf dem laufenden bleibt, und daß 
alle zur Eintragung geeigneten Höfe und zugehörigen Grundſtücke in die Rolle eingetragen werden. 

(2) Wird die Eintragung in die Rolle außerhalb des Anlegungsverfahrens angeordnet, ſo iſt der 
die Eintragung anordnende Beſchluß des Vorſitzenden des Anerbengerichts dem Eigentümer und dem 
Kreisbauernführer zuzuſtellen mit der Aufforderung, binnen einer Friſt von einem Monat Einſpruch ein⸗ 
zulegen, falls die Eintragung in die Rolle zu Unrecht erfolge oder die zum Hof gehörenden Grundſtücke 
nicht richtig, insbeſondere nicht vollſtändig angegeben ſeien. 

(3) Die Vorſchriften des vorſtehenden Abſatzes 2 ſind entſprechend anzuwenden, wenn ein Grund⸗ 
ſtüd in der Erbhöferolle gelöſcht werden ſoll (5 28), es ſei denn, daß das Fehlen oder der Verluſt der 
Erbhofeigenſchaft des Grundſtücks oder das Ausſcheiden des Grundſtücks aus dem Erbhof offenkundig iſt 
oder ſonſt unzweifelhaft feſtſteht. 

8 48 
Beſchaffung der Vordrucke 

Die im $ 27 Abſ. 2, 8 34 Abſ. 4, $ 35 Abſ. 3, $ 41 Abſ. 5, 6, $ 42 Abſ. 2, § 43 Abſ. 2. 
§ 44 Abſ. 2 vorgeſehenen Vordrucke werden den Gemeindebehörden und Anerbengerichten durch den 
Senat zur Verfügung geſtellt. 

5. Unterabſchnitt 
Erbhofbuch 
S 49 
Erbhofbuch 

(1) Das Anerbengericht ſtellt dem Bauern auf Antrag ein amtliches Erbhofbuch aus. Das Buch 
enthält namentlich eine beglaubigte Abſchrift der auf den Hof bezüglichen Eintragungen in der Erbhöfe⸗ 
rolle ſowie der Erbſcheine, aus denen ſich die Erbfolge in den Hof ergibt. Das Erbhofbuch kann nur 
durch das Anerbengericht bezogen werden. 

(2) Die Herſtellung und der Vertrieb von nichtamtlichen Büchern gleicher oder ähnlicher Zweck⸗ 
beſtimmung iſt unzuläſſig. 

(3) Die näheren Beſtimmungen über die Führung der Erbhofbücher erläßt der Senat. 


4. Abſchnitt 
Verfahren des Grundbuchamts 
5 50 
Grundbuchvermerk 
(1) Gleichzeitig mit der Eintragung des Erbhofs überſendet der Vorſitzende des Anerbengerichts 
dem Grundbuchamt eine Abſchrift des auf den Erbhof bezüglichen Blattes der Erbhöferolle mit dem Er⸗ 
ſuchen, im Grundbuch bei den Grundſtücken den Erbhofvermerk einzutragen. 
(2) Der Erbhofvermerk wird in der Aufſchrift des Grundbuchs eingetragen und lautet: 
„Erbhof. 
Eingetragen in der Erbhöferolle von ..... .. Bl. u zit 
(3) Der Vorſitzende des Anerbengerichts benachrichtigt das δισ auch von den weiteren 
Eintragungen (Hinzuerwerb eines Grundſtücks, Löſchung eines Grundſtücks, Löſchung des Erbhofs) mit 
dem Erſuchen, bei den Grundſtücken den Erbhofvermerk einzutragen oder zu löſchen. 
(4) Die Abſchrift des auf den Erbhof bezüglichen Blattes der Erbhöferolle wird bei den Grund⸗ 
akten der Hofſtelle aufbewahrt. Sie ſoll vom Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle des Grundbuchamts 


auf dem laufenden gehalten werden. 

(5) Nicht zum Erbhof gehörende Grundſtücke ſind nicht auf dem Grundbuchblatt des Erbhofs ein⸗ 
zutragen. 

8 91 
Vereinigung von Grundſtücken 

Für die Vereinigung der zu einem Erbhof gehörenden Grundſtücke zu einem Grundſtück (5 53 der 
Erbhofverordnung, ὃν 890 Abſ. 1, 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) ſowie für die gerichtliche Beur⸗ 
kundung eines hierauf gerichteten Antrags werden keine Gebühren und Auslagen erhoben. 
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$ 52 
Benachrichtigung des Anerbengerichts 

(1) Das Grundbuchamt ſoll dem Anerbengericht Nachricht geben, wenn der Bauer zum Erbhof ein 
Grundſtück hinzuerwirbt oder wenn er ein zum Erbhof gehöriges Grundſtück veräußert. 

(2) Das Grundbuchamt ſoll dem Anerbengericht ferner Nachricht geben, wenn im Beſtandsver— 
zeichnis des Grundbuchs andere Veränderungen vorgenommen werden, die für die Führung der Erbhöfe- 
rolle von Bedeutung ſind (3. B. Vereinigung von Grundſtücken, Beſtandteilszuſchreibung; Anderung 
des Grundbuchblatts, der Bezeichnung oder der Angabe der Wirtſchaftsart des Grundſtücks). 

(3) Das Anerbengericht nimmt die entſprechenden Eintragungen in der Rolle vor (86 27, 28, 47 
dieſer Verordnung). 

8 53 
Einſicht des Grundbuchs 

(1) Dem Landesbauernführer, den Kreisbauernführern und den von dieſen Beauftragten iſt die 
Einſicht des Grundbuchs in Wahrnehmung der Aufgaben, die ihnen durch die Erbhofverordnung und 
deren Durchführungsvorſchriften übertragen ſind, ohne Darlegung eines berechtigten Intereſſes geſtattet. 

(2) Die Einſicht erſtreckt ſich auf die Grundakten, auch ſoweit es ſich nicht um die im § 12 Abſ. 1 
Satz 2 der Grundbuchordnung bezeichneten Urkunden handelt. 

(3) Soweit die Einſicht geſtattet iſt, kann eine Abſchrift gefordert werden. Die Abſchrift iſt auf 
Verlangen zu bealaubigen. 

5. Abſchnitt 
Feſtſtellungs verfahren 
8 54 
Antragsrecht im Feſtſtellungsverfahren 

Der Antrag auf anerbengerichtliche Entſcheidung über die Erbhofeigenſchaft oder Bauernfähigkeit 
(5 10, 5 18 der Erbhofverordnung) kann auch von demjenigen geſtellt werden, der ein rechtliches In— 
tereſſe an der Feſtſtellung nachweiſt. 

S 55 
Befugnis des Antragsberechtigten, ſich einem anderen Verfahren anzuſchließen 

(1) Iſt ein Verfahren auf Entſcheidung über die Erbhofeigenſchaft, ſei es auf Grund eines Antrags 
aus $ 10 der Erbhofverordnung oder auf Grund eines im Verfahren zur Anlegung oder Ergänzung der 
Erbhöferolle eingelegten Einſpruchs, bereits anhängig, [ο kann jeder, der gemäß $ 54 antragsberechtigt 
iſt, ſich dem anhängigen Verfahren anſchließen, indem er in dem Rechtszuge, in dem das Verfahren 
ſchwebt, eine entſprechende Erklärung abgibt. 

(2) Der Anſchluß kann ſich auch in der Weiſe vollziehen, daß der nach § 54 Antragsberechtigte zu 
einer Zeit, zu der die Beſchwerdefriſt noch nicht für alle an dem . Verfahren Beteiligten abge— 
laufen iſt, Beſchwerde einlegt. 

(3) Die Abſätze 1, 2 gelten entſprechend, wenn der aus $ 54 Antragsberechtigte ſich einem gemäß 
§ 18 der Erbhofverordnung eingeleiteten Verfahren anſchließen will. 


S 56 
Entſcheidung über die Erbhofeigenſ ch aft 

(1) Iſt über einen auf $ 10 der Erbhofverordnung geſtützten Antrag rechtskräftig entſchieden, 
fo kann der Antragſteller, der Eigentümer, der Kreisbauernführer oder derjenige, der ſich gemäß vor» 
ſtehendem 5 55 dem Verfahren angeſchloſſen hat, einen neuen Antrag auf Entſcheidung über die Erb— 
hofeigenſchaft desſelben Grundſtücks nicht auf Tatſachen gründen, die in dem früheren Verfahren geltend 
gemacht ſind oder von ihm dort geltend gemacht werden konnten. 

(2) Die Vorſchrift des Abſatzes 1 gilt entſprechend, wenn im Verfahren zur Anlegung oder Er— 
gänzung der Erbhöferolle über den Einſpruch gegen die Eintragung oder die Nichteintragung eines 
Grundſtücks eine ſachliche Entſcheidung ergangen iſt. 

(3) In Abweichung von den Abſätzen 1, 2 kann ein neuer Antrag auf Entſcheidung über die Erbhof— 
eigenſchaft geſtellt werden, wenn ein berechtigter Grund für die nochmalige Nachprüfung vorliegt. 

(4) Iſt in dem früheren Verfahren eine ſachliche Entſcheidung im Beſchwerderechtszuge ergangen, ſo 
iſt der im Abſ. 3 vorgeſehene Antrag an das Erbhofgericht zu richten. 

(5) Das nach Abſ. 4 zuſtändige Gericht ſoll über den Antrag ſelbſt entſcheiden. Erſcheint dies im 
Einzelfall nicht tunlich, ſo kann das Gericht, nachdem es entſchieden hat, daß die Vorausſetzungen des 
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Abſatzes 3 erfüllt find, die Sache zur weiteren Entſcheidung über den Feſtſtellungsantrag an das An⸗ 
erbengericht verweiſen. 
8 57 
Entſcheidung über die Bauernfähigkeit 

(1) Iſt über einen auf $ 18 der Erbhofverordnung geſtützten Antrag rechtskräftig entſchieden, ſo 
kann der Antragſteller, der Kreisbauernführer, die Perſon, deren Bauernfähigkeit den Gegenſtand des 
Verfahrens bildet, oder derjenige, der ſich gemäß $ 55 dieſer Verordnung dem Verfahren angeſchloſſen 
hat, einen neuen Antrag auf Entſcheidung über die Bauernfähigkeit derſelben Perſon nicht auf Tat⸗ 
ſachen gründen, die in dem früheren Verfahren geltend gemacht ſind oder von ihm dort geltend ge— 
macht werden konnten. ] 

(2) Die Vorſchrift des Abſatzes 1 gilt entſprechend, wenn über einen auf $ 10 der Erbhofverord- 
nung geſtützten Antrag oder im Verfahren zur Anlegung oder Ergänzung der Erbhöferolle über den 
Einſpruch gegen die Eintragung oder die Nichteintragung eines Grundſtücks ſachlich entſchieden und 
hierbei auch die Frage der Bauernfähigkeit des Eigentümers geprüft worden iſt. 


§ 58 
Beſchränkungen für die Rücknahme von Anträgen 

(1) Ein Antrag auf Entſcheidung über die Erbhofeigenſchaft kann, nachdem über ihn eine ſachliche 
Entſcheidung ergangen iſt, nicht mehr zurückgenommen werden. 

(2) Dasſelbe gilt für den Einſpruch im Verfahren zur Anlegung oder Ergänzung der Erbhöferolle. 

6. Abſchnitt 
Genehmigungsverfahren 
. 6 59 

Zuſtimmung des Anerbengerichts zu einer Verfügung von Todes wegen 

(1) In allen Fällen, in denen nach der Erbhofverordnung oder den Durchführungsvorſchriften zur 
Errichtung einer Verfügung von Todes wegen die Zuſtimmung des Anerbengerichts erforderlich iſt, 
kann die Zuſtimmung vor oder nach der Errichtung der Verfügung von Todes wegen beantragt 
werden. 1 

(2) Antragsberechtigt iſt der Erblaſſer, bei einem Erbvertrag auch die andere Vertragspartei. 

(3) Nach dem Tode des Erblaſſers iſt, falls bis dahin eine rechtskräftige Entſcheidung des An- 
erbengerichts nicht ergangen iſt, jeder antragsberechtigt, der ein berechtigtes Intereſſe an der Ent- 
ſcheidung des Anerbengerichts nachweiſt. E 

Antragsrecht bei Veräußerung oder Belaſtung des Erbhofs 

Der Antrag auf Erteilung der im $ 37 der Erbhofverordnung für die Veräußerung oder Belaſtung 
vorgeſehenen Genehmigung kann ſowohl von dem Eigentümer als auch von demjenigen geſtellt werden, 
zu deſſen Gunſten die Veräußerung oder Belaſtung ſtattfindet. 

S 61 
Beſchwerderecht beim Übergehen eines Anerbenberechtigten 

(1) Hat der Bauer bei der Beſtimmung eines Anerben näher berufene Anerbenberechtigte über- 
gangen, zu deren Übergehung die Zuſtimmung des Anerbengerichts erforderlich iſt, jo it gegenüber 
der dieſe Zuſtimmung erteilenden Entſcheidung unter den Übergangenen nur der Nächſtberechtigte be⸗ 


ſchwerdeberechtigt. 4 : 
(2) Bei Anwendung des Abſatzes 1 ſteht dem Nächſtberechtigten derjenige gleich, der zuläſſiger⸗ 


weiſe durch Erbvertrag zum Anerben eingeſetzt iſt, auch wenn die etwa zu dieſer Einſetzung erforder— 
liche Zuſtimmung des Anerbengerichts noch nicht erteilt iſt. g 8 
(3) Die Vorſchriften der Abſätze 1, 2 gelten entſprechend bei Genehmigung eines Übergabever- 


trags. 
8 62 


Umfang des Beſchwerderechts der Anerbenberechtigten bei Veräußerung, Teilung, 
Belaſtung oder Verpachtung von Erbhofgrundſtücken 
(1) Den Anerbenberechtigten als ſolchen ſteht ein Beſchwerderecht gegenüber der Genehmigung einer 
Belaſtung des Erbhofs überhaupt nicht und gegenüber der Genehmigung einer Veräußerung, Teilung 
oder Verpachtung des Erbhofs oder von Erbhofgrundſtücken nur inſoweit zu, als ſich dies aus den nach— 
ſtehenden Abſätzen ergibt. 


396 
(2) Der nächſtberufene geſetzliche Anerbenberechtigte iſt beſchwerdeberechtigt gegenüber der Geneh⸗ 


1. der Veräußerung des ganzen Erbhofs; 

2. der Veräußerung von Erbhofgrundſtücken, wenn durch die Veräußerung die Erbhofeigenſchaft 
des Reſtbeſitzes aufgehoben oder gefährdet wird; 

3. der Entziehung der Erbhofeigenſchaft (5 27 Abſ.2 der Erbhofrechtsverordnung), wenn durch 
dieſe Entziehung die Erbhofeigenſchaft des Reſtbeſitzes aufgehoben oder gefährdet wird; 

4. der Teilung des Hofs in mehrere Erbhöfe ($ 27 Abſ. 1 der Erbhofrechtsverordnung): 

5. der Verpachtung des Erbhofs für einen Zeitraum von mehr als ſechs Jahren. 

(3) Abſ. 2 gilt entſprechend für denjenigen, der zuläſſigerweiſe durch Erbvertrag zum Anerben 
eingeſetzt iſt, auch wenn die etwa zu dieſer Einſetzung erforderliche Zuſtimmung des Anerbengerichts 
noch nicht erteilt iſt. 

$ 63 
Beſchwerderecht des Kreis- und des Landesbauernführers 

In allen Fällen, in denen das Anerbengericht über den Antrag auf Zuſtimmung zur Beſtimmung 
eines Anerben entſcheidet, finden die Vorſchriften des 8 48 Abſ. 2 der Erbhofverordnung entſprechende 
Anwendung. 

S 64 
Antragsrecht des Notars 

(1) Sit ein Rechtsgeſchäft, das der Zuſtimmung oder Genehmigung des Anerbengerichts bedarf, von 
einem Notar beurkundet oder beglaubigt worden, ſo gilt der Notar als ermächtigt, im Namen eines 
Antragsberechtigten die Entſcheidung des Anerbengerichts zu beantragen; dies gilt entſprechend, wenn 
ein vom Notar gefertigter Entwurf der ſpäteren rechtsgeſchäftlichen Erklärungen dem Antrag zu— 
grunde liegt. 

(2) Anträgen und Eingaben, die der Notar in dieſen Sachen an die Anerbenbehörden richtet, 
ſtehen die Vorſchriften des $ 14 Abſ. 2 dieſer Verordnung nicht entgegen. 


§ 65 (fällt fort) 


§ 66 
Wirkſamkeit der Zuſtimmung oder Genehmigung des Anerbengerichts 

(1) In allen Fällen, in denen nach der Erbhofverordnung oder den Durchführungsvorſchriften die 
Zuſtimmung oder Genehmigung des Anerbengerichts erforderlich ift, wirkt dieſe erſt mit der Rechts⸗ 
kraft. 

(2) Erklärt das Anerbengericht rechtskräftig, daß ſeine Zuſtimmung oder Genehmigung nicht er— 
forderlich ſei, ſo ſteht dieſer Beſchluß, falls eine andere Stelle die anerbengerichtliche Zuſtimmung oder 
Genehmigung dennoch für erforderlich halten ſollte, der Erteilung der Zuſtimmung oder Genehmigung 
gleich. 

7. Abſchnitt 
Anerbengerichtliches Verfahren zur Auseinanderſetzetzung über einen Ehegattenerbhof bei Eheſcheidung 
S 67 
Einleitung des Auseinanderſetzungsverfahrens 

Kommt eine Einigung zwiſchen den geſchiedenen Ehegatten über die Auseinanderſetzung hinſichtlich 
eines Ehegattenerbhofs nicht zuſtande (8 23 Abſ. 2 der Erbhofrechtsverordnung) oder wird eine ſolche 
Einigung nicht genehmigt, ſo leitet das Anerbengericht auf Antrag eines der geſchiedenen Ehegatten das 
Verfahren zur Auseinanderſetzung über den Erbhof ein. 


8 68 
Ladung 
Das Gericht hat den Antragſteller und den anderen Ehegatten, dieſen unter Mitteilung des An— 
trags, zu einem Verhandlungstermin zu laden. Die Ladung ſoll den Hinweis darauf enthalten, daß 
auch bei Ausbleiben eines Beteiligten über die Auseinanderſetzung verhandelt wird. Die Friſt zwiſchen 
der Ladung und dieſem erſten Verhandlungstermin ſoll mindeſtens zwei Wochen betragen. 
S 69 
Gütliche Einigung 
(1) In dem Termin ſoll das Gericht zunächſt darauf hinwirken, daß die geſchiedenen Ehegatten 
ſich über die Auseinanderſetzung hinſichtlich des Erbhofs einigen, und zwar To. daß der Auseinander- 
ſetzungsvertrag vom Anerbengericht genehmigt werden kann. 
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(2) Kommt eine ſolche Einigung zuftande, ſo kann die Auflaffung vor dem Anerbengericht erklärt 
werden. Das Gericht beurkundet die Auflaſſung und die ſonſtigen Vereinbarungen und entſcheidet über 
die Genehmigung. 
(3) Wird die Genehmigung rechtskräftig erteilt, fo erſucht der Vorſitzende des Anerbengerichts von 
Amts wegen das Grundbuchamt um die erforderlichen Eintragungen im Grundbuch. In dem Erſuchen 
ſind die Grundſtücke und Rechte ſowie die notwendigen Eintragungen und Löſchungen genau zu be- 


zeichnen. 
S 70 


Auseinanderſetzungsvorſchlag des Gerichts 

(1) Schlägt der Einigungsverſuch fehl oder glaubt das Anerbengericht die Genehmigung nicht er- 
teilen zu können, ſo macht es den geſchiedenen Ehegatten einen Vorſchlag für die Auseinanderſetzung. 

(2) In dieſem Vorſchlag ſoll das Anerbengericht die Auseinanderſetzung nach billigem Ermeſſen 
regeln, und zwar, ſoweit es die Lage des Einzelfalles rechtfertigt, in Anlehnung an § 1477 Abſ. 2, 
§ 1478 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Das Anerbengericht kann hierbei eine Teilung des Erbhofs, ins⸗ 
beſondere zur Bildung mehrerer Erbhöfe, vorſehen. 

(3) Die Regelung iſt nach Möglichkeit ſo zu treffen, daß die Erbhofeigenſchaft des Anweſens nicht 
verloren geht. Der Erbhof oder die entſtehenden Erbhöfe dürfen nicht übermäßig belaſtet werden. 

(4) Der Vorſchlag wird den geſchiedenen Ehegatten und dem Kreisbauernführer unter Beſtimmung 
einer angemeſſenen Friſt zur Äußerung zugeitellt. 

S 71 
Auseinanderſetzungsbeſchluß 

Nach Ablauf der Außerungsfriſt erläßt das Anerbengericht einen den Vorſchriften des $ 70 ent⸗ 
ſprechenden Auseinanderſetzungsbeſchluß. 

(2) Will das Gericht in ſeinem Beſchluß von ſeinem Vorſchlag in weſentlichen Punkten abweichen, 
ſo ſoll es zuvor die Beteiligten zu einem neuen Verhandlungstermin laden. 

(8) Der Auseinanderſetzungsbeſchluß iſt mit Gründen zu verſehen und den geſchiedenen Ehegatten 
und dem Kreisbauernführer zuzuſtellen. 

(4) Die Vorſchriften des § 48 Abſ. 2 der Erbhofverordnung finden entſprechende Anwendung. 


S 72 
Wirkungen des Auseinanderſetzungsbeſchluſſes 
(1) Der rechtskräftige Auseinanderſetzungsbeſchluß "H für die geſchiedenen Ehegatten in gleicher 
Weiſe verbindlich wie rechtsgeſchäftliche Erklärungen gleichen Inhalts. 
(2) Iſt im Auseinanderſetzungsbeſchluß vorgeſehen, daß Erbhofgrundſtücke in das Alleineigentum 
eines der geſchiedenen Ehegatten übergehen ſollen, ſo tritt der Eigentumsübergang mit der Rechtskraft 


des Beſchluſſes ein. 

(3) Der Vorſitzende des Anerbengerichts erſucht von Amts wegen das Grundbuchamt um die Be- 
richtigung des Grundbuchs und um die ſonſtigen zur Vollziehung des Auseinanderſetzungsbeſchluſſes 
erforderlichen Grundbucheintragungen. In dem Erſuchen find die Grundſtücke und Rechte ſowie die not⸗ 
wendigen Eintragungen und Löſchungen genau zu bezeichnen. 


8. Abſchnitt 
Verfahren gegen einen ſchlecht wirtſchaftenden oder bauernunfähigen Erbhofeigentümer 
8 73 
Überſicht über die Maßnahmen 
(1) Das Anerbengericht kann gegen einen ſchlecht wirtſchaftenden Bauern 
1. die Wirtſchafts überwachung durch einen Vertrauensmann ($$ 74 bis 76 dieſer Ber- 


ordnung) oder 
2. die Wirtſchaftsführung durch einen Treuhänder (58 77 bis 84 dieſer Verordnung) 
anordnen. 
(2) Verliert der Erbhofeigentümer die Bauernfähigkeit, ſo kann das Anerbengericht 
1. eine der im Abſ. 1 vorgeſehenen Maßnahmen treffen oder 
2. dem Eigentümer die Verwaltung und Nutznießung des Hofes, unter Umftänden das Eigentum 
am Hof entziehen (5 15 der Erbhofverordnung, SS 85 bis 98 dieſer Verordnung). 
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1. Unterabſchnitt 
MWirtihaftsüberwahung 
8 74 
Anordnung der Wirtſchaftsüberwachung 


(1) Bewirtſchaftet der Bauer den Hof nicht ordnungsmäßig oder kommt er ſeinen Schuldverpflich⸗ 
tungen nicht nach, obwohl ihm dies bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung möglich wäre, ſo kann 
das Anerbengericht auf Antrag des Landesbauernführers anordnen, daß die Wirtſchaft des Bauern 
für beſtimmte Zeit durch einen Vertrauensmann überwacht wird (Wirtſchaftsüberwachung). 

(2) In dem Beſchluß, durch den die Wirtſchaftsüberwachung angeordnet wird, beſtellt das Anerben⸗ 
gericht eine vom Landesbauernführer vorzuſchlagende Perſon zum Vertrauensmann. Der Vertrauens- 
mann ſoll bauernfähig und für das Amt geeignet ſein. 

(3) In dem Anordnungsbeſchluß beſtimmt das Anerbengericht ferner, wie lange die Überwachung 
dauern ſoll; über die Frage der Dauer der Überwachung ſoll ſich der Landesbauernführer bereits 
in ſeinem Antrag äußern. Auf Antrag des Landes hauernführers kann das Anerbengericht die Über— 
wachung verlängern. 

(4) Der Anordnungsbeſchluß wird dem Bauern, dem Landesbauernführer und dem Vertrauens- 
mann zugeſtellt; der Beſchluß wird mit der Zuſtellung an den Eigentümer wirkſam. Dasſelbe gilt für 
den Verlängerungsbeſchluß. 

(5) Der Beſchluß, durch den das Anerbengericht über den Antrag auf Anordnung der Wirtſchafts⸗ 
überwachung entſcheidet, unterliegt der ſofortigen Beſchwerde (§ 48 der Erbhofverordnung). Beſchwerde— 
berechtigt ſind der Eigentümer und der Landesbauernführer. Dasſelbe gilt für den Beſchluß, durch den 
das Anerbengericht die Wirtſchaftsüberwachung verlängert oder die Verlängerung ablehnt. 


875 
Rechte und Pflichten des Vertrauensman ns 


(1) Der Vertrauensmann hat die wirtſchaftliche Lage des Bauern zu prüfen und ſeine Betriebs- 
und Wirtſchaftsführung zu überwachen. Er ſoll darauf hinwirken, daß der Bauer den Hof ordnungs- 
mäßig und mit dem Ziel einer möglichſt hohen Erzeugungsleiſtung bewirtſchaftet und ſeinen Schuld⸗ 
verpflichtungen gegenüber den Gläubigern nachkommt. 

(2) Der Vertrauensmann iſt insbeſondere berechtigt, die Grundſtücke und Gebäude des Bauern zu 
betreten und dort Nachforſchungen anzuſtellen. Er kann von dem Bauern und von den auf dem Hof 
beſchäftigten Perſonen alle erforderlichen Auskünfte verlangen. 

(3) Verbindlichkeiten, die nicht zum gewöhnlichen Wirtſchaftsbetrieb gehören, ſoll der Bauer nur 
mit Zuſtimmung des Vertrauensmanns eingehen. Auch die Eingehung von Verbindlichkeiten, die zum 
gewöhnlichen Wirtſchaftsbetrieb gehören, ſoll er unterlaſſen, wenn der Vertrauensmann dagegen Ein⸗ 
ſpruch erhebt. 

(4) Nimmt der Bauer Maßnahmen, die für die landwirtſchaftliche Betriebsführung notwendig 
ſind, trotz einer Aufforderung des Vertrauensmanns nicht vor, ſo kann das Anerbengericht den Ver— 
trauensmann auf ſeinen Antrag ermächtigen, einzelne näher zu bezeichnende Maßnahmen dieſer Art auf 
Koſten des Bauern ſelbſt vorzunehmen oder vornehmen zu laſſen. 

(5) Der Vertrauensmann und die von ihm bei der Überwachung etwa zugezogenen Perſonen ſind 
zur Verſchwiegenheit über alle auf Grund der Uberwachungstätigkeit zu ihrer Kenntnis gelangenden 
perſönlichen und wirtſchaftlichen Angelegenheiten des Bauern verpflichtet. 

(6) Der Vertrauensmann hat dem Anerbengericht und dem Landesbauernführer über ſeine Tätig— 
keit und ſeine Beobachtungen Bericht zu erſtatten. 

(7) Die näheren Einzelheiten der Wirtſchaftsüberwachung können durch Richtlinien geregelt werden, 
die hinſichtlich der landwirtſchaftlichen Betriebsführung vom Landesbauernführer mit Zuſtimmung des 
Senats erlaſſen werden. 

(8) Erweiſt ſich der Vertrauensmann als ungeeignet, ſo kann das Anerbengericht ihn entlaſſen. 
Das Anerbengericht ſoll den Vertrauensmann ferner entlaſſen, wenn der Landesbauernführer die Ent: 
laſſung unter Darlegung triftiger Gründe beantragt. Vor der Entſcheidung ſoll das Anerbengericht 
den Vertrauensmann und, ſoweit nötig, auch den Landesbauernführer hören. Das Anerbengericht erſetzt 
den Abberufenen durch einen vom Landesbauernführer vorzuſchlagenden anderen Vertrauensmann. 

(9) Der Vertrauensmann erhält für ſeine Tätigkeit keine Vergütung. Er kann jedoch verlangen, daß 
der Bauer ihm die angemeſſenen baren Auslagen erſtattet. Das Anerbengericht ſetzt die zu erſtattenden 
Beträge feſt. Vor der Entſcheidung iſt der Bauer zu hören. Vereinbarungen des Vertrauensmanns und 
des Bauern über die Höhe der Auslagen oder über Zahlung einer Vergütung ſind nichtig. 
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(10) Die in den Abſätzen 8, 9 vorgeſehenen Beſchlüſſe des Anerbengerichts unterliegen der ſo⸗ 
fortigen Beſchwerde. 
S 76 
Beendigung der Wirtſchaftsüberwachung 

(4) Die Wirtſchaftsüberwachung endigt, falls kein Verlängerungsbeſchluß ergeht, mit dem Ablauf 
der im Anordnungsbeſchluß feſtgeſetzten Zeit. 

(2) Das Anerbengericht kann die Wirtſchaftsüberwachung ſchon vorher auf Antrag des Landes- 
bauernführers oder des Bauern oder von Amts wegen aufheben, wenn der Grund für ihre Anordnung 
weggefallen iſt. 

(3) Der Beſchluß, durch den das Anerbengericht die Aufhebung anordnet oder einen Aufhebungs— 
antrag ablehnt, unterliegt der ſofortigen Beſchwerde (8 48 der Erbhofverordnung). Beſchwerdeberech— 
tigt ſind der Bauer und der Landesbauernführer. Der Aufhebungsbeſchluß wird erſt mit der Rechtskraft 
wirkſam. Das Beſchwerdegericht kann jedoch anordnen, daß der Aufhebungsbeſchluß ſchon vorher vor— 
läufig wirkſam wird. 

(4) Die Wirtſchaftsüberwachung endigt ferner mit dem Wirkſamwerden des Beſchluſſes, durch den 
die Wirtſchaftsführung durch einen Treuhänder angeordnet oder dem Bauern die Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung oder das Eigentum am Erbhof gemäß § 15 der Erbhofverordnung (85 85, 95 dieſer Ver: 
ordnung) entzogen wird. 

2. Unterabſchnitt 
Wirtſchaftsführung durch einen Treuhänder 
Ss 77 
Anordnung der Wirtſchaftsführung 

(J Bewirtſchaftet der Bauer den Hof nicht ordnungsmäßig oder kommt er ſeinen Schuldverpflid- 
tungen nicht nach, obwohl ihm dies bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung möglich wäre, und er- 
ſcheint die Anordnung einer Wirtſchaftsüberwachung gemäß SS 74 bis 76 dieſer Verordnung zur Be- 
ſeitigung des Mißſtandes nicht ausreichend, ſo kann das Anerbengericht auf Antrag des Landesbauern⸗ 
führers anordnen, daß ein Treuhänder die Wirtſchaftsführung auf dem Hof übernimmt. 

(2) Das Anerbengericht kann die Anordnung der Wirtſchaftsführung auf einen Teil des Betriebs 
beſchränken. 

(3) In dem Beſchluß, durch den die Wirtſchafts führung angeordnet wird, beſtellt das Anerbengericht 
eine vom Landesbauernführer vorzuſchlagende Perſon zum Treuhänder. Der Treuhänder ſoll bauern- 
fähig und für das Amt geeignet ſein. 

(4) In dem Anordnungsbeſchluß beſtimmt das Anerbengericht ferner ‚wie lange die Wirtſchafts⸗ 
führung dauern ſoll; über die Frage der Dauer der Wirtſchaftsführung ſoll ſich der Landesbauern— 
führer bereits in ſeinem Antrag äußern. Auf Antrag des Landesbauernführers kann das Anerbengericht 
die Wirtſchaftsführung verlängern. 

(5) In geeigneten Fällen kann das Anerbengericht anſtatt der beantragten Wirtſchaftsführung die 
Wirtſchaftsüberwachung gemäß 88 74 bis 76 anordnen. i 

(6) Iſt der Vorſitzende des Anerbengerichts der Meinung, daß anſtatt der beantragten Wirt— 
ſchaftsführung durch einen Treuhänder in dem Einzelfall die Entziehung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung gemäß $ 85 dieſer Verordnung zuläſſig ſei und der Sachlage mehr entſpreche, jo kann er beim 
Landesbauernführer eine entſprechende Ergänzung des Antrags anregen. 

8 78 
Bekanntgabe des Anordnungsbeſchluſſes. Beſchwerde 

(1) Der Anordnungsbeſchluß wird dem Bauern, dem Landesbauernführer und dem Treuhänder 
zugeſtellt; der Beſchluß wird mit der Zuſtellung an den Bauern wirkſam. Dasſelbe gilt für den Ver— 
längerungsbeſchluß. 

(2) Das Anerbengericht macht die Anordnung der Wirtſchaftsführung ſowie den Namen des Treu⸗ 
händers in dem für die amtlichen Bekanntmachungen des Gerichts beſtimmten Blatt ſowie in dem amt- 
lichen Blatt der Landesbauernſchaft und in einer örtlichen Tageszeitung bekannt. 

(3) Das Anerbengericht erſucht das Grundbuchamt, die Anordnung der Wirtſchaftsführung durch 
einen Treuhänder im Grundbuch zu vermerken. 

(4) Der Beſchluß, durch den das Anerbengericht über den Antrag auf Anordnung der Wirtſchafts⸗ 
führung entſcheidet, unterliegt der ſofortigen Beſchwerde ($ 48 der Erbhofverordnung); beſchwerdebe⸗ 
rechtigt ſind der Bauer und der Landesbauernführer. Dasſelbe gilt für den Beſchluß, durch den das 
Anerbengericht die Wirtſchaftsführung verlängert oder die Verlängerung ablehnt. | 
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6 79 
Wirkungen des die Wirtſchaftsführung anordnenden Beſchluſſes 

(1) Die Anordnung des Wirtſchaftsführung bewirkt, daß der Bauer die Befugnis verliert, den 
Erbhof zu verwalten oder über die zum Erbhof gehörenden Gegenſtände zu verfügen. 

(2) Der Bauer kann nicht mehr über die Nutzungen des Erbhofs verfügen, und zwar auch nicht 
über die bei Anordnung der Wirtſchaftsführung vorhandenen Erbhoferzeugniſſe und über die aus der 
Veräußerung von Erbhoferzeugniſſen ausſtehenden Forderungen. 

(3) Eine Verfügung des Bauern, die mit den Vorſchriften der Abſätze 1, 2 im Widerſpruch ſteht, 
iſt dem Treuhänder gegenüber unwirkſam. 

(4) Der Treuhänder verwaltet den Erbhof für Rechnung des Bauern. Die Erträge ſind zum Beſten 
des Hofes, insbeſondere auch zur Abdeckung der Schulden und Laſten zu verwenden. Reinerträge ge: 
bühren dem Bauern. Geht der Treuhänder bei der Verwaltung des Hofes für den Bauern eine Ver— 
pflichtung ein, ſo iſt nicht der Treuhänder, ſondern der Bauer Schuldner der Verpflichtung. 

(5) Hat das Anerbengericht gemäß $ 77 Abſ. 2 die Wirtſchaftsführung nur für einen Teil des Be— 
triebs angeordnet, ſo erſtrecken ſich die Wirkungen der Anordnung nur auf dieſen Teil. 


ξ 80 
Rechte und Pflichten des Treuhänders 

(1) Der Treuhänder iſt berechtigt und verpflichtet, den Erbhof in Beſitz zu nehmen und ihn nach 
den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zu verwalten. Bei der Erfüllung ſeiner Pflichten haftet 
er für die Sorgfalt, die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 

(2) Der Treuhänder kann im Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung über den Erbhof ſo⸗ 
wie über die zu ihm gehörenden Gegenſtände und ſeine Nutzungen verfügen. Die Vorſchriften, nach 
denen gewiſſe Rechtsgeſchäfte der Genehmigung des Anerbengerichts bedürfen, bleiben unberührt. Hat 
das Anerbengericht die Genehmigung rechtskräftig erteilt, ſo gilt das Erfordernis, daß die Verfügung 
nur im Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung getroffen werden darf, als erfüllt. 

(3) Der Treuhänder vertritt den Bauern in Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche, die mit dem Be— 
triebe oder der Verwaltung des Erbhofs zuſammengen. 

(4) Hat der Bauer nach dem Zeitpunkt, in welchem der im 8 77 vorgeſehene Antrag des Landes— 
bauernführers beim Anerbengericht eingegangen iſt, Grundſtücke des Erbhofs vermietet oder ver⸗ 
pachtet, ſo iſt der Miet⸗ oder Pachtvertrag dem Treuhänder gegenüber nur wirkſam, wenn dieſer den 
Vertrag genehmigt. 

(5) Hat der Bauer vor Anordnung der Wirtſchaftsführung über Anſprüche auf wiederkehrende Lei- 
ſtungen verfügt, ſo ſind die Verfügungen nur inſoweit wirkſam, als Vorausverfügungen eines 
Schuldners über wiederkehrende Leiſtungen im Falle der Zwangsverwaltung eines Grundſtücks wirkſam 
wären. 8 81 


Rechtsſtellung des Bauern während der Wirtſchaftsführung durch 
einen Treuhänder 

(1) Während der Wirtſchaftsführung hat der Treuhänder dem Bauern die für ſeinen Hausſtand 
erforderlichen Räume zu belaſſen. 

(2) Der Treuhänder gewährt dem Bauern und den von dieſem zu unterhaltenden Familienange— 
hörigen, insbeſondere dem Ehegatten und den unverſorgten Kindern des Bauern, den angemeſſenen und 
der wirtſchaftlichen Lage des Hofes entſprechenden Unterhalt. 

(3) Der Bauer iſt verpflichtet, ſoweit dies nach den Verhältniſſen des Hofes und der Beteiligten 
angemeſſen erſcheint, bei der Bewirtſchaftung des Hofes mitzuarbeiten und in dem üblichen Umfange auch 
die Mitglieder ſeiner Familie zur Mitarbeit anzuhalten. 

(4) Das Anerbengericht kann die in den vorſtehenden Abſätzen 1 bis 3 vorgeſehenen Rechte 
und Pflichten in Anlehnung an die Grundſätze des § 32 der Erbhofverordnung näher regeln. Ge- 
fährdet der Bauer oder ein Mitglied ſeines Hausſtandes die Wirtſchaftsführung, ſo kann das An— 
erbengericht auf Antrag des Treuhänders dem Bauern die Räumung der Wohnräume aufgeben oder 
andere geeignete Maßnahmen treffen. 

(5) Reichen die dem Treuhänder zur Verfügung ſtehenden Mittel zur ordnungsmäßigen Bewirt- 
ſchaftung des Hofes nicht aus, ſo kann das Anerbengericht, falls dies nach den Vermögensverhältniſſen 
des Bauern der Billigkeit entſpricht, auf Antrag des Treuhänders dem Bauern aufgeben, dem Treu— 
händer einen Beitrag zu den Bewirtſchaftungskoſtenzu leiſten. 

(6) Die in den Abſätzen 4, 5 vorgeſehenen Beſchlüſſe des Anerbengerichts unterliegen der ſofor⸗ 
tigen Beſchwerde. 
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S 82 
Pflichten des Treuhänders gegenüber dem Anerbengericht und 
dem Landesbauernführer 5 

(1) Der Treuhänder unterſteht der Aufſicht des Anerbengerichts. Das Anerbengericht wird hierbei 
durch den Landesbauernführer unterſtützt. Der Landesbauernführer kann dem Treuhänder in Ange⸗ 
legenheiten des landwirtſchaftlichen Betriebs (Beſtellung der Acker, Behandlung des Viehes u. dgl.) 
Weiſungen erteilen. 

(2) Der Treuhänder hat dem Anerbengericht und dem Landesbauernführer jederzeit auf Ver⸗ 
langen über ſeine Tätigkeit Auskunft zu geben. Er hat dem Anerbengericht und dem Landesbauern— 

führer halbjährlich Bericht zu erſtatten. 
(3) Der Treuhänder hat dem Anerbengericht und dem Landesbauernführer jährlich, und zwar in 
der Regel nach Schluß des Wirtſchaftsjahres, ſowie bei Beendigung ſeiner Wirtſchaftsführung Red- 
nung zu legen. Der Landesbauernführer prüft die Rechnung und teilt das Ergebnis der Prüfung dem 
Anerbengericht mit. Das Anerbengericht kann einem Gläubiger des Bauern auf Antrag Einſicht in die 
Rechnung gewähren. 

(4) Das Anerbengericht kann auf Antrag des Landesbauernführers oder von Amts wegen dem 
Treuhänder die Leiſtung einer Sicherheit auferlegen. 

(5) Das Anerbengericht kann den Treuhänder durch Verhängung von Ordnungsſtrafen zur Er- 
füllung ſeiner Pflichten anhalten. 

(6) Das Anerbengericht kann den Treuhänder aus wichtigem Grunde, insbeſondere, wenn er gegen 
die Pflichten eines ordentlichen Verwalters verſtößt, entlaſſen. Das Gericht ſoll vor der Entſcheidung 
den Treuhänder und den Landesbauernführer hören, 

(7) Die in den Abſätzen 4 bis 6 vorgeſehenen Beſchlüſſe des Anerbengerichts unterliegen der ſo— 
fortigen Beſchwerde. 

S 83 
Vergütung und Auslagen des Treuhänders 

(1) Das Anerbengericht kann beſtimmen, daß der Treuhänder von dem Bauern eine angemeſſene 
Vergütung für ſeine Tätigkeit ſowie Erſtattung barer Auslagen verlangen kann. 

(2) Die Höhe der Vergütung und der Auslagen wird auf Antrag des Treuhänders ſowie nach 
Anhörung des Bauern vom Anerbengericht feſtgeſetzt. 

(3) Vereinbarungen des Treuhänders mit dem Eigentümer über die Höhe der Vergütung oder 
der Auslagen ſind nichtig. 

(4) Der in den Abſätzen 1, 2 vorgeſehene Beſchluß kann von dem Bauern, dem Treuhänder oder 
dem Landesbauernführer mit ſofortiger Beſchwerde angefochten werden. 


6 84 
Beendigung der Wirtſchaftsführung durch einen Treuhänder 

(1) Die Wirtſchaftsführung durch einen Treuhänder endigt, falls kein Verlängerungsbeſchluß er- 
geht, mit dem Ablauf der im Anordnungsbeſchluß feſtgeſetzten Zeit. 

(2) Das Anerbengericht kann die Wirtſchaftsführung auf Antrag des Landesbauernführers oder 
des Bauern oder von Amts wegen ſchon vorher aufheben, wenn der Grund für die Anordnung weg— 
gefallen iſt. a 

(3) Die Wirtſchaftsführung endigt ferner mit dem Wirkſamwerden des Beſchluſſes, durch welchen 
dem Bauern die Verwaltung und Nutznießung oder das Eigentum am Erbhof gemäß $ 15 der Erb⸗ 
hofverordnung (88 85, 95 dieſer Verordnung) entzogen wird. 

(4) Auf die Anfechtung des im Abſ. 2 vorgeſehenen Beſchluſſes finden die Vorſchriften des § 76 
Ab. 3 dieſer Verordnung entſprechende Anwendung. 

(6) Nach Beendigung der Wirtſchaftsführung durch einen Treuhänder macht das Anerbengericht die 
Beendigung in denſelben Blättern bekannt, in denen die Anordnung der Wirtſchaftsführung veröffent⸗ 
licht worden iſt. Das Anerbengericht erſucht ferner das Grundbuchamt, den Vermerk über die Wirt⸗ 
ſchaftsführung im Grundbuch zu löſchen. 

3. Unterabſchnitt 
Entziehung der Verwaltung und Nutznießung gemäß § 15 Ab. 2 der Erbhofverordnung 
$ 85 
Grun dſatz 

(1) Hat der Erbhofeigentümer die Bauernfähigkeit verloren oder kommt er ſeinen Schuldverpflich— 

tungen nicht nach, obwohl ihm dies bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung möglich wäre, ſo kann 
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das Anerbengericht auf Antrag des Landesbauernführers dem Eigentümer gemäß $ 15 Abſ. 2 der 
Erbhofverordnung die Verwaltung und Nutznießung des Erbhofs dauernd oder auf Zeit entziehen 
(585 86 bis 94 dieſer Verordnung). 

(2) In geeigneten Fällen kann das Anerbengericht, ohne daß es hierzu eines weiteren Antrags des 
Landesbauernführers bedarf, anſtatt der Entziehung der Verwaltung und Nutznießung die Wirtſchafts⸗ 
überwachung durch einen Vertrauensmann oder die Wirtſchaftsführung durch einen Treuhänder gemäß 
88 74 bis 84 dieſer Verordnung anordnen. 


§ 86 
Auswahl des Nutzverwalters 


(1) Für die Auswahl desjenigen, dem die Verwaltung und Nutznießung zu übertragen iſt (Nutz⸗ 
verwalter) gelten die folgenden Vorſchriften: 

(2) Das Anerbengericht ſoll die Verwaltung und Nutznießung grundſätzlich auf den Ehegatten des 
Eigentümers oder auf denjenigen übertragen, der geſetzlicher Anerbe des Eigentümers wäre, wenn 
dieſer im Zeitpunkt des Erlaſſes des Übertragungsbeichluffes ſtürbe. 

(3) Das Anerbengericht kann die Verwaltung und Nutznießung auch auf eine Perſon übertragen, 
die der Eigentümer zuläſſigerweiſe zum Anerben beſtimmt hat. Bedarf der Eigentümer zur Beſtimmung 
dieſes Anerben der Zuſtimmung des Anerbengerichts und iſt über den Antrag auf Erteilung der Zu— 
ſtimmung noch nicht rechtskräftig entſchieden, ſo wird die anerbengerichtliche Zuſtimmung durch die 
Übertragung der Verwaltung und Nutznießung auf dieſen Anerben erſetzt. 

(4) Erſcheint die nach den Abſätzen 2, 3 in Betracht kommende Perſon nach den Umſtänden des 
Falles für die Aufgaben des Nutzverwalters dauernd oder doch vorausſichtlich auf lange Zeit unge- 
eignet, ſo kann das Anerbengericht die Verwaltung und Nutznießung auf eine andere Perſon über⸗ 
tragen, die dem Eigentümer gegenüber anerbenberechtigt iſt oder von ihm auf Grund einer anderen 
Vorſchrift als $ 25 Abſ. 5 der Erbhofverordnung zum Anerben beſtimmt werden könnte. Vor der 
Entſcheidung iſt die nach Abſ. 2, gegebenenfalls auch die nach Abſ. 3 in Betracht kommende Perſon 
zu hören. 

(5) Erſcheint die nach den Abſätzen 2 bis 4 in Betracht kommende Perſon für die Aufgaben eines 
Nutzverwalters lediglich aus ſolchen Gründen ungeeignet, die vorausſichtlich in abſehbarer Zeit weg⸗ 
fallen, oder iſt damit zu rechnen, daß noch ein geeigneter Anerbenberechtigter geboren wird, ſo kann das 
Anerbengerichts gemäß § 85 Abi. 2 für eine entſprechende Zeit die Wirtſchaftsüberwachung oder 
Wirtſchaftsführung anordnen und ausſprechen, daß der Eigentümer nicht bauernfähig iſt, ſowie be⸗ 
ſtimmen, daß die Reinerträge der Wirtſchaftsführung ($ 79 Abſ. 4) nicht dem Eigentümer, ſondern 
dem Anerben oder dem ſpäter etwa eingeſetzten Nutzverwalter gebühren. 


5 87 « 
Beſtimmung des Nutzverwalters zum Anerben 


(1) Auf Grund eines ſpäteſtens vor Eintritt des Erbfalls geſtellten Antrags des Landesbauern— 
führes kann das Anerbengericht beſtimmen, daß derjenige, dem gemäß vorſtehendem § 86 die Ver— 
waltung und Nutznießung des Hofes dauernd übertragen iſt, beim Tode des Eigentümers auch deſſen 
Anerbe iſt. Iſt die Ehefrau zum Nutzverwalter beſtellt, ſo kann das Anerbengericht ſie nur dann zur 
Anerbin beſtimmen, wenn auch der Bauer ſie zur Anerbin einſetzen könnte. 

(2) Die im Abſ. 1 vorgeſehene Anordnung iſt nur zuläſſig, wenn ſie den Belangen der Sippe und 
des Hofes entſpricht und für andere, insbeſondere näherberufene Anerbenberechtigte keine unbillige 
Härte bedeutet. 

(3) Vor der Entſcheidung ſind die Eigentümer, der nächſtberufene geſetzliche Anerbenberechtigte ſo— 
wie der vom Eigentümer zuläſſigerweiſe durch Verfügung von Todes wegen beſtimmte Anerbe zu 
hören. 

(4) Ergeben ſich ſpäter wichtige neue Tatſachen, die den gemäß Abſ. 1 erlaſſenen Beſchluß als 
ungerechtfertigt erſcheinen laſſen, ſo kann das Anerbengericht auf Grund eines ſpäteſtens vor dem Erb- 
fall geſtellten Antrags des Landesbauernführers die Anordnung wieder aufheben. 


S 88 
Einſchränkung der Befugnis des Eigentümers, den Anerben zu beſtimmen 


(1) Der Eigentümer, dem die Verwaltung und Nutznießung rechtskräftig entzogen iſt, kann nur mit 
Zuſtimmung des Anerbengerichts den Anerben für den Erbhof beſtimmen oder eine ſolche Beſtimmung 
widerrufen oder von ihr zurücktreten. 
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(2) Die Genehmigungsbedürftigkeit tritt ſchon mit der Stellung des im $ 15 Abſ. 2 der Erbhof- 
verordnung vorgeſehenen Antrags des Landesbauernführers ein, auf Grund deſſen dem Eigentümer 
die Verwaltung und Nutznießung rechtskräftig entzogen wird. 

(3) Die Vorſchriften des § 48 Abſ. 2 der Erbhofverordnung finden entſprechende Anwendung. 


S 89 
Bekanntgabe der Einſetzung des Nutzverwalters 

(1) Sobald der den Nutzverwalter einſetzende Beſchluß Rechtskraft erlangt, macht das Anerben- 
gericht die Übertragung der Verwaltung und Nutznießung ſowie den Namen des Nubverwalters in 
dem für die amtlichen Bekanntmachungen des Gerichts beſtimmten Blatt ſowie in dem amtlichen Blatt 
der Landesbauernſchaft und in einer örtlichen Tageszeitung bekannt. Dasſelbe gilt für eine Entſcheidung 
nach § 86 Abſ. 5. 

2) Nach Rechtskraft des Beſchluſſes erſucht das Anerbengericht ferner das Grundbuchamt, die 
Übertragung der Verwaltung und Nutznießung und den Namen des Nutzverwalters im Grundbuch zu 
vermerken. 
S 90 
Wirkungen des den Nutzverwalter einſetzenden Beſchluſſes 

(1) Mit der Rechtskraft des den Nutzverwalter einſetzenden Beſchluſſes verliert der Eigentümer die 
Befugnis, den Erbhof zu verwalten, zu nutzen oder über die zum Erbhof gehörenden Gegenſtände zu 
verfügen. 

(2) Der Erbhofeigentümer kann nicht mehr über die Nutzungen des Erbhofs verfügen, und zwar 
auch nicht über die bei Rechtskraft des Einſetzungsbeſchluſſes vorhandenen Erbhoferzeugniſſe und über 
die in dieſem Zeitpunkt aus der Veräußerung von Erbhoferzeugniſſen ausſtehenden Forderungen. 

(3) Eine Verfügung des Eigentümers, die mit den Vorſchriften der Abſätze 1, 2 im Widerſpruch 
ſteht, iſt dem Nutzverwalter gegenüber unwirkſam. 

(4) Das Recht, den Erbhof zu verwalten und zu nutzen, geht auf den Nutzverwalter über. 

(5) Steht dem Eigentümer kraft ehelichen Güterrechts, kraft elterlicher Gewalt oder aus einem 
ſonſtigen Rechtsgrunde das Recht der Verwaltung und Nutznießung am Vermögen des Nutzverwalters 
zu, fo erſtreckt ſich dieſes Recht nicht auf die dem Nutzverwalter durch den Einſetzungsbeſchluß über: 
tragenen Rechte. 

(6) Der Nutzverwalter haftet mit den pfändbaren Nutzungen des Erbhofs für die bei Einſetzung 
der Nutzverwaltung beſtehenden Schulden des Eigentümers. Das durch Pfändung zugunſten eines ſolchen 
Gläubigers begründete Pfandrecht an den Nutzungen des Erbhofs hat (in Abweichung vom $ 804 
Abſ. 3 der Zivilprozeßordnung) ohne Rückſicht auf die zeitliche Reihenfolge der Pfändungen den Vor⸗ 
rang vor dem Pfändungspfandrecht eines Gläubigers des Nutzverwalters, deſſen Anſpruch vor Ein- 
ſetzung der Nutzverwaltung begründet iſt. 

S 91 
Rechte und Pflichten des Nutzverwalters 

(1) Der Nutzverwalter iſt berechtigt und verpflichtet, den Erbhof in Beſitz zu nehmen und ihn 
nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zu verwalten und zu nutzen. 

(2) Der Nutzverwalter kann im Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung über den Erb- 
hof ſowie über die zu ihm gehörenden Gegenſtände und feine Nutzungen verfügen. Die Vorſchriften, 
nach denen gewiſſe Rechtsgeſchäfte der Genehmigung des Anerbengerichts bedürfen, bleiben unberührt. 
Hat das Anerbengericht die Genehmigung rechtskräftig erteilt, ſo gilt das Erfordernis, daß die Ver⸗ 
fügung nur im Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung getroffen werden darf, als erfüllt. 

(3) Der Nutzverwalter kann Rechtsſtreitigkeiten, die mit dem Betriebe oder der Verwaltung des 
Erbhofs zuſammenhängen, in eigenem Namen führen. 

(4) Hat der Eigentümer nach dem Zeitpunkt, in welchem der im § 15 Abſ. 2 der Erbhofver- 
ordnung vorgeſehene Antrag des Landesbauernführers beim Anerbengericht eingeht, Grundſtücke des 
Erbhofs vermietet oder verpachtet, ſo iſt der Miet- oder Pachtvertrag dem Nutzverwalter gegenüber nur 
wirkſam, wenn dieſer den Vertrag genehmigt. 

(5) Hat der Eigentümer vor Rechtskraft des den Nutzverwalter einſetzenden Beſchluſſes über An— 
ſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen verfügt, ſo ſind dieſe Verfügungen nur inſoweit wirkſam, als 
Vorausverfügungen eines Schuldners über wiederkehrende Leiſtungen im Falle der Zwangsverwaltung 
eines Grundſtücks wirkſam wären. 
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Rechtsſtellung des Eigentümers während der Nutzverwaltung 

(1) Der Nutzverwalter hat dem Eigentümer die für ſeinen Hausſtand unentbehrlichen Räume zu 
belaſſen. 

(2) Das Anerbengericht kann beſtimmen, daß der Nutzverwalter dem Eigentümer und den von 
dieſem zu unterhaltenden Familienangehörigen, insbeſondere dem Ehegatten und den unverſorgten 
Kindern des Eigentümers, den angemeſſenen und der wirtſchaftlichen Lage des Hofes entſprechenden 
Unterhalt zu gewähren hat. 

(3) Erhält der Eigentümer gemäß Abſ. 2 Unterhalt, fo iſt er verpflichtet, ſoweit dies nach den 
Verhältniſſen des Hofes und der Beteiligten angemeſſen erſcheint, bei der Bewirtſchaftung des Hofes 
mitzuarbeiten und in dem üblichen Umfange die Mitglieder ſeiner Familie zur Mitarbeit anzuhalten. 

(4) Das Anerbengericht kann die in den vorſtehenden Abſätzen 1 bis 3 vorgeſehenen Rechte und 
Pflichten in Anlehnung an die Grundſätze des § 32 der Erbhofverordnung näher regeln. Gefährdet der 
Eigentümer oder ein Mitglied ſeines Hausſtandes die Nutzverwaltung, ſo kann das Anerbengericht auf 
Antrag des Nutzverwalters dem Eigentümer die Räumung der Wohnräume aufgeben oder andere 
geeignete Maßnahmen treffen. 

(5) Reichen die dem Nutzverwalter zur Verfügung ſtehenden Mittel zur ordnungsmäßigen Be— 
wirtſchaftung des Hofes nicht aus, ſo kann das Anerbengericht, falls dies nach den Vermögensverhält— 
niſſen des Eigentümers der Billigkeit entſpricht, auf Antrag des Nutzverwalters dem Eigentümer 
aufgeben, dem Nutzverwalter einen Beitrag zu den Bewirtſchaftungskoſten zu leiſten. 

(6) Die in den Abſätzen 4, 5 vorgeſehenen Beſchlüſſe des Anerbengerichts unterliegen der ſofor— 
tigen Beſchwerde. 

S 93 
Wechſel des Nutzverwalters 

(1) Verliert der Nutzverwalter die Bauernfähigkeit oder kommt er den Schuldverpflichtungen 
nicht nach, obwohl ihm dies bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung möglich wäre, ſo kann das An⸗ 
erbengerichts auf Antrag des Landesbauernführers ihm die Verwaltung und Nutznießung entziehen 
und ſie gemäß $ 85 dieſer Verordnung einer anderen Perſon übertragen, die gegenüber dem Eigen 
tümer anerbenberechtigt iſt oder von ihm auf Grund einer anderen Vorſchrift als 5 25 Abſ. 5 der 
Erbhofverordnung zum Anerben beſtimmt werden könnte. Mit der Rechtskraft dieſer Entſcheidung ver: 
liert ein Beſchluß, durch den der abgeſetzte Nutzverwalter gemäß $ 87 dieſer Verordnung zum An— 
erben des Eigentümers eingeſetzt worden war, ſeine Wirkſamkeit. 

(2) Stirbt der Nutzverwalter, ſo bleibt dies dem Eigentümer gegenüber auf die Entziehung der 
Verwaltung und Nutznießung ohne Einfluß. Das Anerbengericht ſetzt auf Antrag des Landesbauern— 
führers gemäß $ 85 dieſer Verordnung einen anderen Anerbenberechtigten als Nutzverwalter ein. 

(3) Das Anerbengericht macht den Wechſel des Nutzverwalters in denſelben Blättern bekannt, in 
denen auch die Anordnung der Nutzverwaltung veröffentlicht worden iſt. Das Anerbengericht erſucht 
ferner das Grundbuchamt, den Wechſel des Nutzverwalters im Grundbuche zu vermerken. 


8 94 
Beendigung der Nutzverwaltung 

(1) DH die Nutzverwaltung auf Zeit angeordnet, jo endigt fie, falls das Anerbengericht nicht auf 
Antrag des Landesbauernführers rechtskräftig die Verlängerung anordnet, mit dem Ablauf der im 
Anordnungsbeſchluß vorgeſehenen Zeit. 

(2) Nach Beendigung der Nutzverwaltung macht das Anerbengericht die Beendigung in denſelben 
Blättern bekannt, in denen die Anordnung der Nutzverwaltung veröffentlicht worden iſt. Das Anerben⸗ 
gericht erſucht ferner das Grundbuchamt, den Vermerk über die Nutzverwaltung im Grundbuch zu 
löſchen. 

4. Unterabſchnitt 


Entziehung des Eigentums am Erbhof gemäß S 15 Abi. 3, 4 der Erbhofverordnung 


S 95 
Grundſatz 
(1) Hat der Erbhofeigentümer die Bauernfähigkeit verloren oder kommt er feinen Schuldver— 
pflichtungen nicht nach, obwohl ihm dies bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung möglich wäre, und 
iſt ein bauernfähiger Ehegatte oder eine bauernfähige Perſon nicht vorhanden, die dem Eigentümer 
gegenüber anerbenberechtigt iſt oder von ihm auf Grund einer anderen Vorſchrift als S 25 Abſ. 5 der 
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Erbhofverordnung zum Anerben beſtimmt werden könnte, jo kann das Anerbengericht auf Antrag des 
Landesbauernführers gemäß $ 15 Abi. 3, 4 der Erbhofverordnung das Eigentum am Erbhof auf eine 
ch Landesbauernführer vorzuſchlagende bauernfähige Perſon übertragen (65 96 bis 98 dieſer Ver⸗ 
ordnung). ς 

(2) In geeigneten Fällen kann das Anerbengericht, ohne daß es hierzu eines weiteren Antrags 
des Landesbauernführers bedarf, anſtatt der Eigentumsübertragung die Wirtſchaftsüberwachung durch 
einen Vertrauensmann oder die Wirtſchaftsführung durch einen Treuhänder gemäß SS 74 bis 84 dieſer 
Verordnung anordnen. 

§ 96 
Bekanntgabe der Eigentumsübertragung 

(1) Sobald der Beſchluß, durch den das Eigentum übertragen wird, Rechtskraft erlangt, macht 
das Anerbengericht die Eigentumsübertragung ſowie den Namen des neuen Bauern in dem für die 
amtlichen Bekanntmachungen des Gerichts beſtimmten Blatt ſowie in dem amtlichen Blatt der Landes⸗ 
bauernſchaft und in einer örtlichen Tageszeitung bekannt. 

(2) Das Anerbengericht erſucht ferner gemäß 8 15 Abſ. 4 der Erbhofverordnung das Grund- 
buchamt um die Eintragung des neuen Eigentümers. 


5 97 
Wirkungen des Übertragungsbeidluffes 

(1) Bei Rechtskraft des Übertragungsbeſchluſſes geht auch das Eigentum an den in dieſem Zeit⸗ 
punkt vorhandenen Erbhoferzeugniſſen von dem früheren Eigentümer auf den neuen Bauern über. Das- 
és gilt für die in dieſem Zeitpunkt noch ausſtehenden Forderungen aus dem Verkauf ſolcher Erzeug⸗ 
niſſe. 

(2) Hat der Eigentümer nach dem Zeitpunkt, in welchem der im 8 15 Abi. 3 der Erbhofver⸗ 
ordnung vorgeſehene Antrag des Landesbauernführers beim Anerbengericht eingegangen iſt, Grund⸗ 
ſtücke des Erbhofs vermietet oder verpachtet, jo iſt der Miet- oder Pachtvertrag dem neuen Bauern 
gegenüber nur wirkſam, wenn dieſer den Vertrag genehmigt. 

(3) Hat der Eigentümer vor Rechtskraft des die Eigentumsübertragung anordnenden Beſchluſſes 
über Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen verfügt, ſo ſind dieſe Verfügungen nur inſoweit wirk⸗ 
ſam, als Vorausverfügungen eines Schuldners über wiederkehrende Leiſtungen im Falle der Zwangs- 
verwaltung eines Grundſtücks wirkſam wären. 


8 98 
Rechtsſtellung des Eigentümers und ſeiner Angehörigen nach 
der Eigentumsübertragung 


(1) Das Anerbengericht kann beſtimmen, daß der neue Bauer dem früheren Eigentümer die für 
deſſen Hausſtand unentbehrlichen Räume zu belaſſen hat. 

(2) Das Anerbengericht kann ferner beſtimmen, daß der neue Bauer dem früheren Eigentümer 

und deſſen Ehegatten wie Altenteilern ſowie den unverſorgten Abkömmlingen des früheren Eigentümers 
wie weichenden Erben den angemeſſenen und der wirtſchaftlichen Lage des Hofes entſprechenden Unter⸗ 
halt zu gewähren hat. 
8) Erhält der frühere Eigentümer gemäß Abf. 2 Unterhalt, fo iſt er verpflichtet, ſoweit dies nach 
den Verhältniſſen des Hofes und der Beteiligten angemeſſen erſcheint, bei der Bewirtſchaftung des 
Hofes mitzuarbeiten und in dem üblichen Umfang auch die Mitglieder ſeiner Familie zur Mitarbeit an⸗ 
zuhalten. 

(4) Das Anerbengericht kann die in vorſtehenden Abſätzen 1 bis 3 vorgeſehenen Rechte und 
Pflichten in Anlehnung an die Grundſätze des $ 32 der Erbhofverordnung näher regeln. Gefährdet der 
frühere Eigentümer oder ein Mitglied ſeines Hausſtandes die ordnungsmäßige Bewirtſchaftung des 
Hofes, ſo kann das Anerbengericht auf Antrag des neuen Bauern dem früheren Eigentümer die Räu— 
mung der Wohnräume aufgeben oder andere geeignete Maßnahmen treffen. 

(5) Reichen die dem neuen Bauern zur Verfügung ſtehenden Mittel zur ordnungsmäßigen Be⸗ 
wirtſchaftung des Hofes nicht aus, ſo kann das Anerbengericht, falls dies nach den Vermögensverhält⸗ 
niſſen des früheren Eigentümers der Billigkeit entſpricht, auf Antrag des Bauern dem früheren Eigen- 
tümer aufgeben, dem Bauern einen Beitrag zu den Bewirtſchaftungskoſten zu leiſten. 

(6) Die in den Abſätzen 4, 5 vorgeſehenen Beſchlüſſe des Anerbengerichts unterliegen der ſofor⸗ 


tigen Beſchwerde. 
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9. Abſchnitt 
Gebühren und Auslagen 
6 99 
Anwendbarkeit der Koſtenordnung 
Für die Gebühren und Auslagen im Verfahren vor den Anerbenbehörden gelten, ſoweit nicht in 


der Erbhoſperordnung oder in den Durchführungsvorſchriften etwas anderes beſtimmt iſt, die Vor⸗ 
ſchriften der Koſtenordnung vom 6. März 1937 (G. Bl. S. 217) entſprechend. 


Geſchäftswert 
S 100 

(1) Bei Verfahren über die in den 88 10, 15, 18, $ 21 Abſ. 3, § 25 Abſ. 1 Nrn. 1, 2 
der Erbhofverordnung bezeichneten Angelegenheiten beſtimmt ſich der Geſchäftswert nach 8 24 der 
Koſtenordnung; er darf jedoch nicht auf mehr als 3000 Gulden angenommen werden. 

(2) Dasſelbe gilt bei Verfahren 

1. über die Genehmigung der Beſtimmung eines Anerben, 

2. über die übertragung der Verwaltung und Nutznießung am Erbhof oder 

3. über die Anordnung, Verlängerung oder Aufhebung der Wirtſchaftsüberwachung oder Wirt⸗ 

ſchaftsführung (55 74 ff., SS 77 ff. dieſer Verordnung). 


ξ 101 
Der Geſchäftswert beſtimmt ſich 
1. bei Verfahren über die Genehmigung 
a) einer Veräußerung, 
b) einer Belaſtung, 
c) eines Verpflichtungsgeſchäfts, das eine Veräußerung oder Belaſtung zum Gegenſtand hat, 
d) einer Verpachtung, 
nach der Hälfte des Wertes, der für die Gebührenberechnung im Falle der Beurkundung des 
Rechtsverhältniſſes maßgebend iſt, auf das ſich das Verfahren bezieht; 
2. bei Verfahren über die Genehmigung eines Übergabevertrags nach einem Viertel des Wertes 
des übergebenen Erbhofs (§ 18 Abſ. 1 der Koſtenordnung); 
3. bei Verfahren 
a) über die Genehmigung der Erbhofteilung oder der Entziehung der Erbhofeigenſchaft 
(S 27 der Erbhofrechtsverordnung), 
b) bei Streitigkeiten über die Verteilung von Verbindlichkeiten (88 22 Abſ. 4 und 5, $ 36 
Abſ. 3 der Erbhofverordnung), 
c) bei Streitigkeiten über die Anſprüche von Verſorgungsberechtigten, 
d) über die Auferlegung einer Verſorgungsverpflichtung auf Grund des 5 44 Abi. 5 der 
Erbhofrechtsverordnung 
nach den Vorſchriften des $ 24 Abſ. 2 der Koſtenordnung. 


$ 102 
Der Geſchäftswert beſtimmt ſich 

1. im Falle des $ 22 Abſ. 2 der Erbhofver ordnung nach dem Wert des angefallenen Erbhofs 
nach Abzug der Schulden; 

2. im Falle des § 23 Abſ. 2 Satz 1 der Erbhofverordnung nach dem Wert des gewählten 
Erbhofs nach Abzug der Schulden; 

3. bei Friſtſetzungsverfahren ($ 23 Abſ. 2 Satz 2 der Erbhofverordnung) nach der Hälfte des 
Wertes des wertvollſten der noch zur Wahl ſtehenden Erbhöfe nach Abzug der Schulden; 

4. bei der Ausſchlagung des Erbhofanfalls (6 22 Abſ. 3, § 29 der Erbhofverordnung) nach 
dem Wert des ausgeſchlagenen Erbhofs nach Abzug der Schulden. 


Gebührenſätze 
§ 103 
(1) Die volle Gebühr wird erhoben für Verfahren, welche betreffen: 

1. die Genehmigung der Veräußerung, Übergabe oder Belaſtung des Erbhofs, die Genehmi- 
gung eines hierauf gerichteten Verpflichtungsgeſchäfts, die Genehmigung der Verpachtung 
oder Teilung des Erbhofs oder der Entziehung der Erbhofeigenſchaft (8 37 der Erbhofver— 
ordnung, 88 27, 30, 33 der Erbhofrechts verordnung): 
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2. die Genehmigung der Beſtimmung eines Anerben oder die Übertragung der Verwaltung und 
Nutznießung am Erbhof: 

3. die Entſcheidung über Erbhofeigenſchaft oder Bauernfähigkeit (5 10, § 18 der Erbhofver⸗ 
ordnung); ergeht die Entſcheidung im Zuſammenhang mit dem Verfahren zur Anlegung oder 
Ergänzung der Erbhöferolle, jo werden keine Gebühren erhoben ($ 52 Abſ. 2 der Erbhof⸗ 
verordnung); . j 

4. die Entſcheidung darüber, ob Alteſten⸗ oder Jüngſtenrecht Brauch ἵ (5 21 Abſ. 3 der Erb⸗ 
hofverordnung) oder eine Entſcheidung nach $ 25 Abſ. 1 Nrn. 1, 2 der Erbhofverordnung. 

(2) Die volle Gebühr wird ferner erhoben für den im 8 56 Abi. 5 Satz 2 dieſer Verordnung 
vorgeſehenen Beſchluß. 

8 104 

Ein Viertel der vollen Gebühr wird erhoben: 

1. für die Aufnahme der Erklärung zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle in den Fällen des 8 22 
Abi. 2, § 23 Abſ. 2 Satz 1 der Erfhofverordnung; 

2. für die Entgegennahme der Erklärung in den Fällen des $ 22 Abi. 2, 3, $ 23 Abi. 2 Satz 1, 
6 29 Abſ. 2 der Erbhofverordnung, und zwar gegebenenfalls neben der unter 1 vorgeſehenen 
Gebühr; 

3. für das Verfahren, betreffend die Friſtſetzung im Falle des 8 23 Abſ. 2 Satz 2 der Erbhof⸗ 
verordnung. 

8 105 

(1) Für das Verfahren bei Streitigkeiten über die Verteilung von Verbindlichkeiten (8 22 Abſ. 4, 
5, § 36 Abſ. 3 der Erbhofverordnung) oder über die Anſprüche von Verſorgungsberechtigten werden 
folgende Gebühren erhoben: 

1. ein Viertel der vollen Gebühr, wenn die Beteiligten in dem Verfahren vor dem Vorſitzenden 
oder vor dem Gericht den Streit durch Vergleich beenden oder vor dem Erlaß der Entſchei⸗ 
dung auf dieſe durch Rücknahme des Antrags oder in ſonſtiger Weiſe verzichten; 

2. die volle Gebühr, wenn in dem Verfahren vor dem Vorſitzenden oder vor dem Gericht eine 
dieſes Verfahren abſchließende Entſcheidung ergeht; 

3. eine weitere Gebühr in Höhe der Hälfte der vollen Gebühr für das Einſpruchsverfahren vor 
dem Gericht einſchließlich der das Verfahren abſchließenden Entſcheidung; kommt es im Ein⸗ 
ſpruchsverfahren zu einem Vergleich oder wird der Einſpruch zurückgenommen, ſo ermäßigt ſich 
dieſe Gebühr auf ein Viertel der vollen Gebühr. 

(2) Die Vorſchriften des Abſatzes 1 gelten entſprechend für das Verfahren über die Auferlegung 
einer Verſorgungsverpflichtung auf Grund des § 44 Abſ. 5 der Erhofrechtsverordnung. 

(3) Für das Auseinanderſetzungsverfahren gemäß 88 67 ff. dieſer Verordnung wird das Drei⸗ 
fache der vollen Gebühr, berechnet nach dem Wert des Erbhofs, erhoben. Koſtenſchuldner ſind beide 
Ehegatten. Durch dieſe Gebühr wird auch die in den 88 69, 72 vorgeſehene Tätigkeit des Anerben⸗ 
gerichts abgegolten. Die Koſten der Grundbucheintragungen werden beſonders erhoben; die Vorſchriften 
des § 43 Abſ. 1 Satz 3 der Erbhofrechtsverordnung bleiben unberührt. Wird der Antrag zurück⸗ 
genommen oder erledigt ſich das Verfahren auf andere Weiſe, bevor der Auseinanderſetzungsvertrag 
genehmigt oder der Auseinanderſetzungsbeſchluß erlaſſen iſt, ſo ermäßigt ſich die Gebühr auf das 
Doppelte der vollen Gebühr. Erledigt ſich das Verfahren vor Eintritt in die Verhandlung, ſo ermäßigt 
ſich die Gebühr auf ein Viertel der vollen Gebühr. 


$ 106 
Gebühren im Beſchwerderechtszug 
(1) In dem Verfahren vor dem Erbhofgericht gilt 8 123 Abſ. 1 der Koſtenordnung entſprechend. 
(2) Wird gegen die gemäß 8 19 dieſer Verordnung ergehende Vorentſcheidung des Vorſitzenden 
des Beſchwerdegerichts ohne Erfolg Einſpruch eingelegt, ſo wird für das Einſpruchsverfahren einſchließ⸗ 
lich der das Verfahren abſchließenden Entſcheidung eine weitere Gebühr in Höhe der Hälfte der vollen 
Gebühr erhoben. Wird der Einſpruch zurückgenommen, ſo ermäßigt ſich dieſe Gebühr auf ein Viertel 
der vollen Gebühr. 
8 107 
Verteilung der Koſten in beſonderen Fällen 
(1) In dem Verfahren bei Streitigkeiten über die Verteilung von Verbindlichkeiten ($ 22 Abſ. 4, 5, 
6 36 Abi. 3 der Erbhofverordnung) und bei Streitigkeiten über die Anſprüche von Verſorgungsberech⸗ 
tigten (8 32 der Erbhofverordnung, 8 36 der Erbhofrechtsverordnung) ſowie in anderen Fällen, in 
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denen mehrere Perſonen an dem Verfahren beteiligt ſind, entſcheidet das Gericht nach billigem Ermeſſen 
darüber, wer die Koſten zu tragen hat oder wie die Koſten zu verteilen ſind. 

(2) Das Gericht kann hierbei beſtimmen, daß auch die außergerichtlichen Koſten ganz oder teilweiſe 
zu erſtatten ſind; die Vorſchriften der 88 103 bis 107 der Zivilprozeßordnung finden entſprechende An⸗ 
wendung. 

8 108 

Koſten in den Verfahren gegen einen ſchlecht wirtſchaftenden oder 

bauernunfähigen Erbhofeigentümer 

(1) Keine Gebühr wird erhoben für die Verfahren, die betreffen: 

1. die Anordnung oder Verlängerung der Wirtſchaftsüberwachung gemäß Së 74ff. dieſer Ber- 
ordnung, 

2. die Anordnung oder Verlängerung der Wirtſchaftsführung durch einen Treuhänder gemäß 
SS 77 ff. dieſer Verordnung, 

3. die Einſetzung eines Nutzverwalters gemäß Së 85 ff. dieſer Verordnung, 

4. die Übertragung des Eigentums am Erbhof gemäß 55 95 ff. dieſer Verordnung. 

(2) Wird die Wirtſchaftsüberwachung oder Wirtſchaftsführung angeordnet oder verlängert, ſo trägt 
die Auslagen des Verfahrens der Bauer. Wird ein Nutzverwalter eingeſetzt, ſo trägt die Auslagen des 
Verfahrens der Eigentümer, hilfsweiſe der Nutzverwalter. Wird das Eigentum am Erbhof übertragen, 
ſo trägt die Auslagen des Verfahrens der frühere Eigentümer, hilfsweiſe der neue Bauer. 

(3) Für die Entſcheidung über den Antrag des Bauern auf vorzeitige Aufhebung der Wirtſchafts— 
überwachung oder der Wirtſchaftsführung (8 76 Abi. 2, 8 84 Abſ. 2 dieſer Verordnung) wird eine 
volle Gebühr, berechnet nach einem Geſchäftswert von nicht mehr als 3000 Gulden, erhoben. Dieſe 
Gebühr und die Auslagen des Verfahrens trägt der Bauer. 

(4) Auf die Koſten eines ſelbſtändigen Verfahrens über Streitigkeiten aus 8 81 Abſ. 4 bis 6, 
85 92, 98 dieſer Verordnung finden die Vorſchriften des 8 101 Nr. 3c, § 105 Abſ. 1, $ 107 dieſer 
Verordnung über die Koſten bei Streitigkeiten über die Anſprüche von Verſorgungsberechtigten ent— 
ſprechende Anwendung. 

(5) Für das den Wechſel des Nutzverwalters betreffende Verfahren (8 93 dieſer Verordnung) wird 
keine Gebühr erhoben. Die Auslagen trägt im Falle des § 93 Abſ. 1 der abgeſetzte Nutzverwalter, im 
Falle des § 93 Abſ. 2 der Eigentümer, in beiden Fällen hilfsweiſe der neue Nutzverwalter. 

(6) Die Koſten des Beſchwerdeverfahrens richten ſich nach $ 106 dieſer Verordnung; die Koſten für 
das im $ 82 Abſ. 5 dieſer Verordnung vorgeſehene Ordnungsſtrafverfahren richten ſich nach 8 110 der 
Koſtenordnung. 

§ 109 
Koſtenfreiheit für die Bauernführer 

(1) Der Kreis- und Landesbauernführer iſt in keinem Falle zur Zahlung von Koſten verpflichtet. 

(2) Bei einem Verfahren, das auf einem Antrag oder einer Beſchwerde des Kreis- oder Landes- 
bauernführers beruht, entſcheidet das Gericht nach billigem Ermeſſen darüber, ob den anderen am Ber- 
fahren Beteiligten die Koſten ganz oder teilweiſe aufzuerlegen ſind. In den Fällen des $ 15 Abſ. 2, 
3 der Erbhofverordnung ſowie bei dem Verfahren über die Anordnung, Verlängerung oder Aufhebung 
der Wirtſchaftsüberwachung oder Wirtſchaftsführung (88 74 ff., SS 77 ff. dieſer Verordnung) kann 
unter dieſen Vorausſetzungen eine Gebühr bis zur Höhe einer vollen Gebühr auferlegt werden. 


$ 110 
Koſtenfreiheit in beſonderen Fällen 
Das Gericht kann aus beſonderen Gründen anordnen „daß von der Erhebung von Gerichtskoſten 
ganz oder teilweiſe abgeſehen wird. Dieſe Entſcheidung kann nur zugleich mit der Entſcheidung über die 
Hauptſache ergehen (8 112). 
n 8 111 
Fälligkeit. Vorſchuß 
(1) Gebühren und Auslagen werden erſt fällig, wenn das Verfahren in dem Rechtszug beendet iſt. 
(2) Koſtenvorſchüſſe werden nicht erhoben. 
6 112 
Verfahren 
(1) Über die Koſten iſt zugleich mit der Entſcheidung über die Hauptſache zu entſcheiden. Die An⸗ 
fechtung der Entſcheidung über den Koſtenpunkt iſt unzuläſſig, wenn nicht gegen die Entſcheidung in der 
Hauptſache ein Rechtsmittel eingelegt wird. 
(2) Den Geſchäftswert ſetzt der Vorſitzende des Gerichts von Amts wegen v feſt. 
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§ 113 
Erinnerung 


Über Erinnerungen des Koſtenſchuldners und der Staatskaſſe gegen den Anſatz von Gebühren und 
Auslagen entſcheidet der Vorſitzende des Gerichts. Er entſcheidet auch über Erinnerungen im Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren (§ 107 Abſ. 2). Die Entſcheidungen ergehen gebührenfrei. 


S 114 
Beſchwerde in Koſtenſachen 


(1) Gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden des Anerbengerichts über die Feſtſetzung des Geſchäfts⸗ 
werts ($ 112 Abſ. 2) ſowie über die Erinnerung ($ 113) findet, ſofern der Beſchwerdegegenſtand den 
Betrag von 50 Gulden überſteigt, Beſchwerde, im Koſtenfeſtſetzungsverfahren (5 107 Abſ. 2) ſofortige 
Beſchwerde ſtatt. Über die Beſchwerde entſcheidet das Erbhofgericht. 

(2) Im übrigen finden die Vorſchriften des § 13 der Koſtenordnung entſprechende Anwendung. 


8 115 
Mehrere Koſtenſchuldner 


Soweit einem Beteiligten die Koſten durch gerichtliche Entſcheidung auferlegt oder von ihm durch 
eine vor dem Gericht abgegebene oder ihm mitgeteilte Erklärung übernommen ſind, ſoll die Haftung 
anderer Beteiligter nur geltend gemacht werden, wenn eine Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Ver⸗ 
mögen des erſteren erfolglos geblieben iſt oder ausſichtslos erſcheint. 


S 116 
Gebühren der Rechtsanwälte 


(1) Im Verfahren vor den Anerbenbehörden finden die für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten geltenden 
Vorſchriften der deutſchen Gebührenordnung für Rechtsanwälte in der für Danzig geltenden Faſſung 
ſinngemäß Anwendung. Volle Gebühr im Sinne jener Gebührenordnung Πέ die Gebühr des 8 26 der 
Koſtenordnung. 

(2) Im Beſchwerderechtszuge tritt an die Stelle der im § 41 der deutſchen Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte in der für Danzig geltenden Faſſung vorgeſehenen Gebühr im Verfahren vor dem Erb⸗ 
hofgericht die volle Gebühr. 

(3) Die Gebühren bemeſſen ſich nach dem für die Berechnung der Gerichtsgebühren maßgebenden 
Geſchäftswert. Die Vorſchriften des $ 112 Abſ. 2, § 114 dieſer Verordnung finden entſprechende An⸗ 


wendung. 
8 117 


Gebühren des Notars in den Fällen der 88 64, 65 


(1) Für den Antrag ($ 64 dieſer Verordnung) ſowie für die Erledigung von Beanſtandungen des 
Antrags kann der Notar keine Gebühren fordern. Iſt es notwendig, mit einem Antrag einen das 
Sach- und Rechtsverhältnis entwickelnden Vortrag zu verbinden, und wird deſſen Einreichung von 
der Partei verlangt, jo erhält der Notar eine Gebühr in Höhe der Hälfte der im $ 26 der Koſten⸗ 
ordnung vom 6. März 1937 (G. Bl. S. 217) bezeichneten vollen Gebühr. Unter Anträgen im 
Sinne dieſes Abſatzes ſind auch Beſchwerden zu verſtehen. 

(2) Iſt der Notar, der das Rechtsgeſchäft beurkundet, beglaubigt oder entworfen hat, zugleich 
Rechtsanwalt, ſo kann er als Rechtsanwalt Gebühren nur dann fordern, wenn er in dem Verfahren 
kraft beſonderen Auftrags als Rechtsanwalt tätig iſt; auch in dieſem Falle ſteht ihm für das Verfahren 
die Prozeßgebühr nicht zu. 

S 118 
Gebühren und Auslagen der Zeugen, Sachverſtändigen und Gerichtsvollzieher 


(1) Für die Gebühren und Auslagen der Zeugen und Sachverſtändigen im Verfahren vor den 
Anerbenbehörden gelten die Vorſchriften der deutſchen Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtän⸗ 
dige ſinngemäß. 

(2) Für die Gebühren und Auslagen der Gerichtsvollzieher im Verfahren vor den Anerbenbe⸗ 
hörden gelten die Vorſchriften der deutſchen Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher in der für Danzig 


geltenden Faſſung ſinngemäß. 
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8 119 


Koftenrehtlide Behandlung der im 8 138 der Erbhofrechtsverordnung 
vorgeſehenen Urkunde 


Für die Anwendung der Koſtenvorſchriften Debt die im S 13 der Erbhofrechtsverordnung vorge⸗ 
ſehene Urkunde, durch die ein Anerbe beſtimmt oder die Verwaltung und Nutznießung angeordnet wird, 
einem vor einem Richter oder Notar in ordentlicher Form errichteten Teſtament gleich. 


10. Abſchnitt 
Schluß vorſchriften 
5 120 
Inkrafttreten 
(1) Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
(2) Für die bei Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängigen Verfahren bleiben bis zur Beendi⸗ 
gung des Rechtszuges, in dem die Sache ſich befindet, die bisher geltenden koſtenrechtlichen Vorſchriften 
anwendbar. 


Danzig, den 15. Mai 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 
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Anlage 1 
(S 27 Abſ. 2, EH fd) 
— Titelseite des Umschlagbogens — 


Anerbengeridit: ..................... 


Erbhöferolle 


für die Gemeinde μι leer J.. 


Noch Anlage 1 


— Rückseite der Titelseite — 


Verzeichnis der in dieſem Band eingetragenen Erbhöfe 


C. ˙ A en 
Erbe der Blatt⸗Nr. Erbe der Blatt⸗Nr. 
Zerf? Familie ber Rolle Name des Hoſes Familie der Rolle 


.. "SEHE E —ꝛ—«̃⸗ĩ—U— — . , 
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Noch Anlage 1 
— Einlageblatt — 


ρε Τ σ 06 AI Uwyyong GET ε 
AYNT 
1611011 — 8 * 68 AI woyymg op. un hie & 
LEBE ege um | e 8 AN 
uoboygabun | στ ο ε 7 ε 48 AI umyyong | onsaısnaggyr “Θ11615/ΟΗ Τ 
II or 6 8 2 9 29 9 7 | € S 1 
ES Ey udp 5 1 en e: 18 ag | uaa schnqqunc dea 
“ach 1upıatraagquvglag un . 
naßunzgaamag | stußrafrsagquuglag un 116 


Dog 98019) ae m 1 Gngaung un uahvapbına Βμπηφιοξορς 
u 2966 οἱαθ ung 


Dunplezs Bundviyumg 


Cr nennen οἱαᾷ mag luv) 
"KA wo meinung 120 2418 um 
sn, x8 joy :slaggay 6.0 mn 
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Anlage 2 
(6 31 Abſ. 4 692990) 
— Titelseite des Umschlagbogens — 


Gemeinde:: ος 
να αμα „ E SS, 
Gemeindeverzeichnis A 
(Beſitzungen bis zu 125 ha) 
Das Verzeichnis beſteht aus . Einlageblättern (Aufzählung auf inliegendem 
erſten Blatt). Das Verzeichnis enthält ſämtliche zur Ernährung einer Familie 
ausreichenden Beſitzungen in unſerer Gemeinde, die durch Land⸗ oder Forſtwirtſchaft 
oder durch Gemüſe⸗ oder Obſtbau genutzt werden und nicht größer ſind als 125 ha. 
2 „den nn 193. 
Gemeindevorſieher 
An 


den Herrn Landrat 


Ee eme See Ee SE 
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Aufzählung der Einlageblätter 


Noch Anlage 2 


SCH Name des Eigentümers Name des Eigentümers 
1 2 2 . 


eee ⁰H⅛DGqꝶęꝶqmfbr. s 1 888278 


enen. τα ο κο ως eee EE E CR ENEE 


eee re ee 


r ß acht τος ο Se DELL IL ο σα ΗΝ Ρας 


e v e ee ο LE EE 


) Anmerkung: Diefe Aufzählung ift das erſte Blatt zum Umſchlagbogen; find mehr als 54 Höfe vorhanden, fo iſt 
ein neues Blatt einzulegen. 
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Noch Anlage 2 
— Einlageblatt — 


GG "20 uwyyang 
„ö 


9 AN umyyang 
STUYNIZAAA 
561/02111/21.19/) 


πθριΏ]ς θα] 


Feen 5807 A Όι 08 (2 
Young 8 AN 
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erprraßuagaaug 
800 
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(Sunqupzbegz sean spolusdyerg) 
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eyu 
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Hug Dm 
ëmgoen 


ammu10ep 
aggag 


"e N αἱ Uptgafonua 


dugvubun 119 


syıarquuzlag 


(vu 981 ag uadungılag) 
V Suede 
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Auerbengericht Seefeld Anlage 3 
(8 35 Abſ. 3 EHVIO) 
— Tülelseite des Umschlagbogens — 


Gerichtliches Verzeichnis 
der in der Gemeinde ......... Buchhain belegenen Höfe, 


deren Eintragung in die Erbhöferolle in Ausſicht genommen iſt 


Hinweis: 


Jeder Eigentümer, der in dem Verzeichniſſe zu Unrecht nicht ein⸗ 
getragen iſt, kaun beim Anerbengericht binnen zwei Wochen nach 
Beendigung des Aushangs an der Gerichtstafel Eiuſpruch einlegen. 
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Noch Anlage 3 
— Rückseite der Titelseite — 


Aufzählung der Einlageblätter 


να Name des Eigentümers ι Name des Eigentümers 


— 
= 


2 2 


μα 


sl σσ VW CO P - 


.. ͤ οσο πο 


Der Vorſitzende des Anerbengerichts 
Richter 
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Noch Anlage 3 
— Einlageblatt — 


2 06 7 Sat 
o Egon Ώριιοφο | «ροή | meet 


sau 68 d Da gun 
-τθθι] (α SES 8 Sr | Ppuoga | w dsf Sons 
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um ig um um uog ( * ey av ey 11 
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Jopaua oo | gin R 1278 ( 200 ole 
219119ᾳ: eg mag — αν 210 Ra ang (e ag 8299 
9101914441) 916 e eee : { Sie 
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Freen 


umyyng 9611911298 
81 mommonsd leng m porloggıg 1a 1 ὕμπθυαμι una log τς 
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KU Akte "006 Dntgabnma bn μονος 
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Anlage 4 
(842 Abf. 2 Ed fo) 
ιδ. 
der Höfe, die aus dem Gemeindeverzeichnis nicht in das 
gerichtliche Verzeichnis übernommen ſind 


Gemeinde⸗ Auszugsweise Asten zur Bemerkungen, 
Lfde.“ verzeichnis Sammel | Name Angabe der la äisegen über 
b  Lotten, Heft, des Eigen-| Gründe nach den gei vermerkt N 
Ar. der Ta) Blatt | κ μμ den | fragumgen in die 
Gemeinde : rachten Gründen ele erolle 
1 2 3 4 5 6 7 
Anlage 5 
(843 Abſ. 2 Gear 
RE" nn Einlageblatt NR. 


Gemeindeverzeichnis B 
(Beſitzungen über 125 ha) 


ä —  -----᾿-᾿-᾿-᾿-ὋὋ 
Eigentümer Beſitzung 


Grundbuch- Größe 
blatt 


Zuname Vorname Name Art 


1 2 x 3 4 5 6 7 
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Anlage 6 


(8 44 Abſ. 2 6018/90) 
— Titelseite des Antragbogens — 


Antrag 
auf Zulaſſung einer Beſitzung über 125 ha als Erbhof 
gemäß $ 5 der Erbhofverordnung vom 1937 (Geſetzbl. S. 
und § 44 der Erbhofverfahrensordnung vom 1937 (Geſetzbl. S. ) 
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Noch Anlage 6 
Seite 2 des Antragbogens — 


Ich bitte, Meine unten näher bezeichnete Beſitzung, die in der Gemeinde Buchhain Kreis Seefeld 


gelegen iſt, als Erbhof zuzulaſſen. 


Beſtandteile der Beſitzung Berfön gege 
. ngaben 


liche über ſonſtige 


Beſitzung 


Eigentümer 
a) Name 4 
. Steuer⸗ Schulden | Beſitzungen des 
un . 5 
Zuname b) Art Wirtſchafts⸗ Grundbuch- Größe licher des Eigen⸗] Antragſtellers, 
Vorname | ο) Geſamtgröße art der 2 Einheits⸗ Belaftung| ,. und zwar Lage 
S 2 blatt in ha tümers or 
in ha Grundſtücke wert Art und Größe 
τος ee in G in G 
1 3 4 5 6 7 8 9 
Schäfer, Hofstelle | Buchhain 10 
Paul Bd. H 
a) Heidehof Bl. 15 
b) Vollhof Acker ebenda 50 
c) 210 ha BI. 20 
Wiese Bl. 20 50 
Wald Bl. 20 | 10 
Zur Begründung meines Antrags führe ich folgendes an“): 
ä ο e Uunterſchrift) ) 


*) Falls der Raum nicht ausreicht, kann ein Blatt eingelegt werden. 
**) Die Richtigkeit der Angaben iſt an Eides Statt zu verſichern (§ 44 Abſ. 2 EH VfH). 
ee — —̃ — 


Noch Aulage 6 
— Seite à des Antragbogens — 


Stellungnahme) 


1. des Anerbengerichts 
2. des Kreisbauernführers 
3. des Landesbauernführers 


Für längere Stellungnahme ſteht Seite 4 des Antragbogens zur Verfügung. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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